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PRÄSIDENT SASSMANN (um 14 Uhr
35 lIfin.): Ich eröffne die Sitzung. Das Proto­
koll der letzten Sitmmg ist geschäftsord­
nungsmäßig aufgelegen; es ist unbeanstandet
geblieben, demnach als genehmigt zu be­
trachten.

.--.'-

Von der heutigen Sitzung haben sich ent­
schuldigt LandeS'rat Gen ne rund Landes,rat
Wal t n e r.

Wie bereits mitgete<ilt, stelle ich die im
Finanzausschuß am 17. Mai 1954 vevab­
schiedete Vorlage der LandesregiernIng ­
Zahl 549-Landtag - noch aJuf die Tages­
ordnung dieser Sitzung.

Der Antrag des Finanzausschusses liegt
auf den Plätzen der Herren Abgeordneten auf.

Ich ersuche um Ver1eS'ung des Einlaufes.

SCHRIFTFüHRER (liest): Vorlage der
Landesregierung, betreffend den Dienst­
postenplan 1954/55 für die gewerblichen
BerufsschIllIen in Niederösterreich.

Vorlage der Landesregierung, betreffend
Stadtgemeinde Krems an der Donau, Bericht
des Rechnungshofes über die Geharungs­
prüfung 1950 und 1951.

PRÄSIDENT SASSMANN (nach Zuwei­
sung des Einlaufes an die zuständigen Aus­
schüsse): Wir gelangen zur Berawng der
Tagesordnung. Ich ersuche Herrn Abgeord­
neten Te s a r, die Verhandlung zur Zahl 501
einzuleiten.

Berichterstatter Abg. TESAR: Hohes Haus!
Ich habe namens des gemeinsamen Schul­
und Finanzausschus,ses ü:ber den Antrag der
Abgeordneten Czerny, 8taffa, Gerhartl,
Nimetz, Buchinger, Tat~ber und Genossen,
betreffend die Errichtung einer Landesberufs­
schule für kaufmännische Lehrlinge in Wiener
Neustadt, zu berichten.

Hohes Haus! Die Bestrebungen, eine Lan­
desiberurfsschuIe für kaufmännische Lehrlinge
in Niederösterreich zu errichten, gehen bereits
auf längere Zeit zurück. Da Niederösterreich
zirka 1800 kaufmännische Lehrlinge aufweist,
ist die Not,wendigkeit zur Errichtung einer
solchen Berufsschule an sich g'egeben. Zu
klären wäre bloß die Frage nach der zweck­
mäßigsten Unterbringung einer solchen Schule.
Derzeit stünden dazu zwei mögliche Objekte
zur Verfügung, und z,war entweder der Ost­
trakt des im Jahre 1944 eI1richteten Zubaues
Ziur Wiener-Neustädter Militärakademie, welch
letztere im übrigen zur Zeit ohnedies
schulischen Zwecken dient, oder das Schloß
Judenau. Mit der Berufsschule müßte auch
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PRÄSIDENT SASSMANN (nach Abstim­
mung): Der Rückverweisungsantrag ist ab­
gelehnt.

Zum Wort hat sich Herr Abg. Pos P i­
s chi I gemeldet.

ein Internat verbunden werden, weil der ge­
ordnete Besuch der Schule seitens der Schüler,
die aus dem ganzen Lande stammen, anders
gar nicht möglich wäre. Um die Mei'nungs­
verschiedenheiten hinsichtlich des Ortes der
Errichtung zu beseitigen, wurde ein Lokal­
augenschein sowohl in Wiener Neustadt als Abg. POSPISCHIL: Hoher Landtag! Der
auch in Judenau vorgenommen. Das Ergebnis Herr Berichterstatter hat in seinen Aus­
dieses Lokalaugenscheines kennzeichnet die führungen mit Recht darauf hingewiesen, daß
Stellungnahme der niederösterreichischen die Notwendigkeit der Errichtung einer Lan­
Landesregierung, LA. V!3, derzufolge für die desberufsschule für die 1800 kaufmännischen
Errichtung der Landesberufsschule in Wiener Lehrlinge in Niederösterreich gegeben ist.
Ne,ustadteine Inanspruchnahme des Objektes Wir sind ebenfalls dieser Meinung und gIlau­
durch das Besatzungselement resp. die Räu- ben, daß mit Recht in den Stellungnahmen
mltng für den Fall des Staatsvertrages in darauf hingewiesen wurde, den kaufmän­
Betracht gezogen werden muß. Demgegen- nischen Lehrlingen müsse eine einheitliche
über besteht in Judenau ein geräumiges Ob- berufliche Ausbildung gegeben werden, zumal
jekt, umgeben von Nutzgärten, in welchem die Anforderungen auch an den kaufmän­
die Unterbringung der gesamten Schule mit nischen Beruf im "\Vachsen begriffen sind.
Internat nach Äußerungen VOll Bauorganen Worum es bei den bisherigen Beratungen
möglich sein wird. Wesentlich ist, daI'; hier und auch bei der Besichtigung der beiden
auch die Eigentumsverhältnisse geklärt sind. Objekte gegangen ist, war die Frage, wo das

Der gemeinsame Schul- und Finanzaus- Objekt zu realisieren sei, ob in Wiener Neu­
schuß hat daher in seiner Sitzung vom 14. Mai stadt oder in Judenau. Zur Klärung dieser
1954 den gestellten Abänderu'ngsantrag des Frage ist den Abgeordneten eine Stellung­
Abg. Hainisch, wonach die Berufsschule für nahme des Landesamtes V/3 zugegangen ~­

kaufmännische Lehrlinge in Judenau errichtet eine unserer Meinung nach sehr sachliche
wird, zum Beschluß erhoben. Ich stelle daher Stellungnahme --, aus der eindeutig hervor­
namens des gemeinsamen Schul- und Finanz- geht, daß es zweckmäßiger erscheint, diese
ausschusses folgenden Antrag (liest): Schule in Wiener Neustadt zu errichten als in

Der Hohe Landtag wolle beschließen: Judenau. Wir sind überhaupt der Auffassung,
,,1. In Judenau, Bezirk Tulln, wird ein,? daß die Entscheidung in dieser Frage aus­

L:mdesberufsschule für kaufmännische Lehr- I schließlich von sachlichen Erwägungen ge­
linge errichtet. i leitet sein sollte, denn schließlich handelt es

2. Die Landesregierung wird aufg( fordert, sich um eine sehr wichtige Frage für einen
das für die Errichtung dieser Landesberufs- Teil der österreichischen Jugend,. um eine
schule Erforderliche unverzüglich zu veran- Frage, die überhaupt im öffentlichen Inter-
Jassen. " eSSe liegt.

Ich bitte um Annahme dieses Antrages. Meine Herren Abgeordneten! Aus dem
schon genannten Bericht des Landes'amtes V/3
geht gleichfalls hervor, daf3 Wiener Neustadt
eine Reihe von Vorzügen für die Lösung
dieser Frage aufweist, so die günstige Ver­
kehrslage - wie Wiener Neustadt überhaupt
ein Verkehrszentrum darstellt ---, weiter ein
städtisches Milieu mit seinen Waren- und
Geschäftshäusern, die gerade für die kauf­
männischen Lehrlinge im praktischen An­
schauungsunterricht unbedingt notwendig
wären, und schließlich eine Reihe von Indu­
striebetrieben, die im Zusammenhang mit
dem ganzen Fragenkomplex ebenfalls von
WichNgkeit sind. Es sind also eine ganze
Reihe von Voraussetzungen für die Errich­
tung der Schule in Wiener Neustadt gegeben,
während in Judenau die Dinge wesentlich
anders liegen. In Judenau würde sich der
Unterricht - das kann wohl kaum bestritten
werden -- in erster Linie auf einen theore­
tischen Unterricht beschränken müssen, es

PRÄSIDENT SASSMANN : Zur Geschäfts­
ordnung hat sich Herr Abg. S t a f fa zum
Wort gemeldet.

Abg. STAFFA (zur Geschäftsordnung):
Hoher Landtag, meine Damen und Herren!
Mit Rücksicht darauf, daß der Antrag,
der heute dem Hohen Hause vorgelegt
wird, nicht der Absicht und auch nicht den
Intentionen der Antragsteller entspricht,
weiter, daß aus dem ursprünglichen Antrag
ei'll vollkommen neuer Antrag geworden ist,
ferner mit Rücksicht darauf, daß heute beiden
Klubs in dieser Angelegenheit eine Resolution
der Kaufmannschaft von Wiener Neustadt
zugegangen ist, glaube ich, daß es zweck­
mäßig wäre, diese Angelegenheit noch einmal
zu beraten. Ich stelle daher den geschäfts­
ordnu'llgsmäßigen Antrag, die Vorlage an den
gemeinsamen Schul- und Finanzausschuß
rückzuverweisen.
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sei denn, daß man sehr langwierige und um­
ständliche Exkursionen dem theoretischen
Unterricht anschließt. Weiter kommt dazu,
was ja auch der Bericht sagt, daß in Wiener
Neustadt nebenamtliche Lehrkräfte vorhan­
den sind, die vor allem für die Führung einer
Schule äußerst wichtig sind, weil es siich ja
als notwendig erweist, spezielle Kenntnisse
zu vermitteln. In Judenau ist dies aber nicht
der Fall bzw. kann dieses Problem nur unter
schwierigsten Bedingungen gelöst werden.
Auch die Wohnraumbeschaffung für Lehr­
kräfte ist in Wiener Neustadt weitaus gün­
stiger als in Judenau. Der Bericht sagt auch
-- und unserer Auffassung nach hat er damit
vollkommen recht -, daß die ärztliche Be­
treuung für immerhin 360 Schüler in Wiener
Neustadt wesentlich günstiger liegt als in
Judenau.

Es soll aber auch die finanzielle Frage
nicht unberührt bleiben. Nach unserer Mei­
nung steht es eindeutig fest, daß Wiener
Neustadt auch in dieser Fmge nicht ungün­
stiger wäre als Judenau. E.s wird davon ge­
sprochen, daß in Wiener Neustadt die Miete
für das in Betracht kommende Objekt 5000 S
jährlich betragen würde. Es wird z,war die
Höhe der Miete für Judenau nicht genannt,
a,ber es ist sicher anzunehmen, daß sie nicht
geringer sein würde, denn es ist ja bekannt,
daß das Stiftungsreferat, als verwaltende
Körperschaft des Objektes in Judenall, schon
seit langem mit finanziellen Schwierigkeiten
zu kämpfen hat und wahrscheinlich kaum auf
die Einnahme der Miete für Judenau ver­
zichten würde. Dazu käme noch - das wird
zwar im Bericht nicht angeführt - die noch
nicht in voller Höhe genannte Ablöse für das
Schwesternhaus in Judenau. Das heißt ander­
seits, daß der Landtag heute wieder einmal
einen Beschluß fassen soll, ohne zu wislslen,
wie dieser s,ich finanziell auslwirken wird.

Die als Nachteile für Wiener Neustadt an­
geführten Momente scheinen uns nicht sehr
stichhältig, vor allem deshalb nicht, weil
bekannterweise für das Projekt in Wiefler
Neustadt ein langjähriger Pachtvertrag vor­
handen wäre. Was uns aber als sehr bedeu­
tungsvoll erscheint, ist die Tatsache, daß wir
dieser schwergeprüften Stadt Wiener Neu­
stadt durch die Errichtung der Landesberufs­
schule ohne Zweifel eine große Hilfe geben
würden. Es kann keine Frage sein, daß die
Errichtung dieser Schule immerhin Impulse
zur Belebung der Wirtschaft in Wiener Neu­
stadt mit sich brächte, für eine Stadt also, in
cer bekanntlich eine große Arbeitslosigkeit
herrscht, für eine Stadt, die durch den letzten
Krieg so schwer gelitten hat, in der leider
noch immer nicht alle Kriegsschäden behoben

sind und die, wie gleichfalls feststeht, durch
die Benachteiligung ders ganzen Landes in den
letzten Jahren mehr als vielleicht irgendeine
andere Stadt in Niederösterreich zu leiden
hatte.

Unserer Auffassung nach spricht alles für
die Errichtung dieser Landesberufsschule in
Wiener Neustadt. Wir sehen ulns daher ge­
zwungen, dem vocrliegenden Antrag nicht
unE,ere Zustimmung zu geben.

PRÄSIDENT SASSMANN: Zum Wort ge­
langt Frau Abg. C zer n y.

Abg. CZERNY: Hohes Haus! Der Antrag,
der seitens meiner Fraktion eingebracht
wurde, ist nunmehr eigentlich in das Gegen­
teil umgekehrt worden. Ich ,glaube, hier aus­
drücklich feststellen zu können, daß die ge­
samte Bevölkerung von Wiener Neustadt,
nicht nur allein die Kaufmannschaft, diese
Art, wie man hier Anträge behandelt, s.icher­
lich nicht gutheißen wird. Es ist auch nicht
uninteressant, zu sehen, daß Regierungsmit­
glieder, die an der Frage ein gelwisses Inter­
esse haben sollten, dieser Sitzung fernbleiben.
Ich kann wohl mit Bestimmtheit sagen: Von
seiten meiner Fraktion haben wir uns bemüht,
die Frage auf rein sachlichem Boden zu be­
handeln, auf seiten der ÖVP wurde das nicht
so gehandhabt. Wer den Verhandlungen mit
Aufmerksamkeit folgte, muß 27U dem S.chluß
kommen, daß es nicht sachliche Erwägungen
waren, die zu dem jetzigen Antrag ge[ührt
haben, sO'ndern daß rein persönliche Er­
wägungen von Einzelpersonen maßgebend
waren. Darüber sind noch einige Worte zu
reden.

Der Minderheitshericht, der Ihnen seitens
unse,rer Fraktion vorlie.gt, weist einen groben,
sinnfälligen Fehler auf, den ich richtigstelIen
möchte. Im zweiten Absatz heißt es: "Die
Sozialistische Fraktion des Wirtschaftsaus­
schusses", das ist ein Schreibfehler; richtig
soll es heißen: " ... des gemeinsamen Schul­
und Finanzau8schusses."

Ich möchte aber zu diesem Minderheits­
bericht noch einiges sagen. Am 15. Dezem­
ber 1953 brachten die sozialis,uschen Alb­
geordneten einen Antrag im niederösterrei­
chischen Landtag ein, worin die Landesregie­
rung aufgefordert wurde, das für die Errich­
tung einer Landesberufsschule für kaufmän­
nische Lehrlinge in Wiener Neustadt Erlor­
derl,iche zu veranlass'€'n. Dieser Antrag wurde
auch vom Gemeinderat Wiener Neustadt mit
Beschluß vom 22. Dezember 1953 unterstützt
und von allen Parteien einstimmig an­
genommen.

Der Antrag, der von den sozialistischen
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Abgeordneten eingebracht und zur Beratung
dem gemelinsamen Schul- und Finanzausschuß
zugewiesen wurde, entsprang dem Bedürfnis,
endlich auch den kaufmännischen Lehrlingen
i'n Niederösterreich -- rund 1800 gibt es --­
in einer Landesberufsschule eine einheitliche
Berufsausbildung zu vermitteln. Das Haupt­
kontingent dieser Lehrlinge stellt, wenn man
die Randgemeinden dazuzählt, das Viertel
unter dem Wienerwald. Auch das ist eine rein
sachliche Feststellung. Über die anderen
Dinge, die uns hier interessieren, wie zen­
traler Verkehrsknotenpunkt, Vorhandensein
eines modernen Schulgebäudes und kednes
'nassen, feuchten, jahrhundertealten Gebäu­
des, Heranziehungsmöglichkeit der nötigen
Lehrkräfte, Unterbringungsmöglichkeit für die
Lehrkräfte usw., sind sich wohl .alle Mit­
glieder des Ausschusses einig. Soweit diese
Mitglieder aber der ÖVP angehören, so haben
sich diese durch bestimmte Kreise dahin­
gehend beeinflussen lassen, daß die Schule
nicht in Wiener Neustadt, sondern in Judenau
errichtet werden soll.

In Niede,rösterreich sind eine Reihe von
Lanctesberufsschulen bereits errichtet worden.
Ich muß feststellen, eir:e Stadt w;e Wiener
Neustadt mit mehr als 30.000 Einwohnern,
die immer viel für das Schulwesen übrig hat,
hätte wohl scho'n aus diese.m Grunde allein
ein Anrecht, in dieser Beziehung berückskh­
tigt zu werden. Dazu kommt noch, was Sie
alle selbst wissen, daß diese Stadt durch die
Kriegs- und Nachkrie,gsercignisse auf das
schwerste getroffen wurde und natürlich jede
Gelegenheit wahrnehmen will, um etwas mehr
Beschäftigung in diese Stadt zu bringen. Die
Er'richtung einer solchen Schule in Wiener
Neustadt würde für e,ine Reihe von Berufs­
sparten dieser Stadt Beschäftigung für eine
geraume Zeit bring'en; wir würden damit be­
weisen, daß die niE:derösterreichische Lan­
desregierung auch auf jene Städte und Orte
die notwendige Rücksicht verwendet, die sie
verdienen. Ich kann hier wohl eines aus­
sprechen: Die gesamte Kaufmannschaft von
Wiener Neustadt hat sofort nach Kriegsende
gezeigt, daß sie imstande ist, sich vorwärts
zu kämpfen und den Willen hat, etwas zu
unternehmen; war doch sie die erste. die
wieder die Ausstellungen hs Leben gerufen
und damit gezeigt hat, daß sie nicht verzagt,
sondern versucht, dort weiterzuarbeiten, wo
e~, möglich ist. Trotz alledem werden ihre
Wünsche, die him sachlich und bar jeder
politischen Einstellung gestellt werden, nicht
berücksichtigt.

Zur Realis.ierung des Vorhabens hatte man
zwei Objekte in die e'ngere Wahl gezogen:
den Osttrakt des im Jahre 1944 errichteten

Zubaues zur Wiener-Neustädter Militär­
akademie und das Schloß Judenau. Die Miet­
verhältnisse in Wiener Neustadt wären so,
daß die Unterbringung auf lange Jahre ge­
sichert wäre, denn es würde ein Pachtvertrag
laufen, der bis zum Juni 1968 reicht und,
wenn er nicht sechs Monate vor Ablauf
gekündigt wird, weiterhin auf zehn Jahre
verlängert wird, also bis zum Jahre 1978. Es
wäre daher auch die Besorgnis, daß man das
Gebäude eventuell vorzeitig räumen muß, und
daß dann wieder die Sorge um die Unter­
bringung der Schule herantritt, nicht ge­
geben. Man kann nämlich nicht ohne weiteres
1800 Schüler bzw. Internisten von heute auf
morgen aus einem Objekt entfernen, was auch
Sie bei objektiver Betrachtung der ganzen
Angelegenheit sicherlich bekräftigen müssen.

Im Motivenbericht des sozialistischen An­
trages vom 15. Dezember 1953 wurden beide
Möglichkeiten einander gegenübergestellt und
nachgewiesen, daß in Wiener Neustadt die
günstigeren Voraussetzungen vorliegen.

Hierbei möchte ich noch auf etwas ver­
weisen. Selbst wenn der Bau in Wiene!r Neu­
stadt etwas mehl' kosten sollte '-- was durch­
aus nicht feststeht, weil zwei Gutachten vor­
liegen, die um mehr als die Hälfte dif­
ferieren -, so muß man doch in Betracht
ziehen, daß die gegebenen Verhältnisse eine
eventuelle Mehrausgabe sicherlich rechtfer­
tigen würde~l und es auch die Kaufmann­
schaft und die Wählerschaft verstehen würden,
wenn man in ein Gebiet, das so schwer zu
kämpfen hat, etwas mehr Geld hineinpumpt,
als es sonst übl.ich ist.

Die günstigeren Voraussetzungen für die
Errichtung der Schule in Wiener Neustadt
bestehen nicht nur in bezug auf das Schul­
gebäude selbst, das den Anforderungen völlig
gerecht zu werden vermag, sondern auch auf
die Möglichkeiten der Verwendung des Lehr­
personals der Wiener-Neustädter Handels­
akademi,e und sonstiger Fach- und Mittel­
schulen der Stadt sowie auf die vorteilhafte
Gelegenheit zu fachlichen Exkursionen in
\Viener Neustadt und s-€'iner nächsten Um­
gebung. Derartige Voraussetzungen, so wurde
im Antrag unserer Fraktion weiter aus­
geführt, sind bei dem in Judenau gelegenen
Objekt zum TeE überhaupt nicht, zum Teil
nur in sehr begrenztem Umfange gegeben,
weshalb die Landesberufsschule in Wiener
Neustadt zu errichten wäre.

Bei Beratung dieses Antrages im gemein­
samen Schul- und Finanzausschuß stellte sich
heraus, daß die Abgeordneten der ÖVP dem
Projekt Judenau den Vorzug geben. Es wurde
daher beschlossen, die in Frage kommenden
Baulichkeiten an Ort und Stelle zu über-
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prüfen, und die Mitglieder des Ausschusses
nahmen am 5. März die vorliegenden Ver­
hältnisse sowohl in Wicner Neustadt als auch
in Judenau in Augenschein. Interessanter­
weise aber ist schon einen Tag 'nach der
Sitzung des Schul- und Finanzausschusses ein
Schmihen an die Sektion Handel der Kammer
der gewerblichen Wirtschaft mit der Auffor­
derung ergangen, vor der Besichtigung eine
Sitzung; abzuhalten, in der zu beschließen
wäre, daß die Schule nach Judenau verlegt
werden soll. Ich überlasse es jedem einzelnen
Abgeordneten. des Hohen Hauses, sich hier­
über seine Gedanken zu machen und z\l sehen,
wie ernstgemeinte Vorschläge zu Besich­
tigungen behandelt werden.

Das zuständige Landesamt legte auch einen
ausführlichen Bericht über die allgemeinen
Grundlagen für d,ie Errichtung einer Landes­
berufsschule für kaufmännische Lehrlinge
und die besonderen Voraussetzungen in
\Viener Neustadt und in Judenau vor, welcher
vor allem die bautechnischen Gegebenheiten
und die Kos,tenfrage berücksichtigte. Auf
Grund dieser eingehenden Untersuchunge'u
mußte der im sozialistischen Antrag vom
15. Dezember 1953 dargelegte Sachverhal t
als erwiesen angesehen werden. Für Wiener
Neustadt wurden das städtische Milieu mit
seinen zahlreichen ExkursionsmögIichkeiten,
die Verfügbarkeit über 'nebenamtliche Lehr­
kräfte und ärztliche Betreuung, der gute Bau­
zustand und die günsHge Verkehrslage als
vorteilhaft bezeichnet. Alles cl"! s fehlt in
Judenau fast zur Gänze, wie s,ich die Exkur­
sionsteilnehmer selbst überzeugen konnten.

In Wiener Neustadt handelt es sich außer­
dem um ehi ganz modernes Gebäude aus dem
Jahre 1944, während das Gebäude in Tudenau
in seiner letzten Form aus viel früherer Zeit
stammt, das ursprüngliche Gebäude ist abec
wesentlich älter und wurde außerdem seiner­
z,eit für eine ganz andere Verwendung erbaut.
Vorteilhafter erschienen in Judenau lediglich
eHe Besitzverhältnisse, da das Gebäude der
Verwaltung des niederösterre,jchischen Stif­
tungsreferates untersteht, während es sich in
Wiener Neustadt um Deutsches Eigentum
handelt, worüber mit der Verwaltung rur das
Sowjeteigentum ein langfristiger Pachtver­
trag abgeschlossen ist. über diesen Pacht­
vertrag habe ich Ihnen bereits einige Auf­
kläru'ngen gegeben, und Sie können in dem
Bericht, der dem gemeinsamen Schul- unu
Finanzausschuß vorgelegen ist, die genauen
Daten selbst feststellen. Das Risiko einer
möglichen Inanspruchnahme durch das Be­
satzungselement ka:nn jedoch weder in dem
einen noch in dem anderen Fall ausgeschaltet
werden, solan,ge Österrekh besetzt ist. Es

sollte daher auch diese Beurteilung das Pro­
jekt nicht grundsätzlich beeinflussen.

Trotz der unbestrittenen Vorzüge des
Wiener-Neustädter Projektes, die vom Groß­
teil der Ausschußmitglieder auch voll aner­
kannt wurden, gIng die ÖVP-Fraktion von
ihrer vorgefaßten Stellungnahme nicht ab.
Sie lehnte die Errichtung der kaufmännischen
BeTufs·schule in Wiener Neustadt ab und ver­
ä'nderte den zur Beratung g'8standenen sO'Zlia­
listischen Antrag dahingehend, daß die Er­
richtung der Landesberufsschule für kauf­
männische Lehrlinge in Judenau gefnrdert
wird. Die sozialistischen Abgeordneten traten
daraufhin von der Berichterstattung zurück.
Sie haben vo'n dem ihnen durch die Geschäfts­
ordnung eingeräumten Recht der Abfassung
eines Minderheitsberichtes Gebrauch gemacht
und werden den Antrag, betreffend die Er­
richtung einer Landesberufsschule für kauf­
männische Lehrlinge in Wiener Neustadt, im
Landtag wiederholen.

Ich möchte Ihnen bei dieser Gelegenheit
nicht vorenthalten, daß s'ich gestern abend
die Kaufmannschaft in Wiener Neustadt zu
einer Aussprache zusammengefunden hat, in
der in sachlicher Weise und rein objektiv,
ohne SpÜze geg,en irgend jemanden, über die
ganze Sache berichtet wurde. Diese Menschen
hatten zum erstenmal Gelegenheit, in eine1r
größeren Aussprache und vor einem größeren
Forum in dieser Angelegenheit Stellung zu
nehmen. Diejenigen, die an dieser Beratung
teilgenommen haben, werden, welcher Partei
immer sie angehören mögen, einwandfrei
feststellen müssen, daß über den Gegenstand
Ül rein. sach'licher und objektliver Weise be­
raten wurde. Die Teilnehmer an dieser Aus­
sprache haben zum Ausdruck gebracht, daß
s,ie daran inte'l'essiert s'ind, daß ihre Wünsche
in diesem Hause nicht ungehört verhallen.
Daher haben s,ie auch entsprechende Reso­
lutionen an beide Klubs des Hauses mit der
Bitte übermittelt, die Sache nochmals zu
beraten und sie in kühler und ruhiger Weise
zu besprechen. Ich glaube, daß dies gut
gewesen wäre, so über diese Sache zu ver­
handeln, aber manche Herren von der ÖVP
wollen es nicht, weil sie glauben, daß nur
Judenau allein für die Errichtung dieser
Schule in Erwägung gezogen werden kann.

Ich darf Ihnen daher einen Resolutions­
antrag zur Verles'ling bringen (liest):

Der Hohe Landtag wolle bes·chließen:

"Die Landesregierung wird aufgefordert,
alles Erforderliche unver'züglich zu ve,ran­
lassen, damit die Landesberufsschule für
kaufmännische Lehrlinge in Wiener Neustadt
errichtet wird." (Beifall bei der SPO.)
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PRÄSIDENT SASSMANN : Zum Wort ge­
langt Herr Abg. Hai n i s c h.

Abg. HAINISCH: Hohes Haus! Seit vielen
Jahren, zumindest aber seit drei Jahren, ist
die Sektion Handel der Kammer der gewerb­
lichen Wirtschaft bestrebt, eine Berufsschule
für den Handel zu errichten. Schon vor dieser
Zeit waren sich die Gremialvorstehcr der
Sektion Handel darüber im klaren, daß die
Ausbildung der kaufmännischen Lehrlinge,
wie 81ie heute in den aUgemeinen Berufs­
schulen e.rfolgt, unzweckmäßig ist, weil in
den allgemeinen Berufsschulen der Lehrling
im Lebensmittelgewerbe neben dem Lehrling
im Fleischhauergewerbe, im Rauchfangkehrer­
gewerbe, im Tischlel'gewerbe usw. sitzt, so
daß die Lehrlinge der einzelnen Berufe durch­
eindergewürfelt sind. In den allgemeinen
Berufsschulen, die von den LehrIinge-n einmal
wöchentlich besucht werden, kann es einen
Unterricht, der auf die einzelnen Berufsfticher
eingeht, nicht geben, und es gibt ihn auch
tatsächlich nicht, was sich bei den Kauf­
mannsgehilfenprüfungen immer wieder ge­
zeigt hat. Die schlechten E.rgebnissc bei den
Kaufmannsgehilfenprüfungen waren letzten
Endes dafür maßgebend, daß sich sämtliche
Berufssparten des Handels, das heißt, ihre
Gremialvorsteher mit ihren AusschUssen, da­
für ausgesprochen haben, eine Landesberufs­
schule des Handels zu gründen, in der die
Lehrlinge des ganzen Landes in geschlossenen
Lehrgängen u'nd Kursen zus:lmmengezogen
werden, die sieben Wochen dauern sollen. Da­
mit auch den Bestimmungen der Berufsschul­
ausbildung und der Berufsschulpflicht voll
entsprochen wird, soll die Stundenzahl des
Unterrichtes, den die Lehrlinge sonst einmal
wöchentlich erhalten, in d,iesen Lehrgängen
und Kursen zus-ammengefaßt werden und da­
mit ein konzentrierter und auf die fachliche
Ausbildung der Lehrlinge Bezug 'nehmender
Unterricht ermöglicht werden. Darüber be­
steht ja eligentlich keine Meinungsverschie­
denheit zwischen den beiden großen Frak­
tionen dieses Hauses. Der Antrag dCT siOzia­
llistischen Abgeordneten sagt im Motiven­
bericht ja auch ganz klipp und klar, daß die
Abgeordneten der Sozialistischen Partei es
einsehen, daß zur guten Ausbildung der Lehr­
linge der Kaufmannschaft eine Landesberufs­
schule notwendig sei, u,nd daß sie daher die
Errichtung einer solchen beantragen.

Es war in der Sektion Handel der Kammer
der gewerblichen Wirtschaft von Haus aus
gar nicht einfac'h, meine Herren. alle Landes­
gremialvorsteher und ihre Ausschüsse für die
Errichtung einer solchen Landesberufsschule
zu gewinnen, und z,war deswegen nicht, weil

es eine Reihe von Gremien gibt, die überhaupt
keine LehrHnge haben. Ich erwähne z. B. das
Gremium des ViehhandeIs, das der Handels­
vertreter usw. Diese Gremien waren n2.tür­
lich nicht daran interessiert, mit ihren
Grem:ialmitteln dazu beizutragen, um eine
Berufsschule des Handels zu errichten. Es ist
aber der großen Mehrheit der Gremialvor­
steher gelungen, auch die Gremialvorst'eher
dieser Gremien von der eminenten Wichtig­
keit der Errichtung einer solchen Landes­
berufsschule für den ganzen Berufsstand zu
überzeugen und sie dazu zu bringen, aus
Solidaritätsgründen der Errichtung dieser
Schule zuzustimmen und auch mit ihren
gremialen Mitteln dazu beizutragen.

Wenn ich hier von den Gremialmitteln ge­
sproohen habe, mit denen diese Schule er­
richtet werden soll, so habe ich damit schon
einen Kernpunkt des ganzen Problems er­
wäJhnt, denn Pläne zu schmieden und For­
derungen zu stellen, ohne die finanziellen
Grundlagen für die Verwirklichung solcher
Pläne zu besitzen, hat keinen Zweck, ist
Utopie und wäre Demagogie. Aus diesem
Grund hat die Sektion Handel der Kammer
der gewerblichen Wirtschaft vor rund drei \
Jahren - vielleicht sind es nur zweieinhalb

einen Schulausschuß ins Leben gerufen,
zu dessen Obmann Herrn Beirer aus Wiener
Neustadt bestellt, und diesem Schulausschuß
den Auftrag gegeben, gee,ignete Projekte für
die E,rrichtung einer solchen Schule ausfindig
zu machen und die finanziellen Grundlagen
dafür zu schaffen. Lange Zeit war dieser
Schulausschuß nicht in der Lage, der Sektion
Handel e~1tsprechende Projekte vorzulegen.
Eines schönen Tages aber kam Kammerrat
Beirer aus Wiener Neustadt und erklärte, daß
in Wiener Neustadt die sogenannte Wald­
schule für diese Zwecke geeignet sei und zur
Verfügung stünde. Die Sektion Handel hat
sich daraufhin sofort mit Wiener Neustadt in
Verbindung gesetzt und den Präsidenten der
Kammer und Landeshauptmannstellvertreter
Kargl gebeten, eventuell auftretende Hinder­
nisse zu beseitigen und sich dafür einzusetzen,
daß die Berufsschule in dieser Waldschule in
Wiener Neustadt unterkommen kann. Als
Landeshauptmannstellvertreter Kargi, der in
dieser Angele,genheit selbst nach Wiener Neu­
stadt gefahren ist, dort gehört hat, daß das
möglich wäre, ist er mit einem diesbezüg­
lichen Antrag in die Landesregierung gekom­
men. Da wurde ihm aber vom Landeshaupt­
ma'nnstellvertreter Popp sofort gesagt, daß
dieses Projekt nicht zu verwirklichen sei, weil
in Wiener Neustadt vorher schon zwei ein­
stimmige Gemeinderatsbeschlüsse gefaßt wor­
den waren, daß diese Waldschule für die Er-
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richtung einer Sonderschule für verkrüppelte
Kinder vorgesehen ist. Wäre Wiener Neustadt
damals e,inverstanden gewesen, so würde
Wiener Neustadt die kaufmännische Berufs­
schule süho'D längst im Gebäude der Wald­
schule haben. Die Wiener-Neustädter waren
es also selbst, die diesen Plan zunichte ge­
ill'lcht haben. Nachdem also dieses Projekt
nicht verwirklicht werden konnte, ist es wie­
der einige Monate ruhig geblieben, weil ein
anderes Projekt nicht vorhanden war. Nach
einiger Zeit. kam dann der Schulobmann,
Herr Bdrer, neuerlich mit dem Projekt, die
Schule in einem Trakt der Militärakademie
in Wiener Neustadt, der nach seiner Angabe
für diesen Zweck zur Verfügung steht, unter­
zubringe'n. Ein anderes Objekt war in diesem
Moment nicht vorhanden. Nachdem es der
Sektion Handel nur darauf ankam, im Inter­
fsse der Jugend und im Interesse der Lehr­
linge sobald als möglich zu einer Schule zu
kommen und alle dazu günstigen Möglich­
keitul_ aUfzunützen, hatte selbstverständlich
auch niemand in der Sektion Handel gegen
dieses Projekt eine Einwendung. Auch ich
persönlich bin damals 1'ach Wiener Neustadt
gefahren und habe mir das Objekt angesehen.
Ich war damals allerdings einigermaßen von
der Tatsache bee!indruckt, daß es sich nieht
um ein fertiges Haus, sondern daß es sich bei
diesem Objekt lediglich um einen Rohbau
handelt, also um ein Haus aus rohen Ziegeln,
ohne Plafond, ohne Fußboden, ohne Einrich­
tung. Nachdem aber k,ei'l1 anderes Objekt da
war, war auch ich damit einverstanden, daß
dieses ausgebaut und die Schule dort errichtet
werde. Allerdings haben sich damals sofort
schwerwiegende Hindernisse verschiedener
Natur er,geben. Erstens einmal die Tatsache,
daß dieses Objekt Deutsches Eigentum ist,
infolgedessen in Verwaltung der Besatzungs­
IT'acht, der USIA, steht: zweitens die Tat­
saohe, daß die Heeresgebäudeverwaltung, die
derzeit über dieses Objekt verfügt, keinen
Zweifel darüber gelassen hat, daß dieses Ob­
.iekt in dem Augenblick, wo ein Staats!vertmg
kommt und in Österreich wieder ein Bundes­
heer errichtet werden würde, für Zwecke des
Bundesheeres in AUfsicht genommen ist und
wieder freigemacht werden müßte; d.rittens
der Umstand, daß die Fi'l1anzierungsmöglich­
keit des Ausbaues in keiner Weise geklärt
war. Auf der einen Seite wurde damals be­
hauptet, die Heeresgebäudeverwaltung wird
das Objekt mit ihren Mitteln ausbauen, s,ie
habe aber die Mittel nicht, die Kammer möge
vorfin'lnzieren USW., auf de,r anderen Seite
waren die Schätzungen der Ausbaukosten der­
art verschieden, daß alle diese F'mgen erst
einmal geklärt werden sollten, ehe ein end-

gültiger Beschluß darüber gefaßt werden
konnte. Schließlich und endlich war es aber
~nfoIge Fehlens eines anderen Objektes so
weit, daß wir alle dafür waren, den Ausbau
des Osttraktes vorzunehmen und die Schule
dort unterzubringen, weil wir uns gesagt haben,
der Spatz in der Hand ist uns lieber als die
Taube auf dem Dach, und bevor wir noch
jahrelang warten, bis eventuell ein anderes
Projekt spruchreif wird, errichten wir die
Schule in diesem Objekt, trotz der vorhan­
denen schwerwiegenden Bedenken. In der ent­
scheidenden Sitzung in der Sektion Handel,
in der dieser Beschluß gefaßt werden sollte,
und bei der damals 21 Stimmberechtigte an­
wesend waren, habe auch ich und haben auch
andere für dieses Projekt Wiener Neustadt
gesprochen. Das ist ein Beweis dafür, daß
eine Antipathie unserseits gegen die Stadt
Wiener Neustadt in keiner Weise in Frage
kommt. Wir waren vielmehr dafür, die Schule
in Wiener Neustadt zu errichten. In der letz­
ten Sitzung der Sektion Handel stand aber
der Gremialvorstand des größten niederöster­
reichischen Gremiums, des Gremiums des
Kleinhandels, auf und bat, den Beschluß zur
Errichtung der Schule in Wiener Neustadt
aufzuschieben, denn er habe sich 'in der
Zwischenzeit Judenau angesehen, und er sei
der Mei'nung, daß die Errichtung der Schule
in Judenau zweckmäßiger, besser und billiger
als in Wiener Neustadt wäre. Ich selbst bin
damals in dieser Sitzung natürlich dieser
Meinung des Gremialvorstehers Bachne'r ent­
gegengetreten, und zwar deshalb, weil ich der
Meinung war, daß Judenau wirklich ei'ne alte
Ritterburg ist, um so mehr, als ich noclh
gehört hatte, daß die Russen in diesem ehe­
maligen Kloster drinnen waren, und daß es
sich in einem unbeschre,iblichen Zustand be­
finden soll. Bachner und auch die anderen
Herren erklärten jedoch, daß es zwar tat­
sächlich nach der russischen Besetzung in
einem sehr traurigen Zustand zurückgelassen
wurde, daß aber in der Zwischenzeit die
Schwestern wieder in dem Heim waren, es
wiederum halbwegs instand gesetzt haben
und daß es sich jetzt in einem ganz ;;tnnehm­
baren Zustand befindet. Nachdem also in
dieser entscheidenden Sitzung über die Er­
richtung der Schule in Judenau oder Wiener
Neustadt kein Einvernehmen erzielt werden
konnte, wurde damals dort der Beschluß ge­
faßt, beide Objekte von sämtlichen Gremial­
vorstehern be8ichtigen zu lassen und in einer
neuen Sitzung nachher darüber Beschluß zu
fassen. Diese Besichtigung hat stattgefunden.
Auch ich bin damals mit den Gremialvor­
stehern nach Judenau gefahren, und ich muß
sagen, ich war sehr angenehm überrascht,
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irgendeinem anderen Herrn. Mir als Papier­
händler in Stockerau ein persönliches Inter­
esse dafür in die Schuhe schieben zu wollen,
daß die Schule in Judenau im Bezirk Tulln
errichtet werden soll, ist ein bifkhen weit
hergeholt. Es kann auch nicht behauptet
werden, daß hierfür, wie Frau Nationalrat
Czerny ( Heiterkeit) ~- verzeihen Sie, es ist
doch keine Beleidigung, wenn ich sie hier im
Rang erhöht habe (Ruf bei der öVP: Nein,
nur eine Galanterie!) ~ erklärt hat, irgend­
welche persönliche Interessen anderer Funk­
tionäre der Handelskammer maßgebend ge­
wesen seien, ei'ne Beschuldigung, die im
gemeinsamen Schul- und Finanzausschuß
schon vom Herrn LandEshauptmannstellvec­
treter Papp vorgebracht wurde. Ich habe den
Herrn Landeshauptmannstellvertreter im Aus­
schuß sofort aufgefordert, Namen zu nennen,
er hat aber keine Namen genannt. (Landes­
hauptmannstellvertreter Papp: Nur Geduld!)
Es wäre für mich sehr interessant, solche
Namen zu hören. Ich muß Ihnen hier im
Plenum wieder dasselbe sagen, was ich Ihnen
schon im Ausschuß darauf entgegnet habe:
Solange Sie keine Namen und keine Beweise
dafür bringen, bleibt das eine durch nic,hts
bewiesene Behauptung (Zwischenruf bei der
SPö: Die aus Ihren Kreisen stammt!). Eine
derartige Behauptung könnte ja auch von uns
Ihren Kreisen u'nterschoben werden, denn Sie
treten ja mit einer geradezu unwahrschein­
lichEn Energie für die Errichtung der Schule
in Wiener Neustadt ein. Die Kammer könnte
also ebenfalls sagen, daß von Ihrer Seite
irgendwelche persönliche Interessen hierfür
entscheidend sein müssen.

Was die Wiener-Neustädter selbst betrifft,
meine Damen u'nd Herren des Hohen Hauses,
so ist es selbstverständlich, daß sie für ihre
Vaterstadt eintreten werden. Der wäre ein
schlechter Wiener-Neustädter, der es nicht
täte, und wir wollen dies den Wiener-Neu­
städtern keines.wegs ankreiden. (Landes­
hauptmannstellvertreter Popp : Was macht
denn da der Zach und der ganze Wahlkreis
überhaupt? Ich bin direkt besorgt, 1UtS jet.zt
geschiehtf) Sie werden es gleich hören, haben
Sie nur ein bißehen Geduld. (Abg. StangIer:
Was richtig ist, wird das Land Niederöster­
reich am besten wissen. Das milssen nicht un­
bedingt Ihre Interessen sein! ~ Lebhafte
Gegenruje bei den Sozialisten. ~ Der Prä­
sident gibt mehrere Male das Glockenzeichen.)
Nachdem sich der Volkszorn nun einiger­
maßen wieder gelegt hat, kann ich ja weiter­
sprechen.

Die Frau Abg. Czerny hat erklärt, daß die
meisten Lehrlinge im Viertel unter dem
Wienerwald daheim sind und die Schule schon

denn dieses Judenau hat sich mir in einem
weitaus besseren Zustand präsentiert, als ich
ES in meinen kühnsten Erwartungen zu hof­
fen wagte. De-nselb8n Eindruck aber, den ich
hatte, hatte auch der überwältigende Teil der­
jenigen, die das Objekt besichtigten. In dEr
zweiten Sektionsleitersitzung, an der dann
abermals 21 stimmberechtigte Gremialvor­
steher und Kammerräte teilgenommen haben,
haben diese Gremialvorsteher mit 19:2 Stim­
men ihrer Meinung dahiügehend Ausdruck
gegeben, daß die Schule in Judenau und nicht
in Wiener Neustadt zu errichten ist. Für
Wiener Neustadt stimmten in dieser Sitzung
nur zwei, nämlich die Wiener-Neustädter
selbst, der Herr Beirer und der sozialistische
Kammerrat Kalb, wobei ich als ein Kuriosum
anführen möchte, daß der zweite EOzialistische
Kammerrat in der Sektion Handel sich da­
mals der Stimme enthalten und nicht mit
den Wiener-Neustädtern gestimmt hat, weil
er selbst nach der Besichtigung von Judenau
der Meinung war, daß die Errichtung in
Judenau viel besser ist als in Wiener Neu­
stadt. Das nur nebenbei bemerkt. Tatsache
ist auch, daß die Errichtung des Internats
der Schule aus den Mitteln der Gremien er­
folgen muß. Die Gremien, die das Geld her­
geben, mÜssen selbstverständlich das Recht
haben, auch über den Ort, an dem diese
Schule errichtet werden soll, ein entscheiden­
des Wort zu sprechen. Ich habe noch niemals
gehört, meine Herren der Sozialistischen
Fraktion, daß die Arbeiterkammer oder der
Gewerkschaftsbund, WEnn sie ein Erholungs­
heim. oder sonst ein Gebäude errichten, zuerst
die öVP-Fraktion im niederösterreichischen
Landtag gefragt haben, ob sie das Gebäude
da. oder dort bauen sollen, oder ob man viel­
leicht noch irgend etwas anderes haben will.
Wer das Geld hergibt, entscheidet schließlich
auch darüber, wo ein Haus gebaut wird, und
dieses Recht behält sich selbstverständlich
auch die Kammer der gewerblichen Wirt­
schaft vor.

Nun ist die Sache in ein weiteres Stadium
getreten. In dEr Sitzung, in der beschlossen
wurde, die Schule in Judenau zu errichten,
wurde ich in meiner Eigenschaft als Abgeord­
neter beauftragt, in Verhandlungen mit dem
StiftungsrefETat der niederösterreichischen
Landesregierung einzutreten und zu ver­
suchen, dieses Objekt vom Stiftungsreferat
für unseren Zweck zu bekommen. Warum
wurde gerade ich dazu bestimmt? Aus dem
einf'achen Grund, weil ich Abgeordneter des
niederösterreichischen Landtages bin und weil
angenommen wurde, daß es mir leichter mög­
lich sein werde, mit dem betreffenden Refe­
renten der Landesregierung zu sprechen, als
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deswegen nach Wiener Neustadt gehöre. Ich
muß Sie belehren, daß Judenau im Viertel
ober dem Wienerwald liegt, also auch südlich
der Donau. Wenn also die meisten Lehrlinge
in diesen beiden Vierteln zu Hause sind, dann
sind sie alle in der gleichen Lage, was ihre
Berufsschule anlangt.

l<jine viel wichtigere und entscheidendere
Sache muß aber jetzt endlich einmal in aller
Öffentlichkeit besprochen werden. Wenn hier
von Ihrer Fraktion der Antrag gestellt wurde,
man möge diese Ange1egerheit heute von der
Tagesordnung absetzen und noch einmal an
den gemehlsamen Schul- und Finanzausschuß
zurückverweisen, so würde ich gegen einen
derartigen Antrag gar nichts einzuwenden
haben, wenn nicht von Ihrer Fraktion ein
Faktum gesetzt worden wäre, und zwar so­
wohl. im Ausschuß von Herrn Landeshaupt­
mannstellvertreter Popp als auch bei der
gestrigen Versammlung in Wiener Neustadt
wiederum vom Herrn Landeshauptmannstell­
vertreter Popp. Über diese Dinge muß einmal
in aller Öffentlichkeit gesprochen werden. Ich
werde mich bemühen, möglichst ruhig und
sachlich darüber zu sprechen, obwohl ich
sagen muß, daß mir das gar nicht leicht­
fallen wird. (Heiterkeit bei der ÖVP.) Der
Herr Landeshauptmannstellvertreter hat im
Ausschuß erklärt, wenn der Antrag der
sozialistischen Abgeordneten von uns ab­
geändert wird, werde er als Referent für das
Schulwesen niemals zugeben und zustimmen,
dar die Schule in Judenau errichtet wird.
(Hörthörtrnfe bei der Öl/P. Landes­
hauptmannstellvertreteT Papp: Sehr richtig!)
Ich freue mich, daß der Herr Landeshaupt­
IT'1nnstellvertreter jetzt diese meine Fest­
stellung als richtig erkl.ärt hat. (Landes­
hauptrnannstellvertreter Papp: Selbstverständ­
lich.) Es wurde mir nun heute mitgeteilt, daß
der Herr Landeshauptmannstellvertreter Popp
gestern in Wiener Neustadt <lUch eine ähn­
liche, aber noch viel weiter gehende Erklä·
rung abgegeben hat. Er hat nämlich erklärt,
daß er nicht nur nicht einverstanden ist, so'o­
dem. daß er, solange er Landeshauptmann­
stellvertreter und Schulreferent ist. die
Schule in Judenau nicht errichten wird. Ich
habe dies zwar nicht selbet gehört, aber ich
sagte ja schon, dJß mir das heute i'n dieser
Form mitgeteilt wurde. (Landeshauptmann­
stellvertreter Popp: Das haben Sie n'icht rich­
tiq zitiert!) Wenn es richtig sein sollte, dann
wäre da"! allerdings eine sehr schwerwiegende
Angekgenheit. D8.s erste, was der Herr Lan­
desh::J.l1ptmannstellvertreter Popp im Aus­
schuß gesagt hat. nämlich. daß er mit der
Errichtung der S('hule in Judemm nicht ein­
veTstande;r. ist und daß er niemals zustimmen

wird, dort die Schule zu errichten, das mag
ihm unbenommen bleiben. Seine Meinung in
Ehren -- die kann er haben wie jeder andere
Abgeordnete des Hohen Hauses hier. Wenn
er aber erklärt haben sollte, daß er die Schule
in Judenau nicht errichten wird, auch dann
nicht, wenn es der Landtag beschlossen hat,
dann wäre das eine sehr schwerwiegende An­
gelegenheit, den'n auch als Schulreferent und
Landeshauptmannstellvertreter unterliegt er
den Beschlüssen des Landtages. (ZustimTnung
bei der Ö"VP.) Wenn der Hohe Landtag heute
beschließt, die Schule ist in Juderrau zu er­
richten, dann hat sie der Herr Landeshaupt­
mannstellvertreter Popp Dort zu errichten,
ob er damit einverstanden ist oder nicht. Das
will ich einmal in aller Öffentlichkeit klar­
gestellt haben. (Beifall bei der ÖVP.)

Ich fahre nun in meinem Bericht fort. Im
Ausschuß wurde mir und der ÖVP-Fraktion
von Herrn Landeshauptmannstel1vertreter
Popp und von der Sozialistischen Fraktion
vorgeworfen. daß wir uns deren Initiative
zunutz,e gemacht und ihren Antrag in das
Gegenteil verkehrt haben. Meine Herren, ich
habe eingangs schon erwähnt, daß es eine
Utopie ist, mit einem Projekt an die Öffent­
lichkeit zu treten, wenn die Voraussetzungen
nicht gegeben sind, dieses Projekt in die Tat
umzusetzen. Bevor ich eine Schule und ein so
großes Internat, in dem während eines Kurses
mindestens 360 L,ehrlinge verpflegt und unter­
gebracht werden müssen, errichten kann, muß
ich zuerst einmal ein Dach über dem Kopf
haben, ich muß ein Gebäude haben, wo ich
die Lehrlinge unterbringen kann, und ich muß
auch die fin::l'llziellen Mittel bereitgestellt
haben, um dies alles durchführen zu können.
Und sehen Sie, meine Herren von der Sozia­
listischen Fraktion, Ihre Initiative ist erst i'n
dem Augenblick wach geworden, ganz plötz­
lich und über Nacht, als Sie erfahren haben,
daß die Sektion Handel der Kammer der
gewerblichen Wirtschaft nach jahrelanger
Arbeit soweit war, dieses Projekt in die Wirk­
lichkeit umzusetzen, weil sowohl das Gebäude
gefunden war als auch die Mittel dafür bereit­
gestellt waren. Da sind Sie auf einmal mit
Ihrer Initiative munter geworden und haben
Ihrerseits einen Antrag eingebmcht, daß eine
solche Schule errichtet werden soll. Meine
Herren, das ist eine schlechte Initiative, die
Sie da entwickeln, denn das ist einfach das
Spiel, mit Anträgen uns schnell vorzukommen,
um dann in der Öffentlichkeit sagen zu
können: Wir Sozialieten waren es, die wieder
einmal unser Herz für die Jugend entdeckt
und das getan haben, was clie Sektion Handel
schon längst hätte tun mürsen. Deswegen
hahe ich Ihnen auch mch der BeiOichtigung
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PRÄSIDENT SA8SMANN: Zum Wort ge­
langt Herr Abg. S t a f f a.

gekommen ist, daß die Baukosten in Wiener
Neustadt ungefähr doppelt so hoch sein wer­
den als die in Judenau, nämlich daß sie in
Wiener Neustadt rund vier Millionen, in
Judenau aber nur fast zwei Millionen Schilling
erfordern werden. Selbst wenn die Sektion
Handel der Kammer der gewerblichen Wirt­
schaft die Schule in Wiener Neustadt errich­
ten wollte, so kann sie das einfach nicht, weil
die Gremien nicht über vier Millionen
Schilling verfügen und weil nur ein Lump
mehr hergibt als er hat. Wir angebliche
Kapitalisten von der Kammer der gewerb­
lichen Wirtschaft haben nämlich leider nicht
soviel Geld, wie Sie, meine Herren, in der
Arbeiterkammer. Wir müssen sparen, wir
können uns nicht, wie das die Arbeiter­
kammer getan hat, ein Rothschild-PaIais
kaufen, wir müssen eben in die alte Raub­
ritterburg Judenau gehen, weil das billiger
ist. (Abg. Wondrak: Wer hat die Schule in
Langenlois gebaut? - Ruf bei der ÖVP:
Der Bund. Zahlreiche Zwischenrufe.
- Der Präsident gibt das Glockenzeichen.)
Laßt sie austoben, einm'll wird ihnen die Luft
doch ausgehen. (Neuerliche lebhafte Zwi­
schenrufe bei der SPö.) So stehen die Dinge
in Wirklichkeit. Ich möchte also kurz zu­
sammenfassend noch einmal feststellen: Von
seiten der Sektion Handel und von seiten der
Österreichisehen Volkspartei besteht gegen
Wiener Neustadt keinerlei Antipathie. Der
E'lltschluß, die Schule in Judenau zu errichten,
ist aus dem Grunde gefaßt worden, weil
erstens einmal dieses Projekt mit den zur
Verfügung stEhenden Mitteln verwirklicht
werden kann, und weil sich zweitens die über­
wältigende Mehrheit der Gremialvorsteher für
dieses Projekt ausgesprochen hat und es
selbstverständlich bei einem Stimmenverhält­
nis von 19:2 unmöglich wäre, den zwei Gegen­
stimmen recht und den 19 anderen Stimmen
unrecht zu geben. Wir sind in dem Punkte
wirkliche Demokraten und müssen das durch­
führen, was die überwältigende Mehrheit einer
Sektion wünscht. Ich möchte mieh momentan
darüber nicht weiter verbreitern. Ich weiß,
daß nach mir wahrscheinlich der Kollege
Staffa und nach ihm wahrscheinlich der Lan­
deshauptmannstellvertreter Popp sprechen
werden. Ich behalte mir vor, hinten dran wieder
meine'n Text auf ihre Ausführungen zu geben.
(Beifall bei der ÖVP. - Landeshauptmann_
stellvertreter Popp: Sie werden mit der Zeit
ein guter Textdichter werden.)

in der letzten Sitzung gesagt, ich hoffe, daß I

Sie sich durch die Besichtigung der beiden
ObjelKte selbst 0aVG'i1 überzeugt haben, daß
Ihre Informationen seiteng der zwei Herren
uL1S der Sektion Hancel, dIe mit der Errich­
tung dEr Schule in Judenau nicht einverstan­
den waren, unrichtig gewesen sind. Daß sie
u'ilrichtig waren, beweist ein Artikel in der
"Arbeiter·Zeitung" vom 3. März, in dem ge­
sagt wird, in Wiener Neustadt seien die
Interu:ltsräume, die sanitären Einrichtungen
unc1 die Zentralheizung vorhanden. Als wir
aber bei der Besichtigung dort wann, habe
ich Sie, Herr Landeshauptmannstellvertreter
Popp, gefragt: Zeigen Sie mir einmal die sani­
tären Einrichtungen und die Internatsräume !
Die Besichtigung hat gezeigt, d'1ß der Platz
wohl vorhanden ist, wo man das Haus hin­
bemen kC::mte, aber sonst ist nichts da. Sehen
Sie (zn den Sozialisten gewendet)) mit solchen
c'emagogischep Mitteln kann man nichts an­
fangen. Dieses Gebäude in Wiener Neustadt
ist heute nech in demselben Zustand, wie es
sieh damals bei der Besichtigung befunden
hat: der Platz ist wohl vorhanden. VlO man
etwas machen könnte, aber sonst nichts. Das
118~en alle Abgeordneten gesehen, nicht nur
die HErren unserer Fr::lktion, sonder'n auch
die Herren Ihrer Fraktion. Nach der Besich­
tigung hat das Referat selbst ein Gutachten
ausgearbeitet, und wenn sowohl der Herr
A bg. Pospischil als auch die Frau Abg. Czerny
erklärt haben, daß dieses Gutachten eindeutig
zugunstev. Wiener Neustadts spricht, so
möchte ich Ihnen aus dem Gutachten nUr das
Resümee vorlesen. In diesem Resümee heißt
ES für Wiener NEustadt: "Risiko infolge mög­
licher Inam:pruchnahme des Objekts durch
da': Besatzungselement, eventuelle Räumung
für den Fall des Staats,vertrages. Voraus­
sichtlicher Platzmangel für das Internat und
höhere Baukcsten." Das stellt also Ihr Referat
selbst bezüglich Wiener Neustadts fESt. Wenn
von Ihrer Seite im Ausschuß und auch in der
Sektion Handel immer wieder beh'luptet
wurde. taß die Kosten der Schulerrichtung in
WiEuer Neustadt nicht höher seien als jene
in Judenau, und daß es sich hier wie dort um
einen Betrag von ru'nd zwei Millionen Schil­
ling handelt, so muß ich demgEgenüber fest­
stellen, daß nicht nur die Fachleute der Sek­
tion Handel selbst, nämlich der Innungs­
meister für das Baugewerbe, Sdraule, und der
Baumeister Petschka, unabhängig voneina'u­
der zwei fast auf den Schilling gleichlautende
Kostenvoranschläge erstattet haben, sondern
daß unabhängig von diesen Voranschlägen
auch die "Thermo-Bau", eine Baugesellschaft,
über Auftrag der Handelskammer Baukosten­
voranschläge erstellt hat und zu dem Ergebnis
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Abg. STAFFA: Hohes Haus! Sie sehen
also, der Herr Abg. Hainisch hat wirklich
eine prophetische Gabe, wenn er voraus­
ges'agt hat, daß nach seinen Ausführungen
vermutlich meine Person einiges zu dieser
Angelegenheit zu sagen haben wird. Ich kann
dem Abg. Hainis,ch zu seiner Behauptung
aber noch eines sagen, nämlich, es ist noch
gar nicht ausgemacht, daß er der letzte sein
muß, der in diesem Hause seinen Text zn
dieser Sache dichten wird. Nun zur Sache
selbst.

Der Abg. Hainisch hat damit begonnen, daß
er einleitend sagte, seit Jahren bestehe in den
Kreisen der Kammer der gewerblichen Wirt­
schaft die Absicht, eine Berufsschule für
kaufmännische Lehrlinge zu errichten und
seit mindestens drei Jahren werde emsig an
diesem Plan gearbeitet. Ja, er hat sogar im
Laufe seiner Ausführungen der Sozialistischen
Fraktion förmlich vorgeworfen, daß dies,e in
ihrem Antrag nur noch das Produkt der
Arbeit, die in der Kammer durch drei Jahre
geleistet wurde, vorweggenommen und durch
!ihren Antrag der Kammer sozusagen die
Initiative entrissen hätte. Es llag uns ferne,
ihr die Initiative zu entreißen, denn ich muß
hier eindeutig feststellen, die Schulerrichtung
ist einzig und allein AufgaJbe des Landes
Niederösterreich. Die Kammer kann sich noch
zehn Jahre damit beschäftigen und Pläne
schmieden; wenn nicht im niederösterrei­
chischen Landtag und in der Landesregierung
beschlossen wird, eine solche Berufsschule in
NiederösterrBich zu errichten, dann nützen
die schönsten Pläne der Kammer nichts. Die
schulerrichtende Instanz ist also ausschließ­
lich der Landtag und die Landesregierung
von Niederösterreich. Wir haben daher als
soziaUstische Abgeordnet1e und Mandatare
des L!andtages die Initiative ergriffen und den
Antrag auf Errichtung einer solchen Schule
gesteIlt. Dabei hatten wir gar keine Ahnung,
ob und wieweit die Kammer Vorbereitungen
getroffen hatte, wir wußten nicht, ob sie vor
dem Abschluß stand oder nicht.

Man muß aber 'noch einiges zu den Aus­
führungen des Herrn Abg. Hainisch sagen.
Ich beginne mit den Baukosten. Der Herr
Abg. Hainisch hat erklärt, daß es sich nach
Einholung einiger Gutachten herausgestellt
habe, daß die Kosten der Errichtung dieser
Schule in Wiener Neustadt rund vier Mil­
lionen, in Judenau jedoch zirka zwei Mil­
lionen Schilling betragen werden. Er hat sich
in seinen Ausführungen auf die Thermo-Bau­
gesellschaft berufen und gleichzeitig auf den
Baumeister und Kammerrat Petschka. Ich
darf den Herrn Abg. Haini,sch vielleicht noch
einmal an das erinnern, was ich s.chon im

gemeinsamen Schul- und Finanzausschuß aus­
geführt habe. Es ist richtig, daß die Kosten
der Schule von der Thermo-Baugesellschaft
für Wiener Neustadt auf drei bis vi~r Mil­
lionen Schilling geschätzt werden. Es ist aber
ebenso richtig - und das geht aus dem Gut­
achten des Landes'Schulref'erates hel'lVor -,
daß die Kos.ten der ErrichtuIlJg der Schule in
Wiener Neustadt vom Stadtbauamt Wiener
Neustadt als auch von der Bundesgebäude­
verwaltung auf zwei Millionen gesehätzt wur­
den. Hier liegen also zwei sich wider­
sprechendeGutachtenmit einer ziemlich grßoen
Differenz vor. Es ist richtig, daß die Thermo­
Baugesellschaft die Kosten für Judenau auf
rund zwei Millionen Schilling geschätzt hat,
es ist .ber ebenso richtig, daß der Herr
Kammerrat und Baumeister Petscthka die
Kosten der Errichtung in Judenau auf drei
bis vier Millionen Schilling 'geschätzt hat. Das
geht aus einer Sitzung der eJ'Weiterten Sek­
tionsleitung vom 5. Juni 1953 hervor, in der
der Herr Kammermt Petschka aus,gef'ührt
hat, er schätze die Adaptierungs1kosten für
Judenau mindestens auf drei bis vier Mil­
lionen Schilling. Hier liegen also wieder zwei
sich widersprechende Gutachten vor, und
wieder handelt es sich um eine ziemlich große
Differenz, so daß man ruhig sagen kann, die
Schätzung der Kosten für beide Objekte be­
wegt sich auf gleicher Höhe: einmal s'ind es
zwei Millionen, ein anderes Mal drei bis vier
Millionen Schilling. Eine Kostendifferenz
zwischen Wiener Neustadt und Judenau ist
hier also überhaupt nicht vorhanden. Wenn
es aber waihr sein sollte, daß die Errichtung
in Wiener Neustadt um einige tausend Schil­
ling mehr beanspruchen sollte als jene in
Judenau, dann darf man doch auch nicht ver­
gessen, daß das, was der Abg. Hainisch hier
vermeintlich im Scherz ausgeführt hat, leider
wahr ist, nämlich, daß das Gebäude in
Judenau eine alte Raubritterburg oder min­
destens einer solchen gleichzusetzen ist. Wäh­
rend in Wiener Neustadt ein neuerrichtetes,
wenn auch nic,ht gänzlich vollendetes Gebäude,
so doch ein modernes Gebäude vorhanden ist,
stammt das Judenauer Objekt in seinen ur­
sprünglichen Grundfesten aus den Jahren
1780 oder 1786, ist also fast 180 Jahre alt.
E,s gibt dort Räume mit einer Höhe bis fünf­
einhalb Meter, mit dicken Wänden, Räume,
in denen die Heizung in der kalten Jalhreszeit
förmlich unmöglich ist und die auch weit in den
Frühling, ja bis in den Sommer hinein eine
Beheizung erforderlich machen. Der Herr
Abg. Hainisch hat nnn mit Pathos - an­
scheinend hat er mehr zur G:tlerie als zu
diesem HohEn Haus gesprochen - fest!gestellt,
daß in Wiener Neustadt eigentlich nichts da
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sei, als der Platz, auf dem man das Internat I

und verschiedene Unterrichtsräume bauen
kann. Ich darf wohl sagen, daß auch in
Judenau nicht mehr vorhanden ist, als nur
Räume, die für die Zwecke eines Internats
und die Unterbringung von Klassenzimmern
umgebaut WErden müssen. Wahr ist also, daß
für Wiener Neustadt und für Judcclau min­
destens die gleichen Voraussetzungen gegeben
sind, wahr ist aber auch, daß Wiener Neu­
stadt im Zentrum des Verkehrs liegt, und
wahr ist, daß in Ju1icnau ülnrhauptkein
kaufmännischer Betrieb nennenswerter Größe
vorhanden ist. Das ist keine Schuld Judenaus,
sondern Judenau ist EbEn ein kleines Dörf­
chen, das zu allem anderen eher geeignet sein
dürfte als zur Beherbergu'ng einer Sehule für
kaufmännische Lehrlinge. Dort habE'D. sie
vielleicht im günstigsten Fall zwei kleine
Gemischtwarenhandlungen und ein Gasthaus;
dr,s ist alles, was sie an kaufmännischen und
gewerblichc1. Betriebel' in Judenau fi.Yldel1
werden. SiE InbeD dagegen in Wiener Neu­
stadt nicht nur kleine und mittlere, sondern
auch große Kaufhäuser, die dem An~chau­

cmgsunterricht dienen können, und sie haben
in del' unmittelbaren Umgebung auch Indu­
Etriebetriebe, so beispielsweise die Textil­
frbriken, wo dEn Textilfachlehrlingen gezeigt
werden kann, wie die Ware ('ntsteht. Sie
haben also in Wiener Neustadt alle Möglich­
keiten, die jedoch in Judenau fehlen.

'ViI' warEn der Meinung, wenn mnn schoH
ip Juder:au eine Berufsschule für Lehrli'l1ge
errichten will, daß E3 zweckmäßiger wäre,
irgendeine andere Berufssp:3I'te dort hinzu­
legen. und doch nicht ausgerEchnet eine
Schule für kaufmännische Lehrlinge in eine
Gegend, wo von kaufmännischem Leben
nichts, aber schon gar nichts vorhanden ist.
Wir könnten uns be;spielsweiEe vorstellen, daß
lTIa~ nach Judenau vielleicht eine Eerufs­
r'chule für das Baugewerbe gibt. Weil wir
"ber dieser Meinung waren, so hat der Herr
Abg. Hai-niEch im Ausschuß erklärt, wenYl
nach Ansicht der Sozialisten in Judemm über­
h:lupt die Errichtung einer BerufEschule mög­
lich ist, dann sei es doch ganz egal, welche
Berufsschule in Judenau errichtet werde,
dann könne man natürlich auch die Berufs­
schule für kaufmän'nis·che Lehrlinge dort er.
richten. Herr Abg. Hainisch, das ist genau so,
als würden Sie sagen: Wenn man in Nieder­
österreich Kartoffeln bauen kann, dann muß
man hier natürlich auch Tee und Baumwolle
pflanzen können. So ähnlich ist Ihr Argument
im Verhältnis zu Judenau.

Der Herr Abg. Hainisch brachte heute auch
das Argument, daß die Kammer der gewerb­
lichen 'Virti"chaft arm ist, während die

Gewerkschaft und die Arbeiterkammer wesent­
lich reicher sind. Ich habe mir beispiels>weise
das Kammergebäude der gewerblichen Wirt­
schaft in Wiener Neustadt angesehen und
muß sagen, es entspricht ganz den Vorstel­
lungen, die man heute von solchen Gebäuden
hat; es ist nicht kleiner und bescheidener und
auch nicht größer und pompöser als die Bau­
ten der Gewerkschaft und der Arbeiter­
kammer. So werden eben heute Bürohäuser
gebaut und so wird auch bei der Arbeiter­
kammer und bei der Gewerkschaft vor­
gegangen. Die Kammer der gewerblichen
Wirtschaft weiß genau, was für ihre Zwecke
notwendig und entsprechend ist, und das baut
sie. Überlassen Sie es daher auch der Gewerk­
schaft und der Arbeiterkammer, zu beur­
teilen, was für sie z,weckmäßig ist.

Wenn Sie behaupten wollen, daß dia Obst­
bauschule in Langenlois aus Bundesmitteln
erbaut wurde, dann haben Sie bewußt die
Unwahrheit gesprochen. Ma'<1 könnte Ihnen
an Hand der VoranschJä,ge des Landes Nieder­
österreich durch Jahre hindurch nachweisen,
wie viele Millionen Schilling Jahr für Jahr
für diese Schule in Langenlois bewilligt wur­
den. (Abg. Endl: Und wieviel vom Mini­
sterium?) Wenn Sie also sagen, daß sie aus
Bundesmitteln errichtet wurde, dann haben
Sie bewußt die Unwahrheit gesprochen.

Wir wissen genau, daß der Herr Abg. Hai­
nisch in vielen, vielen Fällen erklärt hat:
Hört mir auf mit dem Umbau von alten
Burgen und Raubritterschlössern, da kommt
nichts GeEcheites heraus, da kann man noch
und noch investieren und es findet kein Ende.
Das gleiche gilt nach unserer Meinung auch
für Juden:m, denn die Schätzung, die heute
vorliegt, beziffert nur die vorläufigen Kosten,
soweit man sie jetzt schon berechnen kann.
Was sich bei derart alten Gebäuden, wenn
man einmal mit Adaptierungen und Umbauten
beginnt, überhaupt noch an anderen Notwen­
digkeitEn als unvermeidbar herausstellen und
vielleicht weitaus größEre Kosten, als ur­
sprünglich angenommen, verurs'1chen kann,
können heute wedel' wir noch Sie voraus­
sehen und vorausbestimmen.

Ich muß auch sagen, der Herr Abg. Hai­
nisch war sehr großmütig, zuzugeben, d:lß
die sozialistischen Abgeordneten -- \vie es
übrigens aus dem Motivenbericht unseres An­
trageE' hervorgeht - die Notwenuigkeit der
gründlichen Ausbildung der kaufmännischen
Lehrlinge eingesehen und sich fUr sie im
Interesse des kaufmännischen Berufsstandes
ausgesprochen haben. (Ruf bei der öVP:
Wahrscheinlich aus diesem Grund wird der
Popp die Schule in Judenau auch nicht er­
richten lassen!) Ich kann dem Herrn Ab-

•

•



Landtag von Niederösterreich. V. Session der V. Wahlperiode. 17. Sitzung am 19. Mai 1954.r
gcord'neten Hainisch aber sagen, er hat doch
etwas übertrieben, denn die Abgeordneten der
Sozialistischen Fraktion haben es nicht nur
"eingesehen", :wndern die Sozialisten waren
es seit eh und je, die für ei'ne gründliche
Ausbildung der Jugend dieses Landes ge­
sprochen und ,sie gefordert haben. Ob das nun
bei der schulpflichtigen Jugend oder bei den
Schülern der Berufsschule der Fall war, immer
waren es die Sozialisten, die die schulischen
InteressEn, die Ausbilclu'ng unserer Jugend
vertreten haben. (Beifall bei der SPÖ.) Im
gleichen Atemzug aber, als der Herr Abgeord­
nete Hainisch erklärt hat, die Sozialisten
hätten es auch "eingesehen", mußte er zu­
geben, daß die gleiche Einsicht nicht bei allen
Gremien der Kammer vorhanden war, u'ud
daß es gar nicht so leicht war, die Herren
Gremialvorstände auch zu dieser Einsicht zu
bewegen. Es wäre daher gut, wenn Sie in
Zukunft mit Ihrer Argumentation etwas vor­
sichtiger wären.

Und nun, Herr Abg. Hainisch, zu Ihrer
Behauptung, es sei Demagogie, wenn Anträge
gestellt werden, für die die Mittel nicht vor­
handen sind. Damit wollen Sie wahrscheinlich
zum Ausdruck bringen, daß der sÜ'ziaHstische
Antrag auf Errichtung dieser Schule _ in
Wiener Neustadt ein demagogischer Antrag
war, weil er nicht die notwendigen Mittel
bereitgestellt hat. Darf ich Ihnen dazu folgen­
des, segen: WEnn die Mittel zur Errichtung
dieser Schl.:le in Judenau vorhanden sind,
dann sind wahrscheinlich die gleichen Mittel
auch für die Errichtung der Schule in WiEner
Neustadt vorhanden. Wo blei1:Jt also da die
'l'ngEbliche Demagogie Von unserer Seite? Ich
glaube vielmehr behaupten zu dürfen, daß
die Demagogie hier woanders zu suchen ist,
nicht aber bei den SozialisteD.

Und nun zum Problem Waldschule. Der
Herr Abg. Hainisch hat so gEtan, als wenn
es Schuld der Sozialisten oder gar die des
Bürgermeisters von Wiener Neustadt oder
die des L'lndeshauptmannstellvertreters Popp
wäre, wenn es nicht zur Errichtung- dieser
Berufsschule in der ehemaligen Waldschule
von Wiener NEustadt g-ekommen ist. Dazu
möchte ich sagen, daß die Waldschule für die
Zwecke der kmfmännischen Berufsschule
nach Gutachten aller in Frage kommenden
Fachleute einschliEßlich des Herrn Abg. Hai­
nisch in ihrEm damaligen und auch der­
zeitigen Bestand auf alle Fälle viel zu klein
gewesen wäre, und daß wahrscheinlich in
dieser Waldschule, um die kaufmännische
Berufsschule unterbringe'v. zu können, ein
ziemlich umfangreicher Zubau erforderlich
gewesen wäre, der wahrscheinlich mindestens
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genau so teuer, wenn nicht noch teurer ge­
kommEn wäre als die Adaptierung des Ost­
traktes der Wiener-Neustädter Militärakade­
mie oder die Errichtung der Schule in
Judenau. Ich darf dazu noch sagen, daß die
Waldschule räumlich nicht so günsüg gelegen
ist wie das Akademiegebäude in Wiener Neu­
stadt. weil es einige Kilometer abseits von
Wiener Neustadt im Wald gelegen ist, und
daß weiter die Waldschule für den Zweck, für
den sie derzeit in Verwendung steht - zur
BeherbErgung der körperbehinderten Kin­
der --, wahrscheinlich das idealste und ge­
eigneste Objekt überhaupt ist. Wir glauben
daher, daß, wenn auch das Waldschulprojekt
gescheitert ist, ohneweiters die Möglichkeit
gegeben gewesen wäre, diese Berufsschule
nach Wiener Neustadt in das ehemalige
Akademiegebäude zu verlegen,

Und nun zu den ungeklärten Besitzverhält­
nissen. Es ,ist wahr, daß dieses Akademie­
gebäude samt dem modernen Zubau aus dem
Jahre 1944 sogenanntes Deutsches Eigentum
ist und derzeit unter sowjetischer Verwaltung
steht, und daß der Teil, der für diese Schule
in Frage kommt, vertraglich von der Gemeinde
Wiener Neustadt auf 20 Jahre gepachtet ist.
Wenn Sie sagen, daß im Falle eines Staats­
vertrages die Gefahr besteht, daß die Schule
von dort hinausgeschmissen wird, weil man
vielleicht, wenn wieder einmal in Österreich
ein Bundesheer sein wird, diese ehemalige
Militärakademie seinem ursprünglichen Ver­
wendungszweck zuführen wird, dann möchte
ich dazu folgendes sagen. Wir wissen leider
nicht, so sehnlich wir es alle wünschen, wann
wir einen Staatsvertrag erhalten werden, wIr
wissen noch weniger, wie dies,?r Staatsvertrag
einmal aussehen und ob er die Be-stimmunp'
zur Errichtung eines Bundesheeres enthalte~
und wie dieses Bundesheer aussehen wird.
Wenn es überhaupt jemals zur Errichtung eines
Bu'ndesheeres in Österreich wieder kommen
sollte, und wir müßten wieder eine Schule für
die Ausbildung von Offizieren haben, dann
wird die alte Theresianische Militärakademie
in Wiener Neustadt, wie sie bis zu der Zeit
bestanden hat, als die Naz,i den Zubau ge­
macht haben, -sicherlich genüg-en, um die
Offiziersausbildung des österreichischen Bun­
dEsheeres zu ermöglichen. Diese alte There­
sia'nische Militärakademie hat ja doch auch
zur Ausbildung der Offiziere für das ganze
Gebiet der ehemaligen österreichisch-ungari_
schen Monarchie genügt. Glauben Sie nicht,
daß d,iese ehemalige Akademie für den Offi­
ziersbestand eines kommenden österreichi­
schen Bundesheeres genügen wird? (Abqeord­
netet Endl: Wir wollen gar kein 'Militär.)
Wozu dann die Befürchtungen, daß wir 11er-
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aus müßten, geschätzter Herr Präslident Endl ?
Auch ich wünsche mir kein Militär, aber Sie
sagten doch, daß wir nach Abschluß des
Staats!vertrages und durch die nachherige
Schaffung eines österreichischen Militärs das
Gebäude wieder räumen müssen. Wir Sozia­
listen haben also diesbezüglich keine Befürch­
tung, denn selbst wenn die MUitärakademie
gebraucht wird, genügt ihr ehemaliger Be­
stand für diese Zwecke, und das Lehrlings­
gebäude ist dafür vollkommen überflüssig.

Nun noch einige Worte zu den Aus­
führungen des Herrn Abg. H2inisch. Er hat
gesagt: Wir sind arm und müssen uns daher
bescheiden, und schließlich und endlich, wer
zahlt, der schafft auch an; daher bestimmen
eindeutig die Kammer der gewerblichen Wirt­
schaft und das Gremium des Handels, die die
Gelder zur Verfügung zu stellen haben, wo
diese Schule zu errichten ist. Darf ich zu
dieser Äußerung vielleicht das Hohe Haus
einmal fragen, wer die schulerrichtende
Instanz ist? Ich habe schon eindeutig er­
klärt, daß es das Land Niederösterreich ist.
Und wer erhält in Zukunft die errichtete
Schule, Herr Abg. Hainisch? Es ist Ihnen
doch genau so wie uns bekannt, daß das, was
die Kammer bezahlt 0- ich möchte das aus­
drücklich feststellen -, keine gesetzliche Ver­
pflichtung für ,sie darstellt, sondern daß diese
Z8hlung eine freiwillige und auch nur eine
einmalige ist, während die Erhaltung und
Instandhaltung der Schule für alle Zukunft
aus Landesmitteln zu bezahlen sein wird. Ich
frage Sie ferner, wer wird das Personal dieser
Schule bezahlen? Da müssen Sie mir wahr­
scheinlich ebenfalls beipflichten, daß dies Auf­
gabe des Landes ist. Und wer bezahlt, ge­
schätzter Herr Abgeordneter, hat auch zu
entscheiden. In diesem Fall haben zwei zu
bezahlen, und daher haben nach unserer
bescheidenen Me'inung auch zwei zu ent­
scheiden. Bisher, Hohes Haus, wurden, wenn
ich richtig unterrichtet bin, 13 Landesberufs­
schulen in Niederösterreich errichtet. und die
Art der Finanzierung ist in diesen Fällen
immer die gleiche gewesen, nämlich die Er­
richtung der Schule ist Sache des Landes,
iene des Internats Sache der Kammer, und
die Erhaltungs- und Instandhaltungskosten
sowie die Personalkosten der Schule und des
Internats wurden von beiden getragen. Bis
jetzt ist in allen diesen 13 Fällen eine wirklich
einvernehmliche Lösung und Zusammenarbeit
gelungen. Ausgerechnet im Falle der kauf­
männischen Berufsschule ist es leider nicht
möglich, eine Einstimmigkeit zu erzielen. So
müssen wir mit Bedauern feststellen, daß
wieder auf einem neuen Gebiet das einver­
nehmliche Arbeiten zu Ende zu gehen scheint.

Wir bedauern es, können es aber leider nicht
ändern oder verhindern.

Ich möchte noch auf die besondere Art der
Durchführung der Beschlußfassung hier ein­
gehen. Nach unserer Auffassung ist es nicht
p3rlamentarischer Brauch, einen Antrag einer
Partei in das Gegenteil zu verkehren und ihn
dann in dieses Haus als den A'ntrag der be­
treffenden Partei gehen zu lassen, wobei er
genau das Gegenteil von dem besagt, was die
Antragsteller eigentlich wollten. Wir haben
Ihnen schon im Ausschuß erklärt, wenn Sie
als Mehrheit gegen die Errichtung der Schule
in Wiener Neustadt sind, dann lehnen Sie den
Antrag der Sozialistischen Fraktion ab, brin­
gen Sie einen Antrag auf Errichtung der
Schule in Judenau im Hause ein, weisen Sie
diesen Antrag dem zuständigen Ausschuß zu,
und wenn dieser Ausschuß dann mit Mehr­
heit Ihren Antrag annimmt, wird er vor das
Haus kommen. Aber begehen Sie doch nicht
die Unanständigkeit, den Antrag einer anderen
Partei als Ihren Parteiantrag bestehen zu
lassen, obwohl sie ihn ins Gegenteil um­
kehren. Das ist nicht Art und Weise, die
unter Demokraten üblich ist.

Wenn Sie nun slagen, daß diese Vorgangs­
weise nach der Geschäftsordnung möglich ist,
dann darf ich Ihnen woh! entgegnen, daß es
im parlamentarischen Leben außer der
Geschäftsordnung auch noch Anständigkeit
und Moralbegriffe gibt. (Beifall bei den Sozia­
listen. - Zwischenrufe bei der Volkspartei. ­
A bg. Endl: Das Werden wir uns merken! ­
Abg. Stangler: Darüber reden wir heute
noch!) Mit Ihnen, Herr Abg. Stangler, werden
wir nicht reden, ich wenigstens nicht mehr.
Es gibt Abgeordnete in diesem Haus, mit
denen man sich ganz einfach nicht mehr
beschäftigt.

Es gibt aber auch noch einen zweiten
Schönheitsfehler in Ihrer Vorgangsweise, um
es sehr vorsichtig auszudrücken. Frau Ab­
geordnete Czerny hat in ihren Ausführungen
schon darauf hingewiesen. Ich glaube aber,
daß dieser Schönheitsfehler derart groß ist,
daß man ihn nochmals zum Ausdruck bringen
muß

Für den 25. Februar dieses Jahres wurde
der Schul-. und Finanzausschuß einberufen
um über den Antrag der Sozialistischen Frak
tion vom 15. Dezember vorigen Jahres zu ver­
handeln. Am 25. Februar wurde in diesem
Ausschuß einstimmig beschlossen, die Ver­
handlungen zu unterbrechen und die beiden in
Frage kommenden strittigen Objekte zu 1)e­
sichtigen, also nach Wiener Neustadt und
Judenau zu fahren, um den Abgeordneten die
Möglichkeit zu geben, sich selbst ein Bild dar­
über zu machen, welches Objekt nach ihrer

-

•
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Ansicht geeigneter sei. Am 26. Februar, einen
Tag, nachdem der Ausschuß diesen Beschluß
einstimmig gefaßt hatte, wurde von der Kam­
mer der gewerblichen Wirtschaft für Nieder­
österreich, Sektion Handel, ein Schreiben an
alle Mitglieder mit folgendem Wortlaut aus­
gesendet (liest):

"Betrifft: Errichtung einer Landesberufs­
schule für den Handel.

Euer Wohlgeboren!

Die niederösterreichische Landesregierung
hat nunmehr den von der Handelskammer
Niederösterreich vorgelegten Vertrag bezüg­
lich der Pachtung des Objektes Judenauzum
Zwecke der Errichtung einer Landesberufs­
schule genehmigt. Gemäß des Beschlusses der
Sektionsleitun,gssitzung vom 10. Dezember
1953 werden die Herren Gremialvorsteher
sowie die Herren des Berufs'Schulausschusses
zur Mitunterfertigung des Vertrages für
Dienstag, den 2. März 1954, 9 Uhr vormittag,
im Präsidentenzimmer der Handelskammer
Niederösterreich, Wien I, Regierungsgasse 1,
3. Stock, eingeladen. Im Hinblick auf die
Wichtigkeit dieser Angelegenheit wird um
zuverlässiges Erscheinen gebeten."

Für den 5. März war die Besichtigung der
beiden Objekte Judenau und Wiener Neustadt
ausgeschrieben und für diesen Termin waren
die Herren Abgeordneten zur Besichtigung
eingeladen. Am 5. März sind 22 Abgeordnete
dies,es Hohen Hauses nach Wiener Neustadt
gefahren und .haben dort das Akademie­
gebäude besichtigt, und sie sind anschließend
nach Judenau gefahren, um dort das Schloß
zu besichtigen. Außer den 22 Abgeordneten
waren noch der zuständige Referent der L:=tn­
desregierung, Herr LandeshauptmannsteU­
vertreter Popp, der Beamtenvertreter, Herr
Hofrat Schmidl, bei der Besichtigung in
Wiener Neustadt und Juäenau anwesend, und
am 2. März, also drei Tage vorher, haben die
Herren Gremialvorsteher usw. bereits ent­
schieden, daß sie den Pachtvertrag für
Judenau unterschreiben. Was schert uns der
La'ndtag, was kümmert uns der Herr Landes­
hauptmannstellvertreter Popp, der zuständige
Schulreferent, was kümmert uns überhaupt
das ganze Schulreferat, es kann uns, wenn es
will, ganz einfach gern haben. Wir von der
Handelskammer entscheiden am 2. März, ihr
vom Landtag könnt, wenn ihr wollt, noch am
5. März eine Besichtigung veranstalten, aber
unsere Entscheidung ist schon am 2. März
gefallen. Wenn das in der Öffentlichkeit noch
irgend jemand begreifen kann, müßte ein
Wunder geschehen. Es wird Ihnen auch nie­
mals gelingen, das der Öffentlichkeit ver-

ständlich zu machen. Man bemüht den halben
Landtag einschließlich des Regierungsmit­
gliedes, und hat bereits drei Tage vorher die
Entscheidung getroffen! Das heißt, den Land­
tag vor eine vollzogene Tatsa,che gestellt zu
haben, und das ist die Art und Weise, wie Sie
Demokratie handhaben. Herr Abg. Hainisch,
Sie wollten sich zuvor beschweren, weil an­
geblich der Herr LandeshauptmannsteUver­
treter Popp erklärt hat, ohne seine Zustim­
mung werde diese Schule niemals in Judenau
errichtet. Sie selbst haben aber den Landtag
förmlich vergewaltigt und vor eine vollzogene
Tats,ache gestellt. Das ist Ihre Auffassung
ven Demokratie, die Sie VOr dem Jahre 1934
und auch später kräftig praktiziert haben.
(Beifall bei den Sozialisten.)

Der Herr Abg. Hainisch hat auch noch die
Güte gehabt, das Gutachten des Landesamtes
zu zitieren und die' Nachteile der Schulerrich­
tung in Wiener Neustadt aufzuzählen. Ich
werde mir nun erlauben, objekti'Verweise das
ganze Resümee dieses Gutachtens dem Hohen
Haus zur Kenntnis zu bringen. Ich glaube,
daß man, wenn man objektiv sein möchte,
doch nicht nur die Rosinen herausnehmen
darf. (Abg. Hainisch: Was hat denn die Frau
Abg. Czerny verlesen?) Es heißt hier Vor­
teile bzw. Nachteile. Die Nachteile haben Sie,
Herr Abg. Hainisch, ja ziemlich ausführlich
vorgelesen, ihre nochmalige Verlesung kann
ich mir daher schenken. Ich werde also die
Vorteile schildern, und da heißt es in dem
Bericht des Referates: Günstig gelegenes Ver­
kehrszentrum und städtisches Milieu (Schau­
fenster der Warenhäuser usw.) , Exkursions­
möglichkeiten in der Stadt, nebenamtliche
(nebenberufliche) Lehrkräfte leicht verfüg­
bar, ärztliche Betreuung durch das öffentliche
Krankenhaus der Stadt, leichtere Wohnungs­
beschaffung für Lehrkräfte im Stadtgebiet.
Weil es aber außer dem Wiener-Neustädter
Projekt auch noch ein Projekt Judenau gibt,
erlaube iGh mir, auch das Resümee für
JudeUiau aus diesem Gutachten zur Kenntnis
zu bringen. (Zwischenrufe bei der ÖVP.)
Wenn man schon zitiert, Herr. Abg. Hainisch,
soll man vollständig zitiel'en, und ich bin so
objektiv, beide Seiten des Resümees für
Judenau zur Kenntnis zu bringen (liest):
"Nachteile: Altbestand des Hauses, daher
voraussichtlich größere Instandhaltungs_ und
Betriebskosten, besonders in der Heizperiode ;
vorauesichtlich schwierigere Verhältnisse hin­
sichtlich der Lehrkräfte; das Milieu des Ortes
bietet keine Möglichkeiten für Besichtigungen.
Vorteile: Geklärte Eigentumsverhältnisse, ge­
räumiges Objekt, umgeben von Nutzgärten,
lin welchem die Unterbringung der gesamten
ISchule mit Internat nach Äußerungen von
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·Bauorganen möglich sein wird." Ich glaube
lalso, wenn man zItiert, soll man das ganze
Resümee zHieren, damit die Abgeordneten
,ein ordentliches Bild bekomme-no

Nun möchte ich noch folgendes sagen.
Gestern war in Wiener Neustadt eine Tagung,
;1:Jei der fast sämtliche Handel- und Gewerbe­
treibenden von Wiener Neustadt vertreten
,waren, und in der eine ziemlich ausführliche
,und, wie Ihnen die Frau Abg. Czerny gesagt
hat, wirklich eindeutig ~achliche Aussprache
in dieser Frage erfolgte. Diese Versammlung
,hat gestern eine Resolution beschlossen und
,sie heute den Klubs der beiden großen Par­
teien überreicht. Ich werde mir nun erlauben,
,dem Hohen Hause diese Resolution zur Kennt­
niE zu bringen (liest):

"Resolution der Kaufmai1nschaft von vViener
Neustadt zur Frage der. Errichtung einer
Landesberufsschule für kaufmännische Lehr­
linge. Die Handel- und Gewerbetreibenden
aller Parteirichtun.gen von Wiener Neustadt
haben bei der am 18. Mai 1954 stattgefun­
denen Tagung im Rathaus zu Wiener Neu­
stadt mit größtem Bedauern davon Kenntnis
genommen, daH, die LandesberufEschule für
kaufmännische Lehrlinge nicht in Wiener
Neustadt, sondern ii1 Judenau bei Tulln er­
richtet werden soll. Auf manchen Gebieten
des kaufmännischen Lebens hat diese Berufs­
gruppe in Wiener Neustadt sofort nach Kriegs­
en::le bewieEen, daß, sie den Wiederaufbau mit
größtem Impuls vorwärtsgetrieben hat. Auch
zur Schulfrage hat sie sich positiv eingestellt
und in klarer Erkenntnis der Sachlage sich
für eine gute Berufsausbildung eingesetzt.
Die Kaufmannsc1Bft von Wiener Neustgdt
protestiert daher aus wirtschaftlichen Grün­
den - ds, Wiener Neustadt ein Notsta'nds­
gebiet ist - gegen die Absicht. diesc~ Schule
nicht nach Wiener Neustadt zu geben. Nicht
unerwähnt wollen wir lassen, daß die Be­
lastung der Kaufmannschaft in Niederöster­
reich mit der Errichtung der Schule in einem
alten Schloß in Judenau viel größer und
dauernder Natur ist, als in einem neu gebauten
Objekt in Wiener Neustadt, das bereits seiner­
zeit für Schulzwecke vorgesehen war. Die er­
zieherischen Möglichkeiten der Ausbildung
der kaufmäl1nischen Jugend sind auch in
Wiener Neustadt ~~ wo verschiedene Wirt­
soh~ftsschulen schon vorhanden sind - eher
gegeben als in Judenau. Die versarr.melten
Handel- und Gewerbetreibenden richten daher
in letzter Minute die Aufforderung- an die
maßlgebenden Kreise. den in de~ letzten
Monaten eingenommenen Standpunkt zu revi­
dieren und die Schule in Wiener Neustadt zu
errichten. Die Beauftragten der Gewerbe­
treibendenversammlung vom 18. Mai 1954 in

Wiener Neustadt: Marwan-Schlosser, M. Grüg­
ner, Bürgermeister Werl, Julius Kalb und
Abt."

Das ist die Resolution, die dort beschlossen
wurde. Ich möchte hierzu folgendes sagen.
Ich kann verstehen, daß die Vertreter des
Gebietes um Judenau um die Unterbringung
der Schule in Judenau gekämpft haben, und
'ich kann es, begreifen, daß man aus lokal­
patriotischen Gründen unter Umständen auch
zu einem Projekt gelgriffen hat, das nicht den
Anforderungen des gedachten Zwecks ent­
spricht. Ich kann mir aber nicht vorstellen
und kann eS nicht begreifen, daß es Vertreter
des Wiener-Neustädter Gebietes gibt, die nicht
ebenso initiativ für ihr Gebiet kämpfen, das
wahrlich ein größeres Notstandsgebiet ist als
das Gebiet um Judenau, und die die Inter­
essen ihres Gebietes, die Interessen der
Wähler, die sie in diesen Landtag entsendet
haben, nicht ebenso vertreten, wie es die Ver­
treter des anderes Gebietes taten. Es ist
bedauerlich, daß die Herren Abg. Zach und
Kuchner, die beide in den beiden Ausschüssen
vertreten sind, an den entscheidenden Sitzun­
gen nicht teilgenommen haben, d. h. sich ganz
einfach vor einer eindeutigen Entscheidung
gedrückt und das Gebiet und die Wähler, die
sie in dieses Haus entse'ndet haben, ganz ein­
fach schmählich im Stich gelassen haben. Es
ist tief bedauerlich, daß das gleiche auch jene
Abgeordnete getan haben, die n'3ch unserer
Auffassung eigentlich ebenfalls verpflichtet
gewesen wären, die Interessen des Gebietes
um Wiener Neustadt herum, also des Wahl­
kreises vo'n Wiener Neustadt, zu vertreten. Es
sind das die Herren Abgeordneten Dienbauer
und Schwarzott, die ebenfalls in den beiden
Ausschüssen vertreten sind. Dazu muß ich
leider auch noch den Herrn Abg. Wegerer
zählen, der auch ein Abgeordneter des Vliener­
Neustädter Gebietes ist. Wir bedauern das
schmerzlich, glauben aber, daß die Bevöl­
kerung von Wiener Neustadt, darüber hinaus
:ober auch die Bevölkerung von ganz Nieder­
österreich die Lehre daraus ziehen wird, wenn
sie noch einmal in die Lage kommt, sich ihre
Vertreter wählen zu müssen. (Zwischenrufe
bei der ÖVP.) ,

Zum Schluß, Hohe", Haus, möchte ich an
Sie noch einen Appell richten. In diesem
Hause wurde schon soviel und sooft die arme
Stadt Wiener Neustadt bedauert und beklagt
und als die am schwerstcn beschädigte Stadt
aus dem zweiten Weltkrieg bezeichnet. Immer
'md immer wieder wurde betont, daß dieser
schwergeprüften Stadt mit allen zur Ver­
fügung stehenden Mitteln geholfen werden
;:nuß, um die Kriegszerstörungen überwinden
zu können, und daß alles getan werden
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muß, um die schwerbeschädigte Wirtschaft
dieser Stadt wieder auf die Beine zu helfen.
Hier haben Sie eine Möglichkeit, benützen Sie
diese Möglichkeit, aber nicht durch schöne
Reden, sondern durch Ihre Abstimmung über
den vorliegenden Antrag. (Beifall bei den
Sozialisten.)

PRÄSIDENT SASSMANN: Zum Wort ge­
langt Herr Abg. H i I gar t h.

Abg. HILGARTH: Hohes Haus! Ich muß
mich zunächst mit dem Minderheitsibericht
der Sozialisten beschäftigen, wenn auch die
Frau Abg. Czerny eigentlich mit gnnz wenigen
Unterbrechunlgen den Minderheitsbericht wort­
wörtlich zur Verlesung gebraoht hat. Es ist
interessant, daß aus diesem MindeI1heits­
bericht manches hervorgeht, was wesentlich
anders aufzufassen ist, als es die Redner zur
Darstellung g'ebracht haben; daher ist es gut,
wenn man einige markante Stellen dieses
Miniderheitsberichtes aufzeigt.

Da steht z. B. drinnen, man hat z,wei
Objekte in die engere Wahl gezogen, den Ost­
trakt des im Jahre 1944 errichteten Zubaues
zur Wiener-NeustäJdter Militärakademie und
das Schloß Judenau. Ich möchte feststellen,

.daß das von Haus aus schon eine Unwahrheit
ist, denn der Bau ist steckengeblieben, er ist
nie fertig geworden, und nur den Torso haben
wir gesehen. Wenn hier die angeführte Be-
hauptung steht: " des im Jahre 1944 er-
richteten Zubauels ", so erweckt das den
Anschein, daß es sich um ein bereits voll­
kommen fertig ausgestatteteis Haus in modern­
ster Form, mit den besten Einrichtungen und
allen Hilfsmitteln handelt. Wir können aber
in dieEem Minderheitsbericht noch folgendes
feststellen. Es heißt da, es seien die gün­
stigeren Voraussetzungen in Wiener Neustadt
gegeben, und gleich im nächsten Satz: "Dies
nicht nur in bezug auf das Schulgebäude
selbst ...", jetzt kommt der Widerspruch zum
ersten Satz: " ... das den Anforderungen
völlig gerecht zu wenden vermag." Das heißt
also, es vermag völlig gerecht zu werden,
wenn man etliche Millionen Schilling in das
bereits bestehende Gebäude noch hineinsterkt.

Es ist aber noch ein Satz in dem Minder­
heitsbericht, der es verdient, beleuchtet zu
werden. Er lautet: "Auf Grund dieser eingehen­
den Untersuchungen mußte der im sozia­
listischen Antrag vom 15. Dezember 1953 dar­
gelegte Sachverhalt als erwiesen angesehen
werden." E,s wird hier einfach eine Behaup­
tung aufgestellt, die weiter nicht bewiesen
wird. Der Bericht hat sich das sehr leicht
gemacht, inde~. er einfach sagt: Braucht
nicht erst erwiesen zu werden, das ergibt sich

von selber. Weiter wird behauptet, die Ver­
fügbarkeit über die nebenamtliche'n Lehr­
kräfte sei besonder1s leicht möglich. Ich muß
dazu sagen, daß auch die Umgebung von
Tulln ein gewisses Reservoir für nebenamt­
liche Lehrkräfte darstellt, so daß sich daraus
absolut kein Grund für die Errichtung der
Schule in Wiener Neustadt ergibt.

Wenn in dem Minderheit,shericht auf das
strudtische Milieu in Wiener Neustadt mit
Eeinen zahlreiohen Exkursionsmöglichkeiten
hingewiesen wird, so muß vom Standpunkt
der Berufslschulen folgendes dazu gesagt wer­
den. Dies'e Schulen wurden hauptsächlich des­
wegen errichtet, weil zu dem praktischen
Wissen, das der Lehrling in seiner Betriebs­
stätte erhält, in dies,en Schulen die notwen­
digen theoretischen E:r:gänzungen in der Zeit
von sieben Wochen an die Jugendlichen heran­
gebraoht werden sollen. Daß dabei natürlich
auch eine pmkUsche UnterweilSung statt­
findet, ist eine SeLbstv€I1stänidlichkeit, und
jeder Lehrplan einer solchen F'achschule
nimmt auf diese Umstände entsprechend
Rücksicht. Nur vermeidet er es, und dies viel­
leicht absäcthtlioh,Exkursionen dahin und
dorthin zu machen, weswegen man in solchen
Fachschulen eigene Lehrwerkstätten errichtet.
Ich bin fest überzeugt, daß gerade die Aus­
lagenge:staltung und auch andere pra,ktisohe
Dinge am besiten in der Anstalt selbst in
voller Ruhe und kbgeschlosisenheit ohne große
Störungen der Umgebung erfolgen. (Zustim­
mung bei der Volkspartei.)

Es heißt weiter in dem Bericht, daß für
Wiener Neustadt der gute Bauzustand des
dortigen Gebäude:s spricht. Der "gute" Bau­
zustand ist am besten daraus zu ersehen, daß
in den Höfen dieBes Gebäudes in Wiener Neu­
stadt bereits langsam der FöhreIllWald zu
bli.i!hen belginnt. So ungefähr haben wir eis
damals bei der Besichtilgung angetroffen. Es
ist übrigens bekannt, daß ein Teil dieselS
Objekts schon vor längerer Zeit aUlSlgebaut
wurde, um die Hauptschule von Wiener Neu­
stadt in diesen Räumen unterzubringen. Ich
werde mir später noch erlauben, auf die
Zweckmäßigkeit dieser Räume von den
übrigen Gesächtspunkten aus zurückzukommen.

Das Kernproblem, um das es bei der Ent­
scheidung Judenau oder Wiener Neustadt
geht, ist in dem Minderheitsbericht mit den
Worten "langfrilStiger Pachtvertrag" leicht
umlSchriehen worden. Sie wissen ganz genau
so wie wir, daß es hauptsächlich die Besitz­
veI'hältnisse siÜrd, die UlliS bewo1gen haben, uns
für das Projekt Judenau zu entschließen,
denn, meine Herren, heute vier Millionen oder
noch mehr Schilling in Wiener Neust3dt zu
investieren und nur der Subpäohter des Päch-
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ters zu sein, wobei der Pächter selber nur
dnen PachtvErtrag in Händen hat, von dem
er nicht weiß, wann er wieder gelöst wird, ist
natürlich etwas, worauf weder die Kammer
noch selbstverständlich auch das Land ein­
gehen kann, denn letzten End~s müßten beide
die Kosten für diese sehr in Frage stehende
Angelegenheit tragen.

Gut ist aber die Behauptung in diesem
Minderheitsbericht, daß die "unbestrittenen
VorzUge" du Wiener-Neustädter Projekts

vom Großteil der AusschuJ:'mitglicder auch
~oll an~rkannt wurden". Ich glaube, meine
Herren von der Sozialistischen Partei, das
können Sie vielleicht von Ihren MitgHedern
behaupten, aber für die Mitglieder aus den
Reihen der Österreichischen Volkspartei kann
das absolut nicht gelten. Diese haben sich
nämlich nicht entschlossen, für dieses von
Ihnen als, gut anerkanntes Bauwerk einzu­
treten, sondern sie haben ihre Stimmen für
das Judemmer Projekt abgegeben.

loh möchte noch von einem anderen Stand­
punkt aus zu diesem Minderheitsbericht eine
Bemerkung machen. Es ist da vor einiger
Zeit in der "Arbeiter-Zeitung" zu lEsen ge­
wesen, daß die Fraktion der Österreichischen
Volkspartei im niederösterreichischen Land­
tag durch die Einbringung eines Gesetzes zur
Ne'urEgelung der di'Ellstrechtlichen Verhält­
nis,ze der Landesangestellten gleichsam e,in
Mißtrauen gegen ihren eigenen Landeshaupt­
mann Steinböck zum Ausdruck gebracht hätte,
Vieil er verpflichtet gewesen wäre, aus eigenem
heraus für eine solche Gesetzvorlage zu
sorgen. Meine Herren, lassen Sie mich diese
Ihre Meinung auch auf den Antrag Ihrer
Fraktion in Anwendung bdngen. Heute ree:!en
Sie von der Errichtung der kaufmännischen
Berufsschule, die dem Referat des Herrn
Landeshauptmannstellvertreters Papp unter­
steht. Sie sagsn, das ist e,ine unbedingte Not­
wE"lle:!igkeit unie:! bringen einen diesbezüglichen
Antrag und einen Minderheitsantrag ein. Nun
erlaube ich mir, an Sie die Frage zu stellen:
Ist es nicht auch ein Mißtrauensantrag gegen
denjenigen, der für die Schulverhältnisse i'n
Niederösterreich verantwortlich ist? (Lan­
deshauptmannstellvertreter Popp: Es besteht
bloß ein Unterschied. Da handelt es sich um
eine Landtagsvorlage und dort um einen
Regierungsbeschluß.) Ich glaube, daß man da
nicht mit zweierlei Maß meSSE'D. kann, wndern
was für die eine Partei gilt, das gilt selbst­
verständlich auch für die andere Partei.

Nun möchte ich mich noch ein wenig mit
einigen Ausführungen des Kollegen Staffa
auseinander'Setzen. Der Herr Kollege Staffa
macht sich Sorgen um fremde Gelder, denn
er ist sosehr bestrebt, zu beweisen, daß das

Judenauer Projekt das teurere und das
Wiener-Neustädter Projekt das billigere rst.
Wir wis'Sen aber ganz genau aus den ver­
schiedenen Voranschlägen, die uns bis jetzt
bekanntgeworden sind, daß die Verhältnisse
genau umgekehrt liegen; auch wird wahr­
scheinlich nicht anzunehmen sein, daß die
Vertreter der Kammer sich ins eigene Fleisch
schneiden und mehr Geld für ein schlechteres
Projekt ausgeben, als weni,ger Geld für ein
Projekt, von dem sie voraussetzen, daß es
ihren Wünschen besser entspricht. Die ver­
schiedenen Gutachten, die hier vorliegen,
sind ja vielleicht noch nicht die endgültigen.

In diesem Zusammenhang möchte ich auf
eine Bemerkung hinweisen, die während der
Verhandlungen im Ausschuß gefallen ist.
Auch heute sind verschiedene Andeutungen
in derselben Richtung zu hören gewesen. Der
Herr Lande.shauptmannstellvertreter Papp hat
noch immer nicht die Namen der Personen
genannt, durch welche der Auslschlag für
unsere Entscheidung für Judenau gegeben
wor'den sein soll. Ich möchte hier ganz offen
feststell~n, daß bestimmt niemand von uns,
der diese Besichtigung mitmachte, auch nur
eine Ahnung von .solchen Bestrebungen ge­
habt hat.

Auch eine Bemerkung, die im Ausischuß
von Ihrer Seite gefallen ist, hat mir etwas
zu denken gegeben. Es wurde so in einem
Zwischenruf gesagt: Na ja, wir haben ja
keinen Baumateria,lhändler in Wiener Neu­
stadt. (Landeshauptmannstellvertreter Popp:
"In Wiener Neustadt" hat 7ceiner gesagt!)
Die Bemerkung war schon :so gedacht, denn
vorher war von Wiener Neustadt die Rede.
Ich frage Sie, ob Herr Abt nic1)t auch ein
Baumaterialhändler ist und ob der unserer
Fraktion angehört oder nicht? (Landeshaupt­
rnannstellvertreter Popp: Aber Professor ist
er nicht!) Aber Baumaterialhändler ist er
und um einen Baumaterialienmann ist es ge­
gangen. Was für die eine Seite gilt, gilt auch
für die andere.

Wenn wir weiter noch vom schulischen
Standpunkt aus einen Vergleich zwischen
diesen beiden Gebäuden ziehen, dann g'laube
ich, müslsen wir folgendes sagen. Was von der
sozialistischen Seite behauptet wurde, näm­
lich, daß die Räume in Judenau sehr hoch
sind, ist richtig und auch unbestritten, aber
es ist mir als Schulmann lieber, die Räume
sind zu hoch als zu nieder, und in Wiener
Neustadt sind sie zu nieder. (Ruf bei der
ÖVP: 2,80 Meter!) Ich bin der festen Über­
zeugung, wenn in Wiener Neustadt der Aus­
bau dieser Millitärakademie für Schulz,wecke
kommis!sioniert würde und jetzt erst die Kom­
mislsionierung für den Teil erfolgen würde,

,
\
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der bereits mit der Hauptschule belegt ist, so
könnten vom schulhygienischen wie auch vom
schulbautechnischen Standpunkt niemal,s Klas­
senräume mit einer Höhe von 2,80 Meter
und einfachen Fenstern, die keine Venti­
lationen beinhalten, für den Betrieb einer
Schule al,s gut und richtig befunden werden.
(Hörthörtrufe bei der ÖVP.) Auch das gibt
uns natürlich zu denken, und es ist selbstver­
ständlich, daß man nicht in ein Gebäude, das
wohl in seinen Grundmauern skizziert ist,
Geld hineinsteckt, um Räume zu erhalten, die
dann nicht hundertprozentig den Anfor­
derungen entsprechen. Außerdem besteht auch
die Frage, inwieweit das Internat in diesem
Haus untergebracht werden kann. Nachdem
nämlich bereitlS sehr viele Räume für die
Schule ausgebaut werden müßten, ist neben
den unsicheren Verhältnissen bezüglich der
Pachtung und der Beendigung des Besatzung's­
verhältndsses auch noch die Frage der Räume
für das Internat ins Augenmerk zu nehmen.

Wenn von verschiedenen Seiten behauptet
wurde, daß die Schul- und Internatserrichtung
Angelegenheit des Landes sei, muß ich das
bestätlgen. Immerhin aber gibt es bei allen
Schulerrichtungen Körper,schaften, Behörden
oder Ämter, die zunächst einmal die Errich­
tung einer Schule beantralgen; da wird auch
nicht gefragt, in welchem Dorf oder in wel­
cher Stadt das ,sein IsolI, sondern wenn EiS eine
bestimmte Gebietskörperschaft da oder dort
wünscht, weiter die Notwendigkeit hierzu
gegeben ist, und schließHch der Landtag seine
Zustimmung gibt, dann glaube ich kaum, daß
sich irgend jemand gegen die Errichtung
dieser Schule in diesem oder jenem Gebiet
wenden könrnte.

Die Wohnfrage der Lehrper1sonen i,st eben­
falls angeschnitten worden. Nun glaube ich,
ist die Wohnfrage sowohl in der einen wie in
der anderen Schule ganz gleich. Es wurde in
dem Bericht, den das Landesamt gegeben hat,
festgestellt, daß ungefähr 19 ständige Lehr­
personen gebraucht werden. Für diese 19 Lehr­
personen sind sowohl die Wohnungen in
Wiener Neustadt als auch in Judenau ZIU er­
richten, so daß man absolut nicht sagen kann,
daß Wiener Neusta;dt in dieser Beziehung in
einem gewissen Vorrecht steht.

Wenn weiter behauptet wurde, daß das
Viertel unter dem Wienerwald die girößte
Anzahl der Lehrlinge stellt, dann hat meine
Vorrednerin, die Frau Landtaglsahgeolrdnete
Czerny, eine Anleihe in ein fremde,s Gebiet
gemacht, denn bis heute ist das Randgebiet
nicht in unserer Verwaltung. (Landeshaupt­
mannstellvertreter Papp: Sie hat ausdrücklich
gesagt, mit den Randgemeinden!) Ich weiß
aber nicht, ob nicht die kaufmännischen Lehr-

linge des Randgebietes, wie bei ::.nideren
Berufslschichten, weiterhin die Berufsschule
in der Mollardgaslse besuchen werden. Immer­
hin SüJld die anderen drei Viertel in der
Mehrheit. Es geht nicht an, daß man die Er­
richtung einer Beruf'Slschule von ejnem Viertel
abhängig macht. Während vielleicht Wiener
Neustadt als Verkehrszentrum günstiger ist,
kann man nicht die anderen drei Viertel,
denen Judenau näher liegt, zumuten, ihre
Kinder nach Wiener Neustadt zu schicken.
(Abg. Staffa: Aber es ist eine Weltreise, es
zu erreichen. -- Abg. Stangler.' Sie müssen
schlechte Landeskenntnisse haben, 1,oenn Sie
nicht wissen, wo Judenau liegt.)

Ich glaube, wir können alle die Dinge, die
zur Debatte gestellt wurden, ruhig zurück­
wei'sren, denn die Mehrheit des Landtages wird
dafü,r IStimmen, daß die Kaufmännische
Berufsschule in Judenau errichtet wird. (Bei­
fall bei der ÖVP.)

PRÄSIDENT SASSMANN : Die Rednerliste
i,st erschöpft, der Her;r Berichterstatter hat
das Schlußwort.

Berichterstattier Abg. TErSAR (Schlu.ß­
wort): Hohes Haus! Ich hoffe, daß der gleiche
Wetteifer bei der Errichtung der Schule vor­
handen sein wird, wie er sich jetzt bei der
Debatte grezeigt hat. Ich bitte, den vo'n mir
bereits verlels,enen Antrag anzunehmen.

PRÄSIDENT SASSMANN : Zur Abstim­
mung liegt vor der Antra,g des gemeinsamen
Schul- und Finanzausschusses und der Reso­
lutions>antra,g der Frau Abg. Czerny.

Ich bringe zuerst den Amtra,g des gemein­
Bramen Schul- und Finanzausschusses zur Ab­
stimmung. (Nach Abstimmung): An g e­
no m m e n. (Abg. Staffa zu Abg. Prof. Zach,
der während der Abstimmung den Saal ver­
lä.ßt : Herr Zach auf der Flucht von der Ver­
antwortung!)

(Nach Abstimmung über den Resolutions­
antrag der Frau Abg. Czerny): Ab gel €I h n t.
(Abg. Staffa: Wo ist der Vertreter von
Wiener Neustadt?) "-

Ich ersuche den Herrn Abg. S c h ö bel' 1,
die Verhandlung zur Zahl 549 einzule,it€'ll.

Berichterstatter Abg. SCHÖBERL: Hohes
Haus! Ich habe namens des Finanzaus­
schug,ses über die Vorlage der Landesregie­
rung, betreffend Voranschlag des Landes
Niederö,g,terreich für das Jahr 1954 Bewil­
ligung von Nachtragskrediten so~ie von
Überschreitungen von VOlanschlags3'll3ätzen,
zu berichten.
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In seiner 15. Sitzung am 23. April 1954 hat
der Hohe Landta.g die Landesregierung auf­
gefordert, zur Gewährung von zinsenlosen
Darlehen an klün- und mittelbäuerliche Be­
triebe für die Schaffung, Erhaltung und In­
standsetzung von Wohnräumen einen Betrag
von 5,000.000 S sicherzustellen.

De;;; weiteren hat der Hohe L'andtag mit
Landtagsbeschluß vom 27. Oktober 1953 im
außnordc'ntlichen Voranschlag des Landes
Nieiderösterreich für da.s Jahr 1953 einen
Nachtragskredit von 2,000.000 S zur Gewäh­
rung von unverzinslichen Darlehen bis 10.000
Schilling im Einzelfall an Opfer der vor­
jährigen Unwetterkatastrophen, deren wirt­
schaftliche Existenz bedroht ist, bewilligt.
Dieser Betrag hat nicht am:gereicht, um die
zahlreichen Ansuchen erledigen zu können.
Zum endgültigen Abschluß der Aktion sind
noch 3,000.000 S nctwendig.

Schließlich wurde nach eingehenden über­
legungen als notwendig erkannt, den L'lndes­
bedicnsteten eine tatkräfUge Unterstützung
VOn seiten des L,andEs für die Erwerbung von
Wohnungen im Eigentum, bei Wohn- und
Siedlungsgencm"enschaften oder z'ur sonstigen
Vlohnraumbeschaffung zu gewähren. Nach
den Erfahrungen der vergiangenEn zweiein­
halb Jahre erscheint es mÖg'lich, mit einer
Summe von 2,000.000 S auszukommen. Es
wäre daher ein eigener Voranschlagsans,atz
in der Gruppe 0, Wohnbauhilfe für Landes­
bedienstete, zu schaffen. Aus ihm ;sollen durch
die niederösterreichische Landesregierung
Gehaltsvorschüsse bis zu 15.000 S an alle
Landesbedie,nsteten, gleichgültig. ob sie in
Wien, Niederösterreich oder in den Rand­
gemeinden wohnen, bei Zutreffen der Vor­
aussetzungen. bewilligt werden.

In der S'itzung des Finanzausschusses am
17. Mai 1954 halben die Abgeordneten March­
stehler, Erneckel', Schwarzott und Hilgarth
außerdem noch weitere Anträge auf Nach­
tragskredite und ÜbeflSchreitungsbewilligun_
gen gEstellt, welche heute bewiHigt werden
sollen, und zwar:

Nachtragskredit beim ordentlichen Vor­
ansCihlag, VA 443~61, Für Zwecke der
Krieg,sgefangenen_ und Heimkehrerfürsorge,
150.000 S.

Nachtragskredite beim außerordentlichen
Voranschlag: VA 09--91, Subvention an den
Spar- und Vorschußverein "Landsknechte"
zur Errichtung eines Kohlensäuregasbades im
Erholungisheim Schönau im Gebirge, 300.000 S;
VA 09~92, Subvention an den Sportklub
Landhaus zum Ausbau des Urlaubsheimes am
Erlaufsee, 400.000 S ; VA 359~90, Beitr'ag
zur Herausgabe des Werkes .,Niederöster-

reichs Literatur!, KUllist und Natur", 100.000 S;
VA 359~91, Zum Ankauf und zur I,nstand­
setzung des Haydn-Hausles in Rohrau,
350.000 S ; VA 519-91, Einmaliger Beitrag
zur Fortführung des Ausbaues des All­
gemeinen öffentlichen Krankenhauses in
Zwettl, 1,600.000 S ; VA 56-~90, Beitrag zum
Ausbau von Jugendherbergen, 300.000 S;
VA 59~90, Beitrag zum Aufwand der Larn­
des-Krankenpfie,gerinnenlschule am AUgemei­
nen öffentlichen Krankenhaus in St. Pölten,
200.000 S ; VA 59~91, Beitrag zum Aufwand
der Krankenpflegerinnenschule am Allge­
meinen öffentlichen Krankenhaus in WienBr
Neustadt, 100.000 S; VA 59~92, Beitrag zum
Aufwand der Krankenpflegerinnenschule am
Allgemeinen öffentlichen Krankenhaus in
Mistelbach, 100.000 S ; VA 7422--90, Bäuer­
liche Fachschule in Edelhof, Bau von vier
Landarbeiterwohnhäusern, 320.000 S; Vor­
anschlagsansatz 75~91, Beitrag zur Errich­
tung VOn LehrIingsheimen, 800.000 S.

Überschrei tungsbewilHgungen für den ordent­
lichen Voranschlag : VA 462--64, Beihilfen
für Lehrlinge, 60.000 S ; VA 512~61, Frei­
willige Zuwendungen und Stipendien, 50.000 S:
VA 61--61, Sachaufwand für Raumordnung,
400.000 S.

ÜberschreitungsbewiHigungenfür den außer­
ordentlichen Voranschlag: VA 63~62, Für
sonstige Siedlung,sz.wecke, 3,000.000 S; Vor­
anschlagsansatz 63~63, Für sonstige Wohn­
bauförderung, 22,000.000 S.

Die Bedeckurng der angeführten Nachtrags­
kredite und Überschreitung.sbewilligungen er­
scheint aus vorausIsichtlichen Einnahmeüber­
schüslsen bz,w. aus vorhandenen Krediten im
Rahmen des Gesamtbudgets möglich.

Ich ersuühe den Herrn Präsidenten, dar­
über die Debatte abführen zu laslsen.

PRÄSIDENT SASSMANN: Zum Wort ge­
langt Herr PräS'ident W 0 n d r a k.

Abg. WONDRAK: Hoher Landtag! Am
6. Mai wurde dem Hohen Haus eine Vorlage
der Landesregierung zur Kenntnis gebracht,
in der Kredite für drei Voranschlagsansätze
vorgesehen waren. In dieser Vorlage wurde
ausgeführt, daß in Durchführung ei'nes Be­
schlusses des Hohen Landtages vom 23. April
für Darlehen an klein- und mittelbä,uerliche
Betriebe zur Schaffung von Wohnräumen ein
Betrag von fünf MilHonen Schilling bereit­
gestellt werden soHe. Es haindelte s<ich also
dabei darum, daß die Landesregierung in Ent­
sprechung eines Landtaglsbeschlusse.s nun­
mehr einen konkreten Antrag einbringt.

Außerdem wurde in derselben Vorlage der
Landesregierurng unter Berufung auf einen
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weiteren Beschluß des Landtages, und zwar
vom 27. Oktober des Vorjahres, ein zweiter
Vorschlag gemacht, dahingehend, daß zu~

gunsten der von den vorjäJhrigen Unwetter­
katas,trophen Betroffenen der ~ur Gewährung
von Darlehen erforderliche Betrag um wei­
tere drei Milliolnen Schilling erhöht werden
soll, also ebenfalls ein Antrag, der einem
Beschluß des Hohen Landtages entJspricht:

Als drittes wurde in der'selben Vorlage der
Landesregierung vermerkt, daß nach ein­
gehenden Überlegungen, wie es hier heißt,
für die Unterstützung von Landesibediensteten
beim Erwerb von Wohnungen im Eigentum
edel' für deren sonstige Wohnraumbeschaf­
fung ein Betrag von zwei Millionen Schilling
bereitgestellt wel'den soll.

E3 besteht gar kein Zweifel darüber, daß
gegen die VorIalge dieser drei Vorschläge, die
von den zuständigen Referaten vorge'legt wur­
den und die Landesregierung anstandsilos
passierten, absolut keine Einwendung bestan­
den hat. Die erforderlichen zehn Millionen
Schilling scheinen auch finanziell gedeckt zu
sein, denn in der Begründung wird ausdrück­
lich hervorgehoben, daß es möglich sein wird,
diese Beträge durch vorauss'ichtlich höhere
Ei'nnahmen und durch vorhandene Budget­
kredite zu decken.

In der Sitzung des Finanzaulslschus1ses, in
der diese Zehn-Mülionen-Vor'lage behandelt
werden sollte, hat ,sich nun folgendes ergeben.
Der Vorsitzende des Auslschussels hat, ohne
zu fragen, ob jemand anderer das Wort
wünsche, nach einer vorgelegten Liste ~b­

geordneten der ÖVP das Wort erteilt, die
17 Anträge zu der in Behandlung steheniden
Vorlage stellten (Ruf bei der ÖVP: Das ist
doch nicht wa.hr!) , so daß die erste Vorlage
ei'ne völlige Verschiebung erfuhr. Hat es sich
ursprünglich nur darum gehandelt, einen Kre­
dit von zehn Millionen Schilling für drei ganz
bestimmte Zwecke dem Hohen Landtag zur
Beschlußfalslsung vorzulegen, so wurde dieser
Betrag durch diese ~7 Anträge auf 40,180.000
Schilling erhöht.

Wir sind 'nun der Meinung, daß dieses Vor­
gehen im Finanzausschuß nicht der Geschäfts­
ordnung entspricht. Erstens einmal sind dielse
Beschlüsse erst am vergangenen Montag im
Finanzaus!schuß gefaßt worden, die Zustel­
lung der gedruckten neuen Vorlagen an die
Herren Abgeordneten konnte also schon aus
rein technischen Gründen nicht so rechtzeitig
ge'schehen, daß die 24,stündige Auflagefrist
erfüllt werden konnte, wie sie im § 28 Abs. 2
der Geschäftsordnung vorgesehen i,s,t. In
Wahrheit hat die Mehrzahl der Herren Ab­
geordneten en,t heute, also wenige Stun1den

vor Beginn der Sitzung, die neue Vorlage in
die Hand bekommen, denn die ursprüngLiche
Vorlage hat doch etwas ganz anderes enthal­
ten als jene, über die der Referent jetzt
berichtet hat.

Ein zweiteis Argument, auf das wir auf­
merksam machen müssen, >i,st folgendes: Nach
den klaren Bestimmungen der Geschäftsord­
nung müslsen Anträge, die eine finanzieLle
Belastung Ides Landes darstellen, der Landes­
regierung zur Stellungnahme vorigelegt wer­
den. Wenn man die heutige Vorlage nun an­
,sieht, bemerkt man, daß zwar für die ersten
zehn Milrlionen auf die Bedeckung hingewiesen
wOI'de'n ist, alber jetzt, wo der Betraig mehr
als vervierfacht wUI'de, ist von einer Bedek­
kung überhaupt keine Reede und man spricht
gar nicht auiS, wie die Bedeckung gefunden
werden soll. Es 'ist a,Iso unbedingt -- und ich
glaube, darüber können auch Sie nicht hin­
wegkommen - der § 25 der Geschäftsord­
nung in Anwendung zu bringen, nach wel­
chem, da in der neuen Vorlage eine finanzieHe
Belastung des Landes geg~ben ist, die,se Vor­
lage der Landesregierung zur Stellungnahme
vorzulegen i,st.

Aus diesen be'iden Erwägungen stelle ich
den geschäft,soI'dnung,smäßi,gen Antrag, diese
VoI'lage der Lande:sre,gierung zur neuerlichen
Stellungnahme zuzuleiten. Es geschieht 'hier
gar nichts anderes, als daß wir die Geschäfts­
ordnung absolut einhalten. Ich spreche die
Erwartung aus, daß man nicht die Abs,icht
hat, über klare Bestimmungen der Geschäfts­
ordnung hinwegzugehen. (Beifall bei der
SPÖ.)

. PRÄSIDENT SASSMANN : Bevor ich dem
nächsten Redner das Wort erteile, möchte ich
zum § 25 der Geschäftsordnung meine Stell­
lungnahme aIs Vorsitzender abgeben.

Die im Finanzauslschuß beschlossene Ab­
änderung der zur Beratung stehen:den Regie­
rungsvorlage ist kein s,elbstä,ndiger Antrag
eines Ausschußlses oder eines Abgeordneten
im Sinne ders § 25 der Geschäftsordnung,
genau so wenig, wie auch ein im Haus von
einem Abgeordneten gelstelltel' Abänderungs­
oder Zusatzantrag zu der in Behandlung
stehenden Vorlage kein selibständiger Antrag
im Sinne des § 25 der Geschäftsord'nung wäre.
Es hat daher auch der § 28 der Geschäftls­
ordnung nicht in Anwendung zu kommen,
denn ein im Zuge der GeschMtsibehandlung
einer Larnidtagsvorlage gestellter Antrag ist
weder zu vervielfältigen noch in Druck z,u
legen. Auch die Auslegung des § 25 der
Geschäftsordnung, wie !sie Präsiident Wondrak
dargelegt hat, würde dem Landtag die Mög­
lichkeit nehmen, Zu'satzanträge oder Abände-
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rung1santrä,ge zu stellen, würde sohin den
Landtag als Gesetzgeber vollständig illu­
sorisch machen.

Das ist meine Erklärung. Ich bringe aber
den Antrag des Präsidenten Wondrak zur
Abstimmung. (LandeshauptmannsteZlvcrtreter
Papp meldet sich zur Geschäftsordnung.) Ich
erteile Herrn Landeshauptmannstellvertreter
Pop p zur Geschäftsordnung das Wort.

Landeshauptmannstellvertreter POPP (zur
Geschäftsordnung): Hohes Haus! Der ~ 25
der Geschäftsordnung führt im Wortlaut aus
(liest): "Falls ein Antrag eines Ausschusses
oder eines Abgeordneteil eine finanzielle
Belastung des Landesfonds beinhaltet oder von
besonderer wirtschaftlicher Bedeutung ist,
muß er der Landesregierung zur Stellung­
nahme zugeteilt werden." Es ist zweifellos,
daß die Vorlage, die hier jetzt vom Ausschuß
vorliegt, sowohl eine große finanzielle Be­
lastung a,18 auch von besonderer wirtschaft­
licher Bedeutung ist. Das kann wohl niemand
hier im Hause bestreiten. Es besteht nun die
Frage, die der Herr Präsident in seinem Gut­
achten angeschnitten hat, ob hier ein Zusatz­
antrag behandelt wird. Der Herr Präsident
Wondrak hat bereits festgestellt: Die Vorlage
der Landesregierung hat sich auf drei Fakten
bezogen, und zwar auf den Zwei-Millionen­
Kredit für Wohnbauförderung der Landes­
angestellten, auf den Drei-Millionen-Kredit
für Pnteri3tützungen anläßHch der Elementar­
katastrophen und auf den Fünf-Millionen­
Kredit für den bäuerlichen Althaui3besitz.
Herr Präsident, ich bestreite nun absolut
nicht, daß selbstverständlich, wenn zu diesen
drei gegenstä'ndlichen Punkten ein Zusatz­
oder Erhöhungsantrag oder ein Abänderungs­
antrag gestellt worden wäre, die von Ihnen
hier dem Hause bekanntgegebene Rechtsauf­
fassung absolut zutreffen würde. Der Unter­
schied aber besteht in folgendem. Die Vorlage
enthält 'nur eine Kreditermächtigung für die
bereits angeführten drei besonderen Zwecke.
Wäre sie ein Nachtragsbudget oder ein Bud­
get überhaupt, dann könnte selbstverständlich
von der Ansatzpost 0 bis zur Post 9 überall
ein Zusatzantrag gestellt werden. Ein solcher
Fall liegt aber hier nicht vor, daher sind die
gestellten Anträge nach unserer Rechtsauf­
fassung als selbständige Anträge zu behan­
deIn und dementsprechend, weil sie eine finan­
ziellt< Belastung bedeuten, der Landesregie­
rung' zur Stellungnahme zuzumitteln.

Hohes Haus! Es ist fUr uns selbstverständ­
lich, daß auch die Sozialistische Fraktion die
Anordnungen des Herrn Präsidenten, wenn
sie der Geschäftsordnung und dem Recht ent­
sprechen, respektiert. Wir müssen aber ander-

seits verlangen, daß auch der Präs'ident die
Geschäftsordnung so aus,legt, wie sie dem
Recht entspricht, und daß auch der Präsident,
wie es in der Geschäftsordnung steht, die
Würde des Hauses und die Rechte des Hauses
wahrt. So wie wir die Rechte des Herrn Prä­
sidenten zu achten haben, so muß auf der
anderen Seite auch der Präsident, als der
erste hier in. dieser parlamentarischen Kör­
per'schaft, die zwingenden Bestimmungen der
Geschäftsordnung achten. Ich glaube, daß
über den Antrag des Präsidenten Wondrak
gar nicht viel abgestimmt werden dürfte,
sondern daß der Präsident aus seiner Ent­
scheidung heraus im Sinne des Antrages des
Präsidenten Wondrak einfach als Vorsitzen­
der dieses Landtages di'e Entscheidung zu
treffen hätte.

PRÄSIDENT SASSMANN : Zur Geschäfts­
ol'dnung hat sich Herr Abg. End I gemeldet.

Abg. ENDL (zur Geschäftsordnung) :
Hohe,s Haus! Ich möchte Bezug nehmen auf
die Ausführungen des Herrn Landeshaupt­
mannsteHvertreters PoPP. Wir kennen alle
zusammen die Vorgänge im FinanzausoSchuß,
nämlich daß Sie (ZlJ, den Sozialisten gewen­
det) bedauerlicherweise die Sitzung dieses
Ausschusses verlassen haben. Die Aus,legung
des § 25 nach Ihrer Art ist nicht richtig, denn
die ursprüngliche Vorlage war eine Regie­
rungsvorlage, die sich mit Voranschlag,s­
ansätzen. befaßt hat, die im außerordentlichen
Voranschlag erhalten sind. Nun haben
unsere Abgeordneten von der ÖVP nichts
anJderes gemacht -- und dieses Recht muß
jedem Abgeordneten zustehen -, als Ab­
änderungs- oder Zusatzanträge gestellt. (Lan­
deshauptrnannstellvertreter Papp: Zn was?)
Zum außerordentlichen Voranschlag! Diese
drei Posten der ursprünglichen Vorlage be­
inhalten Posten des außerordentlichen Voran­
schlages und beziehen 'S,ich auf eine Regie­
rungsvorlage. Demnach ist es nicht so,
wie Sie, Herr Landeshauptmannstellvertreter
Popp, die Auslegung bringen, daß nämlich
die gestellten Anträge selbständige Anträge
sind, sondern s,ie beziehen sich alle auf die
Regierungsvorlage. (Zwischenrufe des Ab­
geordneten Staffa.) Ich habe den Herrn Lan­
deshauptmannstellvertreter Popp sprechen
la,ssen, lassen Sie mich auch sprechen. Ich
möchte bitten, nicht zu glauben, daß wir
immer nur von Ihnen die Demokratie lernen
sollen. Wir haben auch unsere Juristen be­
fragt, und unsere Auslegung ist nun einmal
so. Sie dürfen die Auslegung der Bestim­
mungen der Geschäftsordnung nicht ver­
drehen, wenn sie in dem einen oder anderen



Landtag von Niederösterreich. V. Session der V. Wahlperiode. 17. Sitzung am 19. Mai 195·1. 491

fort zu Beginn 's,einer Rede in einigen Sätzen
seine Meinung zur Vorlage überhaupt ge­
äußert. Ich möchte aber wirklich nur über die
Geschäftsordnungsmäßigkeit dieser Vorlage
sprechen.

Ich kann absolut nicht zustimmen ---.: auch
dann nicht, wenn sich der Herr Präsident auf
ein juristisches Gutachten beruH -, daß die
Auslegung, wie sie hier gegeben wurde, rich­
tig ist. Es ist gar nicht davon die Rede, ob
es sich um Abänderungsanträge oder ,sonstige
Anträge handelt, sondern im § 25 der Ge­
schäftsorwnung steht eindeutig: "Falls ein
Antrag" - es steht nicht, was für ein Antrag
-- "eines Ausschusses eine finanzielle Be­
lastung des Landesfonds beinhaltet, so ist dieser
Antrag der Landesreigierung zur Stellung­
nahme vorzulegen." E,s kann nichts deutlicher
sein, als diese Bestimmung, obwohl ich dem
Kollegen Endl recht gebe, wenn er sagt, daß
manche Bestimmungen unserer Geschäfts­
ordnung wirklich AuslegungsmöglichkeHen
zulasls.en. Aher gerade diese eine Bestimmung
ist so eindeutig, daß man nichts auslegen
kann. Dazu kommt noch, daß man in der
ersten Vorlage auch ausdrüoklich begründete,
wie die Aus,gaben, die beschlos,sen werden
sollen, zu bedecken !sind. Bei den neu hiruzu­
gekommenen 30 MiHionen ist alber von einer
Bedeckung überhaupt keine Rede. Ist es also
nicht selhstverstänldlich, daß die Landes­
regierung nun dazu Stellung nimmt, wie diese
30 Millionen, die durch nichts gedeckt sind,
hereingebracht werden sollen? Wenn man
diese Anträge tatsächlich durchführen will
dann muß man auch das notwendige Geld
sichern, dies ist ja heute auch schon in einem
anderen Zusammenhang gesagt worden.

Wenn Sie sich, Herr Präsident, auf das
Rechts,gutachten berufen, das Ihnen vorgelegt
worden ist, dem ich aber keine besondere
Bedeutung zumessen kann, so leid mir dies
auch tut, dann muß ich nochma,ls auf den
§ 24 der Geschäftsordnung verweisen. Darin
heißt es nämlich ausdrücklich, daß es sich
um Anträge handeln muß, die mit dem zur
Verhandlung stehenden Gegenstand irgendMlie
in Verbindung stehen. Sie können, wenn wir
in der ersten Vorlage drei Anträge über ganz
konkrete Fakten zur Entscheidung vorgelegt
erhielten, doch jetzt nicht salgen, daß die
17 gestellten Anträge über ganz andere Fak­
ten mit den drei Anträgen der ersten Vor­
lage in Verbindung -stehen. Aber ich weiß
sehon, wo man hinaus will. Man will sagen,
dielse drei Anträge, die gestellt worden sind,
sind nicht Anträge für ein ganz bestimmtes
Sachgebiet, sondern sie betreffen ein Nach­
tragsbudget, und zu einem Nachtragslbudget
sei man berechtigt, Anträge zu stellen.

Punkte nicht ganz klar ausgedrückt slind. I

Hier aber sind die Bestimmungen ganz kllar. '
Es handelt sich hier also nicht um selbstän­
dige Anträge, sondern um Abänderungs- und
Zusatzanträge. Wenn Sie (zur Seite der SPö
gewendet) als verantwortungsvolle Abgeord­
nete Ihrer Partei sehen, daß die Anträge,
welche wir gestellt haben, aus dem Ziwang
heraus gestellt wurden, weil die Zeitnot uns
dazu drängt, so müssen Sie hundertprozentig
Ihre Zustimmung zu diesen Anträ,gen geben.
Dazu kommt noch, daß der Finanzreferent
bei der Sitzung des Finanzausschusses an~

wesend war und keine Einwendung gegen die
Anträge gemacht hat.

Herr Landeshauptmannstellvertreter Papp,
wir waren immer bereit, zusammenzuarbeiten,
aber wir können nioht mehr zusehen, daß die
Boykottierung und Hintanhaltung unserer
Arbeit von Ihrer Partei weiter fortgesetzt
wird. Sie haben die Sitzung des Finanzaus­
schus,ses verlassen, weil Sie meinten, im Aus­
schuß könne die Sache nicht fertig behandelt
werden. Aber auf Gr1und der Satzungen der
Geschäftsor1dnung ist das Recht eindeut!ig auf
upserer Seite.

Ich bitte den Herrn Präsidenten, nachdem
die Auslegung von unseren Juristen so erfolgt
ist, in die Verhanldlungen einzugehen. Ich
möchte betonen, daß es skh in der Vorlage
um Summen handelt, die der ganzen nieder­
österreichischen Bevölkerung zugute kommen.
Sie betreffen nicht nur den Wohnungsbau,
sondern auch das Kulturwesen und das Schu'l­
wesen. Daraus ersehen Sie auch, daß von uns
nicht einseitig Politik gemacht wird. (Ab­
geordneter Staffa: Sie sprechen nicht mehr
zur Geschäftsordnung.) Ich spreche noch zur
Auslegung der Gesichäftsordnung. Ich bitte
den Herrn Präsidenten, in die Tagesordnung
einzugehen.

PRÄSIDENT SASSMANN : Zur Geschäfts­
ordnung hat slich noch Herr Präsident Wo n­
d l' a k gemel1det. Bevor ich ihm das Wort er­
teile, mache ich auf den § 47 der Geschäfts­
ordnung aufmerksIam, der dem Vorsitzenden
das Recht gibt, daß solche Fragen zur
Geschäftsordnung zur Abstimmung kommen.
Ich habe mir die Auslegung der Geschäfts­
ordnung von jurlistischen Beratern vortragen
lassen, und es hat auch me,in Studium er­
geben. daß meine Auffassung bezüglich der
§§ 25 und 28 richtig ist.

Herr Präsident Wondrak hat nun das Wort
zur Geschäftsordnung.

Abg. WONDRAK (zur Geschäftsordnung):
Hoher Landta,g! Kollege Endl hat leider nicht
zur GeschäftsoI1dnung ges,prochen. Er hat so-
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Die Formulierung der ersten Vorlage
ist aber ganz eindeutig, denn sie
spricht nur von Nachtragskrediten, nicht
aber von einem Nachtragsbudget, von dem
wir freilich schon oft gehört haben, das aber
bis heute noch nicht gekommen ist und wahr­
scheinlich euch nicht kommen wird. Wenn es
sich also inder ersten Vorlage um Nach­
tragskredite handelt, so können sich allfäl­
lige Ergänzungs- und Abänderungsanträge
'nur auf diese drei Nachtragskredite beschrän­
ken, darüber besteht doch meines Erachtens
kein Zweifel und darüber gibt es auch keine
AuslegungsmögIichkeiten.

Hoher Landtag! Ich untersuche jetzt gar
nicht, wie wir uns und Sie sich zu der Sache
stellen, sondern ich glaube, notwendig ist, daß
wir die Geschäftsord'nung unter allen Um­
ständen einhalten. Wenn wir dieses selbst­
verständliche Leitmotiv verlassen, dann ist
überhaupt kein Präsident mehr in der Lage,
sich auf eine gesetzliche Unterlage zu berufen.
Aus diesen Erwägungen heraus ist es, gllaube
ich, ganz selbstverständlich, daß der Hohe
Landtag meinen Antrag annimmt und die
Zuweisung dieser ganzen Vorlage zur Stel­
lungnahme an die Landesregierung beschließt.
Mehr wird vorläufig nicht gesagt, und ich
hoffe, daß der Hohe Landtag sich nicht ab­
sichtlich auf den Standpunkt stellt, daß er
sich um die Geschäftsordnung nicht zu küm­
mern braucht. Ich bin der Meinung, daß es
viel besser wäre, wenn der Herr Präsident
von sich heraus als Hüter der Geschäftsord­
nung dafür einträte, daß der geschäftsord­
mmgsmäßige \Veg für diese Vorlage schon
durch ihn gewiesen wird. (Abg. Dr. Stein­
götter : Ein falsches juridisches Urteil!)

PRÄSIDENT SASSMANN : Herr Abgeord­
neter Steingötter, es ist nicht richtig, das hier
in dieser gesetzgebenden Körperschaft zn
sagen.

Ich bin der Meinung, daß auch der ~ 24 in
seiner Auslegung das 'nicht beinhaltet, was
gesagt wurde, und daß bei jeder Budget­
beratung die Möglichkeit besteht ~. und hier
handelt es sich um ein Nachtragsbudget ~, zu
den vorhandenen Ansätzen Erhöhungs-, Ab­
änderungs- und Zusatzanträge zu stellen.
(Abg. Wondrak: Zu den vorhandenen A.n­
sätzen! Drei sind hier!)

Zur Geschäftsordnung hat sich Herr Ab­
geordneter H i I gar t h gemeldet.

Abg. HILGARTH (zur Geschäftsordnung):
Ich habe den Eindruck, daß bei dieser
Geschäftsord'nungsdebatte die Vertreter der
Minderheit mehr oder weniger die Rechte der
Landesregierung als die des Landtages ver-

treten. (Landeshauptmannstellvertreter Popp:
Auch die des Landtages. Das Gesetz kann
man nicht doppelt auslegen!) Die ent­
scheidende Frage, die ich an den Herrn Prä­
sidenten Wondrak richten möchte, ist, ob er
uns eine genaue Definition der Begriffe "Zu­
satzantrag zu einem Nachtragskredit" und,
wie er sich ausgedrückt hat, "Zusatzantrag
zum Nachtralgsbudget" geben kann. Da'iln
könnten wir über diese Frage weiter debat­
tieren. Wir sind der Meinung, daß die Vor­
lage ~ wie der Herr Präsident ausgeführt
hat -- eine Angelegenheit ist, zu der wir als
Abgeol'dnete berechtigt sind, Abänderungs­
und Zusatzanträge zu stellen; ansonsten
würde uns jede Initiative im Haus und im
Ausschuß geraubt werden. Im übrigen wun­
dere ich mich sehr, daß gerade aus dieser
Vorlage heraus eine solche Debatte von der
Minderheit ausgelöst wurde.

PRÄSIDENT SASSMANN : Zur Gesohäfts­
ordnung hat sich Herr Präsident Wo n d r 13 k
gemeldet.

Abg. WONDRAK (zur Geschäftsordnung):
Es hat leider auch Kollege Hilgarth nur sehr
wenig zur Gesehäft1sordnung gesprochen.

PRÄSIDENT SASSMANN : Er hat dazu
gesprochen.

Abg. WONDRAK (fortsetzend): Nein, sehr
wenig. Er hat 'Sofort wieder seine Kritik
vorgebracht über unser Verhalten. (Ab­
geordneter Hilgarth: Das war nur mein letz­
ter Satz.) Ich nehme das zur Kenntnis.

Ich möchte betonen, daß unsere Defi'nition
der Vorlage eine sehr klare ist. Die ur­
sprüngliche Vorlage spricht von Nachtrags­
krediten und führt drei Gegenstände an, auf
die diese Nachtragskredite Bezug haben. Es
wird gar nicht bestritten, daß im Rahmen
der Beratung dieser ,drei Gegenstände zu
diesen entsprechende Abänderungs_ und Er­
gänzungsanträge gestellt werden können.
Aber es kann doch nicht so sein, daß man in
eine Vorlage über Nachtragskredite, die nur
für ganz bestimmte Zwecke vorgesehen sind,
17 andere Möglichkeiten hineinmischt.

Die Definition ist also ganz eindeutig. Wäre
ein Naehtragsbudget vorgelegen, wie jenes,
das wir seinerzeit verhandelt haben (Landes­
rat IIfüllner: Um die Definition des Begriffes
"Nachtragsbudget" wurden Sie gefragt!)
Gleich, ich komme schon dazu Sie stören
mich, Herr Landesrat. Wäre als; die Vorlage
ein Nachtragsbudget, wie jenes, zu dem Sie
seinerzeit aus eigenem Anträge gestellt
haben, die' einen Betrag ~ ioh spreche nur

-
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aus der Erinnerung von mehr als
17 y. Millionen erfordert haben, so wäre die
Sache heute so klar wie damals. Ein Nach­
tragsbudget ist eben eine Vorlage, die erstens
ausdrücklich als Nachtragsbudget bezeichnet
wird, und die z,weitens schon im Motiven­
bericht und in ihrem ganzen meritorischen
Aufbau deutlich erkennen läßt, daß man die
Absicht hat - ich möchte da dem Herrn
Landesrat keinen Vorwurf machen -, ver­
schiedene Voranschlagsansätze zu ändern.

PRÄSIDENT SASSMANN: Herr Abgeord­
neter Hai n i s c h hat sich noch zur Ge­
schäftsordnung gemeldet.

Abg. HAINISCH (zur Geschäftsordnung):
Ich möohte auf die Ausführungen des Herrn
Präsidenten Wondrak insoferne zu sprechen
kommen, als ich glaube, daß dem Herrn Prä­
sidenten bei der Definition des Begriffes
Nachtragsibudget ein Irrtum unterlaufen ist.

Nach den Auslegungen der VerfaEsungs­
juristen ist nämlich ein Nachtugskredit ein
Nachtmgsbudget. (Widerspruch bei der SPÖ.
- Ruf bei der ÖVP: Wann fängt das Nach­
tragsbudget an, bei vier, fünf oder mehr An~

sätzen? - Abg. Wondrak: Dann muß die Vor­
lage als Nachtragsbudget bezeichnet 'werden.)
Ich habe gesagt, nach der Auslegung der Ver­
fa8'sungsjuristen! Ich selbst bin kein Ver­
faslsungsjurist und auch Sie, meine Herren,
sind keine Verfassungsjuristen. Ich bilde mir
nicht ein, daß ioh juristisch mehr verstehe,
als der Fachmann in diesem Punkt, -nämlich
der Verfaslsungsjurist. Wenn der Verfassungs­
jurist sagt, jeder Nachtragskredit ist ein
Nachtragsbudget, weil es gleichgültig ist, ob
ein Nachtragsbudget zehn, z,wölf, zwanzig
oder mehr Einzelposten beinhaltet, oder ob
es sich nur um eine einzelne POlst handelt, so
ist das eine Definition, die mir persönlich sehr
einleuchtet. Im gegebenen Fall aber, 'nachdem
wir alle keine Verfassungsjuristen sind,
glaube ich, daß das Hohe Haus diesen Ge­
schäftsordnungsstreit nicht anders entschei­
den kann, als in dem Sinne, daß wir der
Meinung der Verfassungsjuristen Rechnung
tragen. (Beifall bei der ÖVP.)

PRÄSIDENT S,ASSMANN: Zur Geschäfts­
ordnung gelangt Herr Abg. S t a f f a zum
Wort.

Abg. STAFFA (zur Geschäftsordnung):
Hohes Haus! Über die Frage des § 25 der
Geschäftsordnung ist jetzt ziemlich ausführ­
lich diEkutiert worden. Ich schließe mich
natürlich der Meinung an, daß man aus einer
Vorlage, die sich auf drei ganz bestimmte
Vora'nschlagsansätze beschränkt, nicht ganz

einfach automatisch eine allgemeine Budget­
beratung macht. Dann könnte Landesrat
Müllner oder der Finanzreferent am Ende des
Jahres ganz einfach ein Budget in der Form
vorlegen, daß er einen Kredit für einen ein­
zigen Voranschlagsansatz beantragt und das
wird dann das Budget 1955. Ich glaube, daß
es niemand in diesem Hause und auch keinen
Juristen gibt, der eine solche Auslegung
ernst nehmen könnte. Ich möchte doch auf
den § 28 der Geschäftsordnung zurückkom­
men, in dem es ausdrücklich heißt (liest):
"In Druck gelegte oder sonst vervielfältigte
Berichte und Anträge mü!ssen wenigstens
24 Stunden vor der Verhandlung im Hause an
die Mitglieder des Landtages verteilt werden.
Die Verteilung erfolgt durch Auflegen auf
den Plätzen der Abgeordneten." Das ist eine
eindeutige, klare Bestimmung der GeEchäfts­
ordnung, und der Herr Präsident wird nicht
behaupten können, daß diese Vorlage auf den
Plätzen der Abgeordneten gestern um 14 Uhr
30 Minuten, also 24 Stunden vorher, auf­
gelegen ist. Daher ist das eine Verletzung der
Bestimmung der Geschäftsordnung, und es ist
daher unmöglich, daß dieEes Geschäftsstück
heute behandelt werden kann. (Zwischenruf
bei der ÖVP: Deswegen machen wir keine
Wohnbaubeihilfe!) Das hat damit nichts zu
tun. Sie hätten nur die 24-Stunden-Vorlage­
frist einzuhalten brauchen und damit wäre
alles folgende geregelt.

Ich verweise aber auch noch auf den § 60
der Geschäftsordnung, in dem es heißt
(liest): "Wenn sich Zeit und Tagesordnung
der nächsten Sitzung nicht bestimmen lassen,
werden sie vom Präsidenten im schriftlichen
Wege derart bek'anntgegeben, daß die Mit­
teilung wenigstens 24 Stunden vor der
Sitzung den Landtagsmitgliedern zugestellt
ist." Die Tagesordnuug, die uns zugestellt
wurde, enthält diese Vorlage nicht. Alw auch
hier ist der Geschäftsürdnung nicht Genüge
getan worden. Ich möchte daher ernstlich er­
suchen, daß der Herr Präsident diese Vorlage
von der heutigen Tagesordnung absetzt und
daß man außerdem die Vorlage der Landes­
regierung zur Stellungnahme zuweist.

PRÄSIDENT SASSMANN : Ich muß diese
Behauptung zurückwei,sen, denn es wurde in
der Tagesordnung auf die Behandlung dieses
Geschäftsstückes aufmerksam gemacht. Das
ist ein Auslegungs:streit, meine sehr geehrten
Abgeordneten.. Wenn Sie eine genaue Defi'ni­
tiOD wünsehen, können wir in Zukunft über
die Geschäftsordnung reden. Ein im Zuge der
Geschäftsbehandlu-ng einer Landtagsvorlage
gestellter Antrag bedarf weder der Verviel­
fältigung noch der Auflegung. Das ist meine
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Auslegung, und ich bringe daher den Ge­
schäftsordnungsantrag des Präsidenten Won­
drakzur Abstimmung, der besagt, daß dieses
Geschäftsstück von der heutigen Tage'Sord­
nung abgesetzt werden soll. (Landcshaupt­
mannstellvertretel' Papp: Der Landesregie­
rung zugeteilt J nicht abgesetzt!)

(Nach Abstimmung über den Antrag des
Abg. Wondrak zur Geschäftsordnung): A b­
gel e h n t. (Abg. Staffa: Das ist Bruch der
Geschäftsordnung!) Herr Abgeordneter, das
lasse ich mir von Ihnen nicht sagen. Die Aus­
legung ist einmal so, das sagen auc·h die
Juristen! Einen Bruch der Geschäftsordnung
können Sie mir daher nicht vorwerfen.

Wir gelangen zur Beratung der Tagesord­
nung. Ich erteile Herrn Abg. Du b 0 v s k y
das Wort.

Abg. DUBOVSKY: Hoher Landtag! Wir
begrüßen es, daß die heutige Sitzung des
Landtages sich mit einer Reihe von Nach­
tragskrediten beschäftigt, die letzten Endes
der Schaffung von Arbeitsplätzen in Nieder­
österreich dienen. Wir wissen, daß die Schaf­
fung von Arbeitsplätzen um so notwendiger
und dringender ist, als gerade in den ver­
gangenen Wintermonaten die Zahl der
Arbeitslosen in Niederösterreich ei'ne Höhe
erreicht hat, die fast an die Zahl der Krisen­
jahre vor dem zweiten Weltkrieg heranreicht.
Angesichts dieser Tatsache waren auch die
Abgeordneten bei den Budgetberatungen und
bei den zwei Sitzungen des Landtages, die
sich mit der Frage der Arbeitsheschaffung
befaßten, der Meinung, daß von seiten des
Landtages. und der Landesregierung alles
unternommen werden muß, um Arbeitsplätze
und Arbeitsmöglichkeiten zu schaffen. Dabei
wurde immer wieder von seiten der Landes­
regierung, nämlich des Landesfinanzrefere·u­
ten, versucht, darzulegen, daß bereits alles
unternommen wurde, um eine wirksame Be­
kämpfung der Arbeitslosigkeit herbeizuführen.
Wenn man den Reden beider Regierungspar­
teien und ihren Äußerungen in den Zeitungen,
wo sie mit hunderten Millionen Schilling nur
so herumgeworfen und immer wieder auf­
gezeigt haben, wieviel tausend neue beschäf­
tigungslose Menschen Arbeit gefunden haben,
Glauben schenken würde, dann müßte man
annehmen, daß es in Niederösterreich keinen
Arbeitslosen mehr gibt. Nun, die Tatsachen
sind anders als alle diese Versicherungen. Es
ist nämlich Tatsache, daß Ende April des
heurigen Jahres 32.446 Arbeitslose in Nieder­
österreich gemeldet waren, zum Unterschied
vo'n 30.347 Arbeitslosen im April des vergan­
genen Jahres, also um 2100 Arbeitslose mehr,

trotz der angeblichen Anstrengung der Lan­
desregierung und des Landtages. Also 2100
Arbeitslose mehr, trotz der verschiedenen
AI1beitsheschaffungsprogramme, trotz der Son­
derbauprogramme, trotz der 200-Millionen­
Anleihe zur Bekämpfung der Arbeitslosig­
keit, u'ild trotz all der Maßnahmen, die von
seiten der Landesregierung für Investitions­
arbeiten, vor allem auf dem Bausektor, ver­
sprochen wurden. Es wurde eine Reihe von
Zahlen genannt, die der Öffentlichkeit den
Beweis erbringen sollten, wie viele Menschen
zusätzlich Arbeit gefunden hätten. Ich frage
aber, wo sind die Menschen, die zusätzlich
Arbeit gefunden haben, wenn Ende April des
heurigen Jahres 8312 Bauarbeiter als arbeits­
los gemeldet waren? Im April des vergan­
genen Jahres waren es 8337, es ist also nur
eine Verringerung von 25 arbeitslosen Bau­
arbeitern zu verzeichnen, die völlig unbedeu­
tend ist, die aber zum Ausdruck bringt, daß
in der Frage der Arbeitsbeschaffung in Nie­
derösterreich viel zuwenig geschieht, daß also
alle Anstrengungen unternommen werden
müssen, um tatsächlich den Menschen, die
arbeiten wollen, Arbeit geben zu können. Das
ist die Pflicht der öffentlichen Körperschaften,
die Pflicht des Staates gegenüber seinen
Staats,bürgern, eine Pflicht, der auch der
niederösterreichische Landtag nachkommen
muß.

Wie ich schon ges'2gt habe, ist es zu be­
grüßen, daß in der heutigen Vorlage eine
Reihe von Anträgen gestellt wird, die zwei­
felsohne der Arbeitsbeschaffung dienen wer­
den. Allerdings - und das muß man betonen
- erfolgte die Vorlage an den 'niederöster­
reichischen Landtag in einer Art und Weise,
wie sie bisher nicht gang und gäbe war. Die
Abgeordneten haben ursprünglich eine Vor­
lage des Finanzreferates erhalten, in der für
drei Voranschlagsansätze zehn Millionen
Schilling vom Landtag gefordert wurden. In
der Sitzung des FinanzausschuS'ses haben
dann die Abgeordneten der Volkspartei auf
einmal eine Anzahl von Anträgen gestellt, die
diese Summe von zehn Millionen auf 40 Mil­
lionen Schilling erhöhen. Ich freue mich dar­
über, daß auch die Abgeordneten der Volks­
partei zur Einsicht gekommen sind, daß es
das Recht und die Pflicht eines jeden Ab­
geordneten ist, seine Forderungen zu stellen,
und daß es die Aufgabe des Fi'nanzreferenten
ist, die hierfür erforderlichen Mittel herbei­
zuschaffen. Bisher haben dies die Abgeord­
neten der Volkspartei wohl bestritten aber in
Zukunft dürfen sie nicht mehr sa~en, daß
ein AbgeoI1dneter, wenn er einen Antrag mit
ei'ner finanziellen Auswirkung stellt, gleich­
zeitig mit diesem Antrag auch die Möglich-
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wie diese Nachtragskredite aufgezogen wer­
den, nicht das Gefühl los, daß es sich hier
weniger um die Befriedigung der Interessen
der Bevölkerung Niederösterreichs handelt,
als um eine Vorbereitung der beiden Regie­
rungsparteien für die kommenden Laridtags­
wahlen. Die ÖVP will hier scheinbar mit der
Stellung von Anträgen, die normalerweise
immer von der Landesregierung gemacht wur­
den und jedes Jahr in ein Nachtragshudget
gekommen sind, einfach für sich verschiedene
Verdienste in Anspruch nehmen. Aber auch
die Sozialistische Fraktion, die heute eine
große Geschäftsordnungsdebatte abgeführt
hat, möchte ich daran erinnern, daß es auch
etwas nach Wahlen riecht, wenn man neun
Jahre hindurch alles gemeinsam mit der öVP
getan und bei u'11demokratischen Methoden,
die sich gegen uns, den Linksblock, gerichtet
haben, mitgewirkt hat, und sich jetzt auf ein­
mal, nachdem man neun Jahre gut Freund
gewesen ist, in Gegensatz zur öVP stellt.
Wir wissen aber auch, daß dies nur aus wahl­
taktischen Gründen geschieht, denn in der
SPö-Fraktion ist man heute schon davon
überzeugt, daß nach den Wahlen ohnehin
wieder alles, so wie früher, in Butter sein
wird. Ich glaube, dazu ist sich die niederöster­
reichische Bevölkerung denn doch zu gut, um
durch solche demagogische' Manöver zum
besten gehalten zu werden. Da haben die
Ferren von der öVP im Finanzausschuß An­
träge gestellt, die eine Erhöhung der ur­
g,prünglich vorgesehenen Kredite von 10 Mil­
lionen auf 40 Millionen Schilling gebracht
habe!ll. Das sind 300 Prozent mehr, als ur­
sprünglich festgelegt war. Ich kann mich er­
innern, daß es zwar in den letzten Tagen viel
Wasser geregnet hat, aber Geld geregnet hat
es nicht, daß so über Nacht auf einmal um
30 Millionen Schilling mehr in der Landes­
kassa gewese'n wären. Hier wirft sich die
Fra.ge auf: Entweder waren die 30 Millionen
Schilling da, man hat sie aber nicht ein­
gesetzt, damit öVP-Abgeordnete die Möglich­
keit haben, durch Anträge ihr Wohlwollen
gegenüber der niederösterreichischen Bevöl­
kerung zu beweisen, oder die 30 Millionen
Sohilling sind nicht da, man setzt sie aber
trotz:1em ein, um so zu tun, als ob etwas
geschehen würde. Wenn Sie a;ber in der Lage
waren, sozusagen über eine Nacht hinweg die
vorgesehenen Kredite um 300 Prozent zu er­
höhen, dann werden Sie auch in der Lage
sein, diese Kredite noch um bescheidene acht
Prozent zu erhöhen, und z,war für einige
Dinge, die wir für Niederösterreich als un­
umgänglich notwendig halten.

In den Nachtrags,krediten sind drei Mil­
lionen Schimng für die Unterstützung der im

keiten der Bedeckung aufzeigen muß. Ich
freue mich wirklich, daß Sie s:lch zu unserer
Aurt'assung durchgerungen haben, weil das
eine demoJITatische Auf!assung ist, die zeigt,
wie eine aus Abgeordneten zusammengesetzte
Körperschaft tatsächlich arbeiten soll. Aber
Sie werden zugeben, daß das, was Ihnen recht
ist, Sie auch uns zubilligen müssen. Anson­
sten würden Sie sich seIhst als Demagogen
entlarven, wenn Sie uns gegenüber einen
anaerern Standpunkt einnehmen würden als
den, den Sie zur heutigen Vorlage im Aus­
schuß vertreten haben.

Dazu kommt - wir haben es ja schon von
anderer Seite gehört -, daß z,weifellos die
Form, wie diese Anträge gestellt wel'den,
auch unserer Auffassung nach in Wider­
spruch zur Geschäftsordnung steht, und zwar
zu den klaren Bestimmungen des § 25 der
Geschäftsordnung des niederösterreichischen
Landtages, worin es heißt (liest): "Falls ein
Antrag eines Ausschusses oder eines Ab­
geordneten eine finanzielle Belastung des Lan­
desfonds beinhaltet oder von besonderer wirt­
schaftlicher Bedeutung ist, muß, er der Landles­
regierung zur Stellungnahme zugeteilt wer­
den." Wenn Sie die drei ursprünglichen Nach­
tragskredite in ihrer ursprünglichen Höhe
von 10 Millionen auf 20 MilLionen oder auf
40 Millionen abgeändert hätten, dann hätte
die,se Erhöhung den urslprünglichen Antrag
des Finanzreferenten betroffen. Aber da Sie
eine Reihe neuer Posten der ursprünglichen
Vorlage des Finanzreferates hinzugefügt
haben, so betrifft das ja gar nicht mehr den
ursprünglichen Antrag des Finanzreferates,
sondern diese Hinzufügung ganz neuer Posten
stellt einen völlig neuen Antrag dar, zu dem,
weil er eine finanzielle Belastung des La'ndes
bedeutet, der Geschäftsordnung llach - nicht
nach unserer Auffassung, sondern wohl­
gemerkt der Geschäftsordnung nach - vor­
ernt die Landesregierung Stellung 'nehmen
muß.

So erfreulich die Tatsache der Beschaffung
von Arbeitsmöglichkeiten durch diese Nach­
tragskredite ist, so bedauerlich ist es, daß
hier eine unserer Meinung nach vollkommen
willkürliche Auslegung der Geschäftsordnung
vorgenommen wird. Ein sehr gefährlicher
Weg wird da eingeschlagen, ein sehr gefähr­
licher Weg, der schon einmal mit der Ver­
nichtung der Demokratie in Österreich be­
gonnen hat. Ich glaube, wir alle, ohne Unter­
schied der Partei, müssen auf die EinhaItung
der Geschäftsordnung Wert legen und wach­
sam sein, damit ·nicht durch solche Dinge die
Demokratie in Österreich wieder in Gefahr
gebracht wird.

Man wird bei der ganzen Art und Weise,
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Vorjahr durch die Unwetterkatastrophen be­
troffenen Bauern enthalten. Jedes Jahr haben
wir die Tatsache, daß durch Unwetter und
durch Hagel die kleinen und mittleren Bauern
oftmals in ihrer wirtschaftlichen Existenz
bedroht sind weil sie nicht in der Lage sind,
entsprechende Versicherungen abzuschließen.
Das hat auch die Landwirtschaftskammer
am 22. Dezember 1953 bewogen, bei der Voll­
versammlung folgende Resolution einstimmig
zu beschließen (liest): "Die Landwirtschafts­
kammer für Niederösterreich und Wien rich­
tet an den Bund und die Länder Niederöster­
reich und Wien das Ersuchen, in den Haus­
haltsplänen 1955 oder bei der Erstellung des
Nachtragsbudgets 1954" - nach Ihren Aus­
führungen handelt es sich bei der heutigen
Vorlage um ein ':lolches - "entsprechende
Beträge für den AUElbau der österreichischen
Hagelversicherung, insbesondere für die Prä­
mienverbilligungen, bereitzustellen." Ich glaube
schon, daß der Landtag diesem Ersuchen der
Landwirtschaftskammer nachkommen muß.
Vielleicht haben Sie es bei der Stellung Ihrer
Anträge zur heutigen Vorlage übersehen, des­
wegen will ich hier ausgleichen und mir er­
lauben, dem Hohen Landtag, angesichts der
vorhandenen Mittel, wie dies aus IhrEn
Anträgen hervorgeht, folgenden Antrag zu
stellen (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Um auch finanziell schwachen Klein- und
Mittelbetrieben noch im heurigen Jahr den
Abschluß einer Hagelversicherung zu ermög­
lichen, wird, entsprechend der Forderung der
Vollversammlung der Landwirt:schaftskammer
vom 22. Dezember 1953, im außerorde'ntlichen
Voranschlag ein Nachtrags1kredit in der Höhe
von zwei Millionen Schilling eröffnet."

Das ist sicherlich ein Antrag, der im Inter-·
esse der Landwirtschaft und der Bauern liegt,
der weiter eine dringliche Frage löst, weil
wir unmittelbar vor den Sommermonaten,
also vor jenen Monaten stehen, in denen der
Hagelschlag sozusagen zur Regel gehört. Ich
hoffe, daß Sie diesem Antrag Ihre Zustim­
mung geben werden.

Bei der letzten Budgetberatung wurde von
uns der Antrag gestellt, angesichts der immer
stärker werdenden Furcht der Menschen vor
Krebserkrankungen, den Menschen eine be­
stimmte Beruhigung dadurch zu geben, daß
Möglichkeiten geschaffen werden, um bei an­
scheinend gesunden Menschen eventuell auf­
tau'chende Krebserkrankungen recht,zeitig
festzustellen. Damals wurde unser Antrag
abgelehnt, weil angeblich kein Geld vorhan­
den war, obwohl unser Antrag für den Beginn
dieser organisierten Krebsbekämpfung vor-

erst nur 150.000 S gefordert hat. Nun, glaube
ich, sind die Geldmittel vorhanden, und ich
wiederhole daher jenen Antrag, den ich schon
bei der Budgetberatung für das laufende Jahr
gestellt habe (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Die Landesregierung wird aufgefordert,
die notwendigen Maßnahmen zur Einrichtung
von Gesundenuntersuchungsstellen an den
niederösterreichischen Spitälern zu treffen,
damit die rechtzeitige Bekämpfung der Krebs­
krankheit ermöglicht wird.

Für diese Zwecke wird im ordentlichen
Voranschlag des Landes Niederösterreich für
das Jahr 1954 ein Nachtragskredit von
150.000 S eröffnet."

Sie haben in Ihren Anträgen im Finanz..
ausschuß auch 1,6 Millionen Schilling zum
Ausbau des Spitals in Zwettl gefordert. In
Baden befindet sich -- bekanntlich hat Baden
einen öVP-Bürgermeister - ein Spital, in
dem seit Jahren die Fertigstellung d~s Infek­
tionspavillons hinausgeschoben wird, weil die
Stadt selbst über nicht genügend Mittel zur
Fertigstellung dieses Infektionspavillons ver­
fügt und auch keine genügende Unterstützung
hierfür erhält. Der Bezirk Baden ist bekannt­
lich der bevölkerungsdichteste Bezirk in
Niederösterreich. Die Forderung, daß dort im
Spital ein Tnfektionspavillon errichtet wird,
ist daher im Interesse der gesamten Bevöl­
kerung gelegen, und ich erlaube mir daher,
dem Hohen Landtag folgenden Antrag zu
stellen (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Um die Fertigstellung des Infektions­
pavillons im Krankenhaus Baden noch heuer
zu ermöglichen, wird im außerordentlichen
Voranschhg ein Nachtragsikredit von einer
MilliOn Schilling eröffnet."

Tn diesem Hause wurde wiederholt auf
die Wohnungsnot in Niederösterreich hin­
gewiesen. Es gehört nun zur erfreulichsten
Seite der ganzen Nachtragskredite, daß in
ihnen 25 Millionen Schilling für die Förderung
des Wohnungsbaues in Niederösterreich ent­
halten sind. Ich gestatte mir aber, die Auf­
merksamkeit des Hohen Landtages auch auf'
die Tatsache zu richten, daß in der Stadt
St. Pölten hunderte Familien in Baracken
leben müssen, die vielfach aus der Zeit des
ersten Weltkrieges stammen, und daß die
Beseitigung des dortigen Barackenelends und
der damit verbundenen sozialen Gefährdung
der Menschen eine dringende Aufgabe des
Landes ist. Unsere Anträge wurden bisher
ahgelehnt, ehenfalls mit der Begründung, es
sei kein Geld vorhanden. Die Stadt St. Pölten

1



DRITTER PRÄSIDENT ENDL: Zum Wort
gelangt Herr Abg. W 0 n d I' a k.

anschlages hingewiesen haben: Die Ansätze
auf der Einnahmenseite gind so niedrig ge­
halten, daß unbestritten jeder, der die Dinge
nur halbwegs kennt, sofort sehen muß, daß
sie bloß deswegen so niedrig sind, um mög­
lichst hohe Einnahmenüberschüsse, al~o ~ehr­

einnahmen, zu erzielen, und um dann In eInem
späteren Zeitpunkt mit neuen Ausgabenpost~n

zu kommen welcher Umstand zeigen soll, WIe
gut in die~em Land verwaltet wird. Diese
Tatsache wurde damals von uns schon her­
ausgestellt, und die Situation hat. sich be­
stimmt auch so entwickelt. Als Wir d~:nals

forderten, daß, sobald. sich die erste. Uber­
sicht über die wirtschaftliche EntWIcklung
des Landes erkennen lasse, ein Nachtrags­
budget vorgelegt werde, wurde ..diese~ unser
Antrag abgelehnt. Man hat erklart, dIe Lan­
desregierung wel'de rechtzeitig mit einer sol­
chen Vorlage kommen, es sei heute, also
damals, viel zu früh, über diese Ding~ zu
reden. Später hat sich die Sache allerdIngs
in einer anderen Form abgespielt. Ich denke
da an die Vorlage über die Aufnahme eines
200-Millionen-Kredites des Landes Nieder­
österreich. Damals wurde uns nicht eindeutig
gesagt, wie diese 200 MiIHonen verwen~et

wel'den sollen, sondern es wurde nur m,lt­
geteilt, daß ein gewisser Betrag zur Konver­
tierung alter Schulden verwendet werden
wird und daß der restliche Betrag von mehr
als '160 Millionen Schi'lIing dem Land
Niederösterreich die finanzielle Bewegungs­
freiheit geben soll, damit es in der Lage ist,
herantretenden Notwendigkeiten entsprechen
zu können. Man sprach in diesem Zusammen­
hang von einer Erhöhung des Aktienkapitales
der Dünaukraftwerke, man redete aber auch
davon, und es heißt auch in dieser Vorlage
ausdrücklich, daß später auftretende Bedürf­
nisse aus diesem Anleiheerlös abgedeckt wer­
dEn sollen. Nun wUl'de uns damals auch er­
klärt, und auch von den verschiedenen Red­
nern wurde darauf hingewiesen, daß diese
Bedürfnisse des Landes, in einem Nachtrags­
budget zusammengefaßt. dem Hohen Landtag
rechtzeitig vorgelegt werden. Soweit mir be­
kannt ist haben auch die einzelnen Referate
und die ~olitischen Referenten der Landes­
regierung wenigstens teilweiSe diesen wieder­
holt geäußerten Absichten in der Form vor­
gegriffen, daß sie dem Finanzreferat konkrete
Vorschläge unterbreitet haben, in der Erwar­
tung, daß es in absehbarer Zeit zu Verhand­
lungen über die Vorlage dieses Nachtrags­
budgets kommen wird. Diese Verhandlungen
sind nicht gekommen. Sie sind wahrscheinlich
des,wegen ausgebl.ieben, weil man auf seiten
der Mehrheit anscheinend der Auffassung ist,
daß es nicht zweckmäßig ist, solange man
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hat eine'n Plan ausgearbeitet, der die Dotie- :
rung mit Landes- und Bundesmitteln vor­
sieht, um dieses Barackenelend zu beseitigen.
Um nun hierzu Landesmittel flüssigzumachen,
erlaube ich mir, den folgenden Antrag zu
stellen (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

Um das Barackenelend in St. Pölten weit­
gehendst zu vermindern, wird die Landes­
regierung aufgefordert, dem Landtag ehe­
stens einen Antrag über die Höhe von Mitteln
vorzulegen, die dieser Gemeinde für diese
Zwecke zur Verfügung gestell t werden
können."

Es sind dies vier Anträge, die die Summe
der Nachtragskredite in der heutigen Vorlage
alles in allem um acht Prozent erhöhen wür­
den. Ich glaube, daß die Mittel für diese acht
Prozent vorhanden sein müssen, denn wenn
die Mittel für die 300prozentige Erhöhung
vorhanden waren, dann wird es auch möglich
sein, die Mittel für diese acht Prozent auf­
zubringen. Alle diese Anträge si'nd im Inter­
esse der gesamten niederösterreichischen
Bevölkerung gelegen und werden wesentlich
zur Bekämpfung der Arbeitslosigkeit und zur
Entwicklung der Wirtschaft unseres Landes
beitrage'n. Stimmen Sie diesen Anträgen zu,
um zu beweisen, daß es Ihnen ernst ist mit
der Vertretung der Interessen Niederöster­
reichs.

Abg. WONDRAK: Hoher Landtag! Durch
die Abstimmung wurde uns bewiesen, daß es
sich bei den heutigen Beratungen nicht um
irgendeine einfache Vorlage, sondern um das
Nachtragsbudget handelt. Die Form, wie die­
ses Nachtragsbudget erstellt worden ist, ist
absolut unbefriedigend, dies haben wir ja
schon in. der Geschäftsordnu-ngsdebatte aus­
geführt. Nun müssen wir uns real auf den
Boden Ihrer Auslegung der Geschäftsordnung
stellen und daher dafür sorgen, daß dieses
Nachtragsbudget wirklich den Bedürfnissen
der niederösterreichischen Bevölkerung in
jeder Weise entspricht.

Man muß doch sagen, daß die Vorschläge,
die seitens des Finanzreferates gemacht wor­
den s'ind, in keiner Weise den wirklichen Not­
wendigkeiten des Landes entsprechen. Sie
si'nd viel zu dürftig und enthalten ja auch
nur ganze drei Posten, die eben im Rahmen
des Budgets geändert werden sollen.

Darf ich daran erinnern, daß wir bei der
Beratung des Voranschlages für 1954 aus­
drücklich auf folgendes Merkmal des Vor-
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noch in diesem Lande die Mehrheit hat, mit
einer zweiten oder dritten Partei über eine so
wichtige Lebensfrage, wie es die Erstellu'l1g
eines Nachtrags:budgets ist, zu verhandeln.
Nun haben wir vorgestern im Finanzausschuß
erlebt, daß aus den Anträgen, die damals von
den Referenten der Sozialistischen Partei dem
Finanzreferat vorgelegt worden si'l1d, einzelne
Beträge, die auf den Schilling genau stimmen
und die auch dieselbe Zweckbestimmung
haben, herausgenommen wurden und als An­
träge der Abgeordneten der Volkspartei dem
Finanzausschuß und heute dem Hohen Haus
vorgelegt wOl'den sind. (Hörthörtrufe bei
der SPÖ.) Ich weiß nicht, ob dieser Weg ein
glücklicher ist, ob eine solche Finanzpolitik
ernsthaft genannt werden kann, noch dazu in
einem Land, das vor so vielen und großen
Aufgaben steht, und dessen Einkünfte, wie
wir alle wissen, bei weitem nicht ausreichen,
um nur das Allernotwendigste zu decken.
Aber nun ist es einmal so geschehen, und
wir können daher heute nur feststellen, daß
aus unseren Anträgen einige ganz willkürlich
herausgegriffen worden s,ind, als Partei­
anträge der ÖVP gestellt wurden, und man
diesen einzelnen Anträgen nun den Titel eines
Nachtragsbudgets geben will. Wir wollen
diese Tatsache zur Kenntnis nehmen, jedoch
dafür sorgen, daß dieses Nachtragsbudget
nicht nur so auss,ieht, daß drei Ansätze des
Finanzreferates und 17 Anträge der Volks­
partei in diesem Budget aufscheinen, sondern
daß auch andere Anträge und andere Willens­
äußerungen in diesem Nachtragsbudget zur
Geltung kommen.

Herr Abg. Dubovsky hat schon gesagt,
daß auch er der Meinung ist, daß die Form,
wie man sie hier gewählt hat, nicht glück­
lich ist. Wir werden daher in unseren An­
trägen dafür sorgen - Sie haben uns auf
diesen Weg gedrängt -, das aufgezeigt wird,
was nach unserer festen Überzeugung eine
Notwendigkeit ist. Vielleicht können wir noch
die stille Hoffnung hahen, daß aus den An­
trägen aller drei Parteien doch jenes Nach­
tragshudget entsteht, das das Land Nieder­
österreich braucht, um seine Aufgaben auch
wirklich erfüllen zu können. Wir wollen mit
unseren Anträgen, die wir stellen, nicht mehr
erreichen, als daß die Bedürfnisse des Lan­
des befriedigt werden. Es liegt uns, lieber
Herr Abg. Dubovsky, ferne, die Sache von
dem Standpunkte aus zu beurteilen, ob wir
wahltaktisch in eine bessere oder weniger
gute Situation kommen; es handelt sich viel­
mehr darum, daß uns durch das Vorgehen
der Volkspartei nur der Weg übriggeblieben
ist, daß wir durch Stellung eigener Anträge
versuchen, auf die Gestaltung des Nachtrags-

budgets Einfluß zu nehmen. Hätte das
Finanzreferat die Vorschläge der sozialisti­
schen Regierungsmitgl,ieder bearbeitet, wie es
seine Pflicht gewese'l1 wäre, hätte die Landes­
regierung in ihrem Schoße ernstlich darüber
beraten, was zu geschehen hätte, damit man
den Notwendigkeiten des Landes entspricht,
so wäre dieser Weg natürlich von uns nie
beschritten worden. Ich hoffe also, daß man
für diese Situation, wie sie jetzt nur durch
Ihre eigene Taktik geschaffen wOl'den ist,
volles Verständnis hat.

Wir sind davon überzeugt, daß noch man­
ches in diesem Lande notwendig ist. Wir
können es daher nicht verstehen, daß Sie aus
einer Reihe unserer Forderungen nach Ihrem
Gutdünken einige herausnehmen und beur­
teilen, ob sie notwendig sind, die anderen
Forderungen jedoch zur Seite legen. Da nun
ein Nachtragsbudget verhandelt wird, was
wir gezwU'ngenermaßen zur Kenntnis nehmen
müssen, so werden wir dafür Sorge tragen,
daß dieses Nachtragsbudget wirklich den
Notwendigkeiten und Bedürfnissen der nie­
derösterreichischen Bevölkerung entspricht.
(Beifall bei der SPÖ.)

DRITTER PRÄSIDENT ENDL: Zum Wort
gelangt Herr Abg. Ing. H i r man n.

Abg. Ing. HIRMANN: Hohes Haus! Im
März dieses Jahres hat der Stadtschulrat von
Wien für die reifere Jugend eine Vortrags­
reihe über "Lebendige Demokratie" eröffnet.
Es scheint mir wahrlich, daß eine solche Vor­
tragsreihe auch für unsere Altersgruppen
notwendig wäre. .(Landeshauptmannstellver­
treter Popp: Das ist wahr!) Ich freue mich,
daß Sie mir zustimmen. Denn, wäre der
Begriff ,,lebendige Demokratie" in allen Krei­
sen vorhanden,' so hätte es kaum zu Äuße­
rungen kommen können, wie sie im letzten
Finanzausschuß gefallen sind. Ich bedaure es,
daß die Anträge, die die Abgeordneten der
ÖsterreichischEn Volkspartei dort gestellt
haben und deren Notwendigkeit und Zweck­
mäßigkeit unbestritten sind, gerade VOn einem
so prominenten Mitglied der Sozialistischen
Partei, wie es Herr Landeshauptmannstellver­
treter Popp ist, damit beantwortet wurden,
daß er erklärte, daß dieser Fi'nanzausschuß
Ein "Affentheater" sei. (Landeshauptmann­
stellvertreter Popp: Der Vorgang 'war ein
Affentheater!) Ob nun der Vorgang oder der
Ausschuß als solches bezeichnet wurde, ist
an sich nicht so wichtig. Wichtig ist, daß
solche Äußerungen sehr leicht an Zeiten er­
i'unern können, von denen wir wohl alle
hoffen, sie schon lange überwunden zu haben,
Zeiten, in denen man Landtage und National-

pi
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rat als "Quatschbuden" bezeichnet hat. (Lan­
deshauptmannstellvertreter Papp: Ihr Ver­
halten könnte auch zu anderen Äußerungen
veranlassen.) Ich glaube, wir haben alle
Anla.ß, die demokratischen Einrichtungen, die
wir haben, nicht herabzusetzen. Eine Herab­
setzung ist es auch, meiner Ansicht nach,
wenn ein Abgeordneter erklärt, er schäme
sich, in einem solchen Ausschuß zu sitzen.
·Ich glaube, es ist nicht nur ein Recht, son­
dern auch eine Ehre für jeden Abgeordneten,
in einem Ausschuß mitaI1beiten zu können.

Heute geht die Debatte darüber, ob die
Nachtmgskredite der heutigen Vorlage be­
willigt werden oder nicht. Sie stellen eingangs
dieser Debatte die Paragraphen der Geschäfts­
oI1dnung gegen das Leben. Nichl darüber, ob
diese Nachtrags1kredite zweckmäßig sind,
wird gesprochen, sondern darüber, ob die
Geschäftsordnung bis in den letzten Para­
graphen eingehalten wird; eine Geschäfts­
oI1dnung, die, wie sich immer wieder erweist,
mangelhaft und lückenhaft ist und auch
nicht anders sein kann. Fast hat man den
Eindruck, daß Ihr Widerstand gegen diese
Anträge auf derselben Linie liegt, die Herr
Karli Frei in seiner Sendung vom 24. April
1954 eingeschlagen hat, als er erklärte, daß
die Bautätigkeit so stark angelaufen sei, daß
bereits Mangel an Baufacharbeitern besteht
und -- das fügte er wohl zum Erstaunen
Beiner Zuhörer hinzu _. er Bagen müsse, er
hielte es für zweckmäßig, wenn man die
öffentlichen Bauten nun einschränken würde
und die dafür vorgesehenen Mittel für die Zeit
aufheben würde, wo die privaten Bauten
nicht mehr durchgeführt werden können, alBo
für den Winter. Nun, das ist natürlich ein
ganz sonderbarer Vorschlag, denn wir haben
es heuer wahrlich alle erlebt, daß auch bei
bestem Willen im Winter nicht, auch nicht
von der öffentlichen Hand, gebaut werden
kann.

Es wird heute zu den einzelnen Posten der
Vorlage noch genug gesprochen werden, ich
will daher nicht über die einzelnen An­
Bätze sprechen. Ich will nur erklären, daß
meine Fraktion es nicht 180 wie der Herr Ab­
geordnete Wenger halten wird, nämlich, daß
wir uns schämen, an dieBen Beratungen teil­
zunehmen, sondern daß meine Fraktion Btolz
Bein wird, wenn sie für diese Anträge stim­
men kann. (Lebhafter Beifall bei der ÖVP.)

DRITTER PRÄSIDENT ENDL: Zum Wort
gelangt Herr Abg. Pet t e n aue r.

Abg. PETTENAUER: Hohes HauB! Der
Herr Präsident Wondmk hat schon in seiner
Rede darauf hingewiesen, daß wir uns be-
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mühen .werden, nicht den Wünschen unserer
Partei, sondern den Wünschen der Referate
Rechnung zu tragen, damit auch diese
WünBche, die nun Beit geraumer Zeit in der
Tischlade des Herrn Finanzreferenten ruh~ll,

in dieses auf so eigenartige Weise erstellte
Nachtragsbudget hineinkommen. Nun hat der
Herr Kollege Dubovsky schon einen Antrag
gestellt, der sich mit der Krebsbekämpfung
im Lande Niederösterreich befaßt. Er war
aber wenig optimistisch und glaubt, daß die
Koalitionsgemeirnschaft, wie er sie nennt, die­
Ben Antrag ablehnen wird. Weil ich der Auf­
fassung bin, daß dieser Antrag schor.. lange
ein Wunsch des Referates ist, und weil die
Erfüllung dieses Antrages eine unbedingte
Notwendigkeit im Lande Niederösterreich ist,
erlaube ich mir, folgenden Antrag zu stellen
(liest) :

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

Im ordentlichen Voranschlag für 1954
wi~d im Unterabschnitt 516, Förderung von
gesundheitlichen Vorbeugungsmaßnahmen, ein
neuer Voranschlagsansatz eröff'net und für
Zwecke der Krerbsbekämpfung ein Nachtrags­
kredit von 150.000 S bewilligt."

Weiter möchte ich die Aufmerksamkeit des
Hohen Hanges auf die Landes-Heil- und Pflege­
anstalt in Gugging lenken. Der größte Teil
der Objekte befindet sich zur Zeit in einem,
gelinde gesagt, schlechten Zustand. Auf
unserer Seite ist man nun der Meinung, daß
alles getan werden muß, um diese Objekte,
die dem Aufenthalt der Patienten während
der Zeit ihrer Krankheit dienen sollen, licht
und freundlich zu machen. Das Referat be­
müht sich seit larngem, die Objekte general­
überholen zu lassen. Im Zuge der Überholung
der Krankenaibteilungen in der Anstalt in
Gugging wurden für dieses Jahr die Albtei­
lungen IX und X im Zentralgebäude vor­
gesehen. Der Anstrich der Fenster und Türen
hat besonders im letzten Winter sehr gelitten,
auoh die Räume gind auszumalen, damit sie
zumindest den ersten Objekten, die der Repa­
ratur und Generalüberholung schon unter­
zogen wurden, arngepaßt sind. Auch die
Klosette sind schlecht und die Fußböden zu
erneuern und aus'zubes'sern. Ich erlaube mir
daher, auch hier einen Antrag zu stellen
(liest) :

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Im außerordentlichen Voranschlag für
1954 wird in Gruppe 5 ein neuer Voranschlags­
ansatz mit der Bezeichnung 5251-91, Lan­
deg-Heil_ und Pflegeanstalt Gugging, General­
überholung der Abteilungen IX und X, er­
öffnet und hierfür ein Nachtragskredit von
150.000 S be,willigt."
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Bei der Erstellung der Baukosten für die
LaJll!deskrankenanstalt Speising hat das Bau­
amt die Kosten für die erforderlichen Heiz­
rohrleitungen nicht berücks,ichtigt. Die Heiz­
anJage sowie die Wäscherei samt Aufzug
sollen noch Vor dem Winter fertiggestellt
werden. Mit dem vom Referat als Nachtrags­
kredit angemeldeten Betrag von 400.000 S
kann aber nicht das Auslangen gefunden
werden, denn es ist ein Gesamtbetm,g von
2,280.000 S notwendig. Zum Ausgleich hier­
für stellt das Referat alle anderen in Aus­
sicht genommenen Arbeiten im Gesamtbetrag
von 1,430.000 S zurück, so daß der tatsäch­
liche Mehraufwand für die Landeskranken­
anstalt in Speising 'praktisch nur 850.000 S
beträgt. Ich erlaube mir daher, einen dritten
Antrag zu stellen (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Zu dem im außerordentlichen Voranschlag
unter Voranschlagsansatz 5210-90, Landes­
krankenanstalt Speising, Umbau und Ver­
größerung der Heizanlage, vorgesehenen Kre­
dit wird ein Nachtragskredit von 2,280.000 S
bewilligt."

DRITTER PRÄSIDENT ENDL: Zum Wort
gelangt Frau Abg. C zer n Y.

Abg. ANNA CZERNY: Hohes Haus! Da
uns heute schon ein Antrag des Finanzaus­
schusses auf Gewährung, von Nachtrags­
kl'editen vorliegt, der angeblich ein Nach­
tragisbudget dal'stellen .soll, darf auch ich mir
erlauben, einige Anträge zusätzlich zu unter­
breiten.

In Wiener Neustadt steht ein Gebäude, das
derz,eit für die allgemeine Berufsschule ver­
wendet wird. E.s war ganz selbstverstä'ndlich,
daß sich dieses Gebäude nach dem Krieg in
einem desolaten Zustand befand. Es ist ein
landeseigenes Gebäude und bedarf auch heute
noch mancher Reparaturen, um in einen ein­
wandfreien Zustand zu gelangen. Ich erlaube
mir daher, folgenden Antrag zu unterbreiten
(liest) :

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Im außerordentlichen Voranschlag für
1954 wird ein neuer Voranschlagsansatz mit
der Bezeichnung 231--91, Instandsetzung des
Berufsschulgebäudes in Wiener Neustadt, er­
öffnet und hierfür ein Nachtrags!kredit von
100.000 S bewilligt."

Ferner möchte ich über die fahrbare Mutter­
beratung sprechen, wozu ich bereits bei der
Beratung des ordentlichen Budget.s einiges
gesagt habe. E.s ist nicht unbekannt, daß wir
im Land Niederösterreich bereits zwei fahr­
bare Mütterberatungsstellen haben, daß aber I

der Wunsch vorhanden ist, gemde diese für­
.sorgerische Maßnahmen noch besser auszu­
bauen. In jenen Gegenden des Landes, die
nicht über die Möglichkeit verfügen, ein
Lokal für die Mütterberatungsstelle zur Ver­
fügung zu stellen und die auch nicht die
Ärzte und Pflegerinnen haben, die eine solche
Stelle betreuen könnten, ist natürlich eine
fahrbare Mütterbemtung eine außerordent­
liche Hilfe. Wir können feststellen, daß zum.
Beispiel gerade im Gebiet von Zwettl, wo die
Säuglings:sterblichkeit am größten ist, der
Einsatz einer solchen fahrbaren Mütter­
beratung von wirklich großem Vorteil für die
Bevölkerung wäre.

Ich bitte Sie, meinem Antrag, gerade mit
Bezug darauf, daß wir erst vor wenigen
Tagen überall im ganzen Land die Mütter
gefeiert haben, die Zustimmung nicht zu ver­
weigern. Er lautet (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Im außerordentlichen Voranschlag für
1954 wird in Gruppe 5 ein neuer Voranschlags­
ansatz mit der Bezeichnung 513-62, Kosten
des ärztlichen Teiles der Mütterberatung,
Ausbau und fachliche Einrichtung eines drit­
ten Mütterberatung~wagens,eröffnet und hier­
für ein Betrag vo:r'l]20.000 S bewilligt."

Nun komme ich über eine Schule zu spre­
chen, über die ich schon mehrere Male hier
im Hohen Hause gesprochen habe. Diese
Schule, die Frauenberufsschule in HoUabrunn,
ist in einem Gebäude untergebracht, das für
diese Z,wecke eigentlich nicht vorgesehen ist.
Die Mädchen, die in diese Schule zum Unter­
richt kommen, sind" auf engstem Raum zu­
sammengepfercht, und wir haben uns erst
kürzlich davon überzeugen können, daß der
Wunsch nach einer besseren Unterbringung
wirklich gerechtfertigt ist. Diesem Wunsch
wurde bis jetzt noch nicht Rechnung ge­
tragen. Es mangelt in dieser Schule auch an
Lehrbehelfen, und so will ich hier einen An­
trag einbringen, der wenigstens auf diesem
kleinen Gebiet eine Erleichterung für die
Frauenberufs,schule in HoUabrunn darstellen
würde. Der Antrag lautet (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Zu dem im ordentlichen V:oranschlag für
1954 unter Voranschlagsansatz 2430, Landes­
lehranstalt für hauswirtschaftliche Frauen­
berufe in Hollabrunn, vorgesehenen Kredit
wird zwecks Anschaffung von Lehrbehelfen
ein Nachtrags,kredit von 20.000 S bewilligt."

Weiter werde ich mir erlauben, Ihnen einen
Antrag zu unterbreiten, der Förderungsbei­
träge für Lehrmittel und für Lehl'er- und
Schulbüchereien vorsieht. Sie wissen, daß auf
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diesem Gebiet im Lande Niederösterreich viel
nachzuholen ist, und es wäre vielleicht bei der
heutigen Beratung des Antrages des Finanz­
ausschusses die Möglichkeit, den diesbezüg­
lich gerechtfertigten Wünschen Rechnung zu
tragen. Ich stelle daher folgenden Antrag
(liest) :

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Zu dem im ordentlichen Voranschlag für
1954 unter Voranschlagsansatz 2119-63, För­
derungsbeiträge für Lehrmittel, Lehrer- und
Schülerbüchereien, vorgesehenen Kredit wird
ein Nachtragskredit von 100.000 S bewilligt."

Schließlich und endlich darf ich Ihre Auf­
merksamkeit auf die Schaffung einer Einrich­
twng wenden, die gerade in den kommenden
Monaten besonders in den ländlichen Gebieten
sehr notwendig wäre. Es handelt sich um die
Errichtung von Erntekindergärten und von
Horten. Dazu kann ich Ihnen folgendes
sagen. Eine Reihe von Gemeinden hat bereits
diesbezügliche Anträge gestellt, weil es gerade
in ländlichen Gebieten in den Sommermonaten
den Frauen nicht möglich ist, die Kinder so
zu beaufsichtigen, wie es jede Mutter gerne
machen würde. Die Mütter sind auf dem Feld
beschäftigt und müssen daher oft die kleinen
Kinder unbeaufsichtigt zu Hause lassen. Ein
Erntekindergarten oder ein Hort, wo die
schulpflichtigen Kinder in ihrer freien Zeit
ihre Aufgaben machen kö'nnten und dadurch
der Straße ferngehalten wären, wäre das, was
die Bevölkerung wünschen würde. Ich erlaube
mir daher, folgenden Antrag zu unterbreiten
(liest) :

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Zu dem im orde'ntlichen Voranschlag 1951
unter Voranschlagsansatz 483--91, Vorhaben
auf dem Gebiete des Kindergartenwesens, vor­
gesehenen Kredit, wird zur Durchführung
von Vorhaben auf dem Gebiete der Ernte­
kindergärten und Horte ein Nachtragskredit
von 100.000 S bewilligt."

Hohes Haus! Diese wenigen Anträge, die
ich mir erlaubt habe, Ihnen zu unterbreiten
werden heute nicht zum erstenmal unter~
breitet. Sie alle sind selbst davon überzeugt,
daß die Durchführung dieser A'nträge eine
unbedingte Notwendigkeit wäre. Ich bitte Sie
daher, diesen Anträgen Ihre Zustimmung zu
geben und dadurch einem lang gehegten
Wunsche der Bevölkerung Rechnung zu tra-
gm. (Beifall bei der SPÖ.) .

DRITTER PRÄSIDENT ENDL: Zum Wort
gelangt Herr Abg. H i I gar t h.

Abg. HILGARTH: Hohes Haus! Ich muß
zu Beginn meiner Ausführungen sowohl in

meinem eigenen Namen als auch im Namen
meiner Klubkollegen der Verwunderung Aus­
druck geben, daß nun die Damen und Herren
der Sozialistischen Fraktion ungefähr die­
selbe Gangart im Hause einhalten, wie wir sie
im Finanzausschuß eingehalten haben. Ich
mache ihnen daraus absolut keinen Vorwurf,
ich möchte aber nur gerne wissen, ob jetzt
Herr Landeshauptmannstellvertreter Popp
hierzu auch "Affentheater" sagen würde, und
ob er diese seine Behauptung im Finanz'aus­
schuß ein zweites Mal wiederholen würde.

Es freut mich, daß alle Anträge, die wir
im Finanzausschuß gestellt haben, durchweg
Maßnahmen bedeuten, die zur Lösung der
wichtigsten Fragen im Lande dienen. Diese
sind auf der einen Seite die Bekämpfung der
Arbeitslosigkeit und auf der anderen Seite
die Schaffung notwendiger E.inrichtungen,
auf die die Bevölkerung wartet.

Ich möchte vorerst auf die Frage der
Arbeitslosigkeit im Zusammenhang mit den
Maßnahmen des Landes Niederösterreich zu
sprechen kommen. Ich habe schon bereits in
einer früheren Sitzung der Meinung Ausdruck
gegeben, daß die vollständige Bekämpfung
der Arbeitslosigkeit nie und nimmer mit den
Mitteln der öffentlichen Hand allein durch­
geführt werden kann. Aber die verschiedenen
Programme, die hier im Hause besprochen
und auch beschlossen wurden, haben ihre
praktische Auswirkung doch gezeitigt. Wenn
wir auch in den Landtagssitzungen des Jän­
ner und Februar heftigen Angriffen Ihrerseits
ausgesetzt waren und uns immer die Schuld
gegeben wurde, daß in Niederösterreich eine
katastrophale Arbeitslosigkeit in dieser Zeit
bestanden hat, so haben sich doch jene
Behauptungen bewahrheitet, die unsere Red­
ner zu dieser Zeit hier im Hause abgegeben
haben. Wir waren 'nämlich davon überzeugt,
daß die damals sprunghafte Steigerung der
Arbeitslosigkeit eine Folge der plötzlich auf­
tretenden Kältewelle gewesen ist. Wir haben
damals auch davon gesprochen, daß es eine
genau so sprunghafte rückgängige Bewegung
geben wird, wenn die bessere Jahreszeit ein­
bricht und die notwendigen Mittel der öffent­
lichen Hand zur Bekämpfung der Arbeits­
losigkeit zur richtigen Zeit zur Verfügung
stehen. Nun können wir heute aus der Ent­
wicklu'ng der Ziffern über den Arbeitslosen­
stand schon einige Schlüsse für Niederöster­
l',:ich ~iehe.n. Wenn Herr Abg. Dubovsky
hIer ml.t elller Statistik mit dem Stichtag
30. Apl'll gekommen ist, so möchte ich ihm
sagen, daß inzwischen mehr als z,wei Wochen
ins Land gegangen sind, und daß siCh seit
dieser Zeit im Stand der Arbeitslosigkeit
'neuerlich ein starker Ruck nach unten er-
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geben hat. Ich weiß nicht, welche Ziffern
über den Stand der Arbeitslosigkeit in Nieder­
österreich ich hier heute heranziehen soll.
Wir haben dam:;;Js unseren Reden die Nach­
richten des Landesarbeitsamtes zugrunde ge­
legt, und die Höchstzahl der Arbeitslosen,
über die damals gesprochen wurde, war
54.000. Sie (zur Seite der SPö gewendet)
haben die Zahl 60.000 und 62.000 genannt
und in diese Zahlen die Arbeitslosen der
Randgebiete mit einbezogen. (Abg. Staffa:
Wir haben die Randgebiete nicht abgeschrie­
ben!) Jedenfalls aber steht fest, daß mit
dem Stichtag 15. Mai in Niederösterreich
28.000 Arbeitslose gewesen sind. Es ist also
ein Rückgang - wenn man Ihre Ziffern zu­
grunde legt -- um fast die Hälfte festzu­
stellen. Auch dann, wenn wir unsere Ziffern
zugrunde legen, ist immerhin noch ein Rück­
gang vo'n 26.000 Personen festzustellen. Wenn
Herr Abg. Dubovsky hier als besonderes
Kriterium die Bauarbeiter herangezogen hat
und daraus die Intensität der Wirkungen der
Maßnahmen des Landtages folgerte, so sei
ihm gesagt, daß der Stand der arbeitslosen
Arbeiter in der Bauwirtschaft heuer in
Niederösterreich um rund 1000 kleber ist als
zur selben Zeit des vorigen Jahres. Diese Zif­
fern sind nicht anzuzweifeln, sie stammen
aus den Mitteilungen des Arbeitsamtes. Ich
glaube, daß bereits mit diesen wenigen An­
gaben bewiesen ist, daß sich die Maßnahmen
die der Landtag zur richtigen Zeit ergriffe~
hat, auch richtig ausgewirkt haben.

Es ist auch interessant, zu beobachten, wie
sich die Meinungen und die Aussprüche der
Sozialistischen Partei in bezug auf die Be­
schaffung der Gelder zwischen früher und
jetzt entwickelt haben. Ich kann mich noch
gut erinnern, daß bei den Budgetdebatten des
Jahres 1952 und 1953 von der Sozialistischen
Partei immer unserem Finanzreferenten der
Vorwurf gemacht wurde, daß er die vom
Landtag bewilligten Kreditmöglichkeiten nicht
genügend ausgenützt hat. Heute hörten wir
seitens der Sozialistischen Partei eine ganz
andere Meinung. Wenn Sie da z. B. die letzte
Ausgabe der "Niederösterreichischen Volks­
zeitung" aufschlagen - es wäre besser, wenn
bei dieser Zeitung schon vorne die Bezeich­
nung "Sozialistische Volkszeitung" stehen
würde, und nicht, daß erst ganz rückwärts
in verschämten kleinen Lettern zum Aus­
druck kommt, wer der Herausgeber dieses
Blättchens war -, dann können Sie eine
Überschrift lesen, die lautet: Die ganze
Finanzkunst der Österreichischen Volkspartei
besteht im Schuldenmachen. Vor zwei oder
drei Jahren haben Sie dieses Schuldenmacl1en
dem Finanz,referenten angeraten, und heute

machen Sie dem Finanzreferenten das Schul­
denmachen zum Vorwurf. Zwischen Schulden­
machen und Schuldenmachcln liegt aber so­
wohl in der Art als in der Zeit, in der Schul­
den gemacht werden, ein großer Unterschied.
Die Zeit, in der Sie einmal die strenge Aus­
schöpfung der Kreditermächtigungen des
Landtages verlangt haben, war noch nicht die
richtige Zeit, in der man ein solches Experi­
ment zum Wohle des Landes durchführen
hätte können. Zwischen dieser damaligen Zeit
und dem heutigen Tage ist nun ein wesent­
licher Wandel auf dem Kapitalmarkt ein­
getreten, der auch einen Wandel in allen
Wirtschaftszweigen zeitigte. Ganz kurz skiz­
ziert, könnte man das vielleicht so darstellen:
In den früheren Jahren ist die Kundschaft
der Ware nachgelaufen, in der heutigen Zeit
läuft, Gott sei Dank, die Ware der Kundschaft
nach. Dieser Satz gilt auch für den Kredit­
markt. Zu der Zeit, als Sie den Finanzreferen­
ten aufgefordert haben, Kredite noch und
noch aufzunehme'n, wäre es eine schwere
Belastung für das Land gewesen, wenn er
Ihren Ratschlägen hundertprozentig gefolgt
wäre. Es war nicht nur der Zinsfuß sehr
hoch, auch die Übernahmebedingungen waren
ungünstig, vor allem aber war die Zeit, für
die Kredite gewährt wurden, sehr kurz und
beschränkt. Heute stehen wir aber vor wesent­
lich Rnderen Tats,achen, und daher konnte
der Finanzreferent jetzt Ihrem Wunsch ent­
sprechen. Und 'nun hört derselbe Finanz­
referent in der Ausgabe der "Niederöster­
reichischen Volks.zeftung", daß es seine ein­
zige Kunst sei, Schulden zu machen.

Ich möchte noch darauf hinweisen, daß
wir heute am Beginn uns:erer Sitzung ei'ne
ausgesprochene Geschäftsordnungsdebatte ab­
geführt haben. Ich habe mit einem einzigen
Satz, den Herr Präsident Wondrak sofort
aufgegriffen hat, bereits darauf hingewiesen,
daß hier eine ganz so'nderbare Einstellung der
Sozialistischen Partei vorliegt. Wir sind der
festen Überzeugung, daß alle unsere Vor­
schläge, die nicht in 17, sondern - ich stelle
richtig - in 16 Anträgen eingebracht wur­
den, dem Zweck dienen, die Arbeitsbeschaf­
fung in Niederösterreich wieder auf die not­
wendige Höhe zu bringen, damit wir nicht
einen Rückschlag erleben.

Wenn Sie die Frage aufwerfen, wie die
Nachtragskredite gedeckt werden sollen und
mit welcher Sicherheit wir auf ihre Bedek­
kung rechnen, dann kann ich Ihnen nur eines
darauf sagen: Es ist Ihnen doch bekannt,
weil es kein Geheimnis ist, daß erst in der
letzten Zeit die Aufnahme einer Anleihe von
200 Millionen Schilling vom Hohen Hause
beschlossen wurde. Sie wissen aber auch, daß
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1 dieser Kredit nicht allein, wie es Redner Ihrer

Partel immer behaupten, zur UmwandlUng
älterer Kredite bestimmt ist, denn dlesem
ZweCK so11 der allerkleinste Teil der Anleihe
dlenen, sondern daß !slch das Land Nieder­
österreich mit dieser Anleihe vor allem jene
Betrage gesichert hat, die es braucht, um sie
im ncntlge'n Augenblick bei der Verhandlung
über dle beteiugung am KraftwerK Y bbs­
Persenbeug auf den Tisch legen zu können.
V\t arum geht die Sozialistische Fraktion auf
einer anderen ffibene nicht schon längst auf
diese Verhandlungen ein, damit Niederöster­
reich sein Recht auf einen bestimmten Pro­
zentanteil an diesem Werk erhält? Warum
ist bis heute noch nicht die Erhöhung des
Aktienkapitals auf die vorgeschlagenen
4UU Millionen Schilling durchgeführt worden,
damit eine reale Basis für den Beginn des
Baues geschaffen wird? (Abg. Stajfa: Weil
der Herr Vorsitzende die Abstimmung ver­
hindert hat!) Selbst wenn der Beschluß zur
Erhöhung auf 400 Millionen gefaßt würde,
Herr Abg. Staffa, haben Sie sich noch immer
eine Hintertür offengehalten, denn nach An­
sicht der Vertreter Ihrer Partei wäre diese
Erhöhung erst im Laufe von vier Jahren in
Raten durchzuführen. Das zeigt, daß Sie
weder die Vertretung der Interessen des Lan­
des Niederösterreich im Auge haben, das sich
in der Energiebeschaffurng endlich autark
machen will, noch daß Sie mit uns darüber.
froh wären, in Niederösterreich eine Groß­
baustelle ähnlich der in Kaprun oder ähnlich
der Großhauvorhaben in anderen Ländern zu
besitzen. (Beifall bei der Volkspartei.) Klären
Sie diese Frage, dann werden wir wissen,
welche Geldbeträge wir auf den Tisch zu
legen haben und wann dies zu geschehen hat.
Dann wird aber auch der Finanzreferent der
öVP in die Lage versetzt werden, uns zu
sagen, welcher Betrag von der 200-Millionen­
Anleihe für andere Aufgaben im Land zur
Verwendung kommen kann.

Wenn Sie die Anträge, die wir damals im
Finanzausschuß gestellt haben und für die
wir den Vorwurf "Affentheater" einstecken
mußten, betrachten, so werden Sie sehen, daß
darunter sehr viele Anträge stecken, die auch
im Interesse Ihrer Partei gelegen sind und
die vielleicht auch schon manchmal von Ihne'n
hier angeschnitten wurden. Es ist nun ganz
sonderbar, daß Sie ohne Debatte über diese
Anträge den Finanzausschuß verlassen haben.
Ist es vielleicht nicht notwendig und drin­
gend, oder soll man es Vielleicht durch eine
Geschäftsordnungsdebatte oder durch die
Sprengung des Finanzausschusses oder durch

"die Vertagung der heutigen Vorlage verhin­
dern, daß die 150.000 Schilling für Zwecke

der Kriegsgefangenen- und Heimkehrerfür­
sorge sofort bereitgestellt werden? Oder wol­
Im Sie mit Ihrer Handlungsweise vielleicht
erzielen, daß die Wohnbauhilfe für Landes­
bedienstete in der Höhe von z,wei Millionen
Schilling, die dringend notwendig ist, so lange
hinausgeschoben wird, bis das heurige Bau­
jahr vergeht? (Landeshauptmannstellvertre­
tel' Papp: Das ist eine Reg'ierungsvorlage,
gegen die war niemand!) Oder wollen Sie die
Subvention von 300.000 S an den Spar- und
Vorschuß,verein Landsknechte zur Errich­
tung eines Kohlensäuregasbades in seinem
Erholungsheim auf die lange Bank schieben?
E,benso ist es mit der Subvention von 400.000 S
an den Sportklub Landhaus zum Ausbau des
Urlaubsheimes am Erlaufsee, wo auch die
Zeit so drängt und ausge'nützt werden muß,
um noch mit dem Bau unter Dach zu kom­
men. Und wenn Sie in der Vorlage weiter­
lesen "Beitrag zur Herausgabe des Werkes
,Niederösterreichs Literatur, Kunst und
Natur', 100.000 S", EO verweise ich diesbezüg­
lich darauf, daß laut Stenographischem Pro­
tokoll der IV. Session über die Verhand­
lungern des Voranschlages für das Jahr 1953
der Herr Landeshauptmannstellvertreter Popp
ausdrücklich davon gesprochen hat, daß die­
ser Betrag notwendig Eei. (Landeshaupt­
mannstellvertreter Papp: Ich verrate Ihnen
ein Geheimnis. Vor vier Wochen wurde diese'r
Antrag schon dem Finanzreferenten zu­
gemitteU. Nur wie die Behandlung des An­
trages erfolgt, das ist das Entscheidende!)

-'

DRITTER PRÄSIDENT ENDL (das Glok­
kenzeichen gebend): Das Wort hat der Herr
Abg. H i I gar t h.

Abg. HILGARTH (fortsetzend): Oder ist
vielleicht der einmalige Beitrag von 1,600.000
Schilling zur Ausgestaltung des öffentlichen
Krankenhauses i,n Zwett! nicht notwendig
und dringend? (Landeshauptmannstellvertre­
tel' Popp: Das ist auch im Antrag des Lan­
desrates Brachmann beinhaltet.) Das inter­
eEsiert mich nicht. (Landeshauptmannstell­
vertreter Papp: Klagen Sie den Finanz­
referenten an, der den A.ntrag nicht behan­
delt hat.) Das interessiert mich nicht ich
bin Mitglied des Landtages und nicht' Mit­
glied der Landesregierung; ich kann mich
daher nur auf das berufen, was ich hier im
Hause gehört habe und was in den amtlichen
Stenographischen Protokollen steht.

Aber, meine Herren, wie Echaut Ihre Stel­
lungnahme zur Geldbeschaffli'ug überhaupt
nus? Da können wir feststellen, daß Herr
Abg. Steingötter laut Stenographischem Pro­
tokoU folgendes gesagt hat: "Der Herr
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Finanzreferent hat in einem Augenblick, wo
er sich sozusagen darüber nicht klar war, was
er sagt, uns Sozialisten direkt zugerufen:
Bringen Sie uns das Geld! Wir haben ihm das
Geld nicht zu bringen. Das Geld hat er als
Finanzreferent zu bringen." (Hörthörtrufe
bei der ÖVP.) Damals haben Sie also nach
der Aufnahme von Krediten gerufen .- voll­
kommen in Ord'nung -, heute aber machen
Sie dem Finanzreferenten in Ihren Zeitungen
den Vorwurf, daß er Schuldenmacher sei, und
daß es die einzige Kunst der öVP ist, Schul­
den zu machern. Aber daß sie Schulden machen
kann, und daß Sie selbst davon den Vorteil
genießen, wem verdanken wir denn das alles?
Nun, der klugen Wirtschaftspolitik von Raab
und Kamitz! (Beifall bei der öVP. - Ab­
geordneter Staffa lacht.) Herr Kollege Staffa,
es wäre mir sehr arngenehm, wenn Sie dieses
lächelnde Gesicht Herrn Vizekanzler Schärf
zeigen würden, denn er selbst ist bestrebt,
seinen Anteil an dieser Wirtschaftspolitik
richtig zur Geltung zu bringen. (Zustimmung
bei der ÖVP.) I~h glaube, er würde Ihnen
auf Ihr lächelndes Gesicht hinauf nicht die
feinsten Sachen sagen. (Zwischenrufe der
Sozialisten.)

DRITTER PRÄSIDENT ENDL: Ich bitte,
den Redner nicht zu unterbrechen.

Abg. HILGARTH (fortsetzend): Ich möchte
Ihnen noch etwas sagen. Vielleicht gehen Sie
heute hinüber zur Bundesregierung und fra­
gen Sie die Minister der Sozialistischen Par­
tei, ob sie darauf verzichten würden, de'n
Anspruch a,uf ihre Mitwirkung an jenen zehn
Milliarden Schilling geltend zu machen, die
als Investitions,kredite vorgestern im Minister­
rat beschlossen wurden. (Zwischenruf des
Abg. Staffa.)

DRITTER PRÄSIDENT ENDL (das Glok­
kenzeichen gebend): Herr Abg. Staffa, ich
bitte, den Redner nicht fortwährend zu unter­
brechen.

Abg. HILGARTH (fortsetzend): Es ist
doch klar, daß Sie immer behaupten, alles,
was gut ist, ist eine SPÖ-Angelegenheit
gewesen, und alles, was schlecht gemacht
wurde in diesem Land, das ist Schuld der
MitgJrieder der ÖVP im Ministerrat. Sie wissen
aber genau so wie wir, daß dort alle An­
gelegenheiten nur durchgeführt werden kön­
nen, wenn sie einstimmig beschlossen sind,
und daher tragen Sie auch Ihren Teil an der
Verantwortung. (Ruf bei der SPö: Leider
nur dortf) Es kommt immer nur darauf an,
wie man mit dem Gegner verharndelt. Einfach
nur die Taktik zu üben, daß die Mehrheit

das zu tun hat, was die Minderheit wünscht,
wird auf die Dauer nicht durchzuführen sein.

Letzten Endes geht es hier in den heutigen
Anträgen auch darum, daß wir die in Nieder­
österreich bisher so wirkungsvoll eingesetzten
Kredite für die Wohnbauhilfe nunmehr um
25,000.000 S erhöhen. Ich glaube, der Betrag
allein wäre es schon wert, daß wir mit Rück­
sicht auf die vorgeschrittene Zeit einmütig
für diesen Vorschlag gestimmt hätten, damit
die Behebung der Wohnungsnot in Nieder­
österreich weiterhin wirksam gefördert wird.

Sie haben im Ausschuß auch davon ge­
sprochen, daß wir mit unseren Anträgen eine
optische Wirkung erzielen wollen. Darf ich
jetzt die Gegenfrage stellen, welche Wirkung
Sie jetzt mit Ihren Anträgen verfolgen? Wir
haben es nicht notwendig, mit unseren An­
trägen eine optische Wirkung zu erzielen,
weil hier die Zahlen für sich sprechen. Die
Beträge, die mit unseren Anträgen aus­
gegeben lInd in Arbeit umgesetzt werden,
sind von größerem Wert, als die BNdchen in
der "Niederösterreichischen Volkszeitung" ,
unter denen einmal auch das Röntgengerät
im St.-pöltner Spital abgebildet war, das aber
von anderen finanziert wurde als von jenen,
die das Urheberrecht für die Finanzierung in
Anspruch genommen haben.

Zusammenfassend kann ich sagen, daß die
Österreichische Volkspartei nicht etwas ge­
macht hat, was gegen die Interessen des
Landes und seiner Bevölkerung gewesen ist,
sondern sie hat einmütig zum Ausdruck ge­
bracht, daß die momentan zur Verfügung
stehenden Mittel so verwaltet werden, damit
wichtige Aufgaben im Interesse des L'lndes
Niederösterreich vollbracht werden können,
uni deshalb wird unsere Fraktion auch ein­
stimmig für den vorliegenden Antrag stim­
men. (Beifall bei der ÖVP.)

DRITTER PRÄSIDENT ENDL: Zum Wort
gelangt Herr Abg. Tat z bel'.

Abg. TATZBER: Hohes Haus! Ich erlaube
mir, zu dem sogenannten, so viel diskutierten
Nachtragsbudget folgende Anträge einzu­
bringen.

In erster Linie handelt es sich um die
Baumpflanzung und Baumpflege auf den Lan­
des- und Bezirksstraßen. Für das Jahr 195-:1
waren dafür im Voranschlag 500.000 S vor­
gesehen, im Jahre 1953 dagegen 900.000 S.
Im Rechnungsabschluß 1952 waren es
1,370.000 S, die verausgabt wurden. Wir
sehen aIso, daß das heurige Jahr mit
500.000 S für diesen Z'weck sehr gering dotiert
wurde. Wenn wir den besonders strengen
Winter in Betracht ziehen, durch den sehr

T
I
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DRITTER PRÄSIDENT ENDL: Zum Wort
gemeldet ist Herr Abg. Te s a r.

"Zu dem im ordentlichen Voranschlag
für 1954 unter Voranschlagsansatz 7319-66,
Förderung der Fischereiwirtschaft, vor­
gesehenen Kredite wird ein Nachtragskredit
von 50.000 S bewilligt."

Abg. TESAR: Hohes Haus! Ich gestatte
mir, zu den Ausführungen meines Vorredners
kurz einige Bemerkungen zu machen. Bezüg­
lich der Wildbachverbauung is!t es klar, daß
hier gemeinsame Arbeit geleistet werden muß.
8ie dürfen aber nicht vergessen, daß ein
Nachtragskredit des Landes für Wildbach­
verbauungen wenig Bedeutung hat, nachdem
die Beiträge beim Bund, der den größeren Teil
dieser Leistungen zu tragen hat, bereits
fixiert sind, so daß für das heurige Jahr
keinerlei Aussicht mehr ist, höhere Beiträge
des Bundes zu erhalten. Selbstverständlich ist
es klar, daß wir immer wieder fordern müs­
sen. daß in diesem Punkt mehr zu geschehen
hat, und daher ist es zu begrüßen, daß der
Landwirtschaftsminister Thoma in mühsamer
Arbeit mit seine!n Experten und Referenten
bei der Regierung es durchgesetzt hat, daß
ein großzügiges Wildbachverbauungsprogramm
für die Zukunft in Bälde kommt.

Zu den Ausführungen des Abg. Tatzber
bezüglich der Lage der kleinen Gemeinden
möchte ich als Bürgermeister einer kleinen
Gemeinde erwähnen, daß wir uns mit dem
sogmannten Drei-Schilling~Anteil pro Ein-

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

viele Bäume ruiniert wurden, wenn wir weiter bauungen, vorgesehenen Kredit wird ein
berücksichtigen, daß die Baumpflanzurngen an I Nachtragskredit von 600.000 S bewilligt."
den Straßen im Winter wegen der Orientie- Schließlich will ich noch einige Worte über
rung und auch deswegen, weil sie die Straßen- die Fischerei sprechen. Bis zum Jahre 1953
oberfläche zusammenhalten, wichtig si'nd, wenn sind für die Fischerei in unseren Fließge,wäs­
wir ferner bedenken, daß im Frühjahr die sem ERP-Mittel zur Verfügung gestellt wor­
blühenden Bäume das Landschaftsbild ver- den. Derzeit sind diese Mittel versiegt, und
schönem, dann glaube ich, daß das Land wenn wir bedenkern, daß in Niederösterreich
dafür sorgen muß, daß die Betreuung der !immer wieder Elemente am Werk sind, die
Baumpflanzungen an den Straßenrändern un- unseren Fischbestand dezimieren, so müssen
bedingt intensiviert wird. Ich erlaube mir da- wir uns als Land schon dafür einsetzen, daß
her, folgenden Antrag zu stellen (liest): genügend Jungfische ausgesetzt werden kön­

nen. Ich will nur auf folgendes aufmerksam
machen. Wir haben in unserem Voranschlag
eine Einnahme von 20.000 S, die aus
Fischereikartengebühren einfließt, auf der
anderen Seite haben wir aber nur 10.000 S
für die Förderung der Fischereiwirtschaft im
Wege der Revierausschüsse - es handelt sich
um Krems, St, Pölten, Wiener Neustadt -,
die diese Jungfischaktion durchführen. Ich
erlaube mir daher, dem Hohen Hause den
folgenden Antrag zu unterbreiten (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Zu dem im außerordentlichen Voranschlag
für 1954 unter Voranschlagsansatz 661-64,
Baumpflanzung und Baumpflege, vorgesehenen
Kredite wird eim Nachtragskredit Von 500.000
Schilling bewilligt."

In unserem Voranschlag ist auch ein An­
satz vorhanden, der die Erhaltung der
Gemeindewege und Gemeindebrücken betrifft.
Ich will die heutige Gelegenheit benützen und
dafür sprechen, daß es gerade die kleinen
Gemeinden sind, die diese Aufgaben nicht
bewältigen können. Gerade die kleinen Ge­
meinden stehen einer Belastung durch die
Behebung eines Bauschade·ns an einem Ge­
meindeweg oder an einer Gemeindebrücke
vollkommen hilflos gegenüber. Es ist daher
notwendig, daß das Land in dieser Beziehung
den kleinen Gemeinden hilfreich beispringt.
Ich erlaube mir daher, folge·nden Antrag zu
stellen (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Im außerordentlichen Voranschlag für
1954 wird ein neuer Voranschlagsansatz
664-75 mit der Benennung Beiträge zu den
Kosten für Gemeindewege und Gemeinde­
brücken eröffnet und hierfür ein Nachtrags­
kredit von 1,300.000 S bewilligt."

Weiter will ich über die Wildbachver­
bauungen sprechen. Wir haben heute im
Wirtschaftsausschuß eine Vorlage behandelt,
die die Kleine Erlauf betrifft. Wir wissen alle,
welch große Schäden Wildwasser anrichten
können. Dabei ist bedauerlich, daß der Bund
auf diesem Gebiet völlig unzureichende Mittel
beistellt. Es ist daher in erster Linie das
Land dafür zuständig, daß es alles unter­
nimmt, damit dieser Wildbachverbauung größ­
tes Augenmerk zugewendet wird, und daß
der Bund in dieser Angelegenheit das Land
unterstützt und seine Beiträge erhöht, Ich er­
laube mir daher, den Antrag zu stellen (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Zu dem im außerordentlichen Voranschlag
für 1954 unter Voranschlagsansatz 672-61,
Beiträge zu den Kosten von Wildbachver-

\,
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wohner begnügen müssen, während die Städte
Innsbruck, Graz und Wien s,ieben Schilling
verrechnet bekommen. Sie, meine sehr Geehr­
ten von der anderen Fraktion, speziell die­
jemigen, die im Städtebund sitzen, sind herz­
Iich eingeIaden, gerade auf diesem Gebiete
dem Abg. Tatzber zu Hilfe zu kommen und
durch eine Änderung dieses Schlüssels für die
Kleingemeinden eine wirksamere Erleich­
terung zu schaffen, als sie durch Anträge
sein kann, die nur ein paar hu'nderttausend
Schilling beinhalten. Durch eine Änderung
des Ertragsanteilschlüssels wäre es auf die
Dauer selbstverständlich viel leichter, bessere
Dotierungen für die Kleingemeinden zu er­
halten. Wir habern bereits in der Budget­
debatte an Hand drastischer Beispiele aus­
einandergesetzt, warum die kleinen Gemein­
den ihren Verpflichtungen nicht nachzu­
kommen vermögen.

Kollege Hilgarth hat Ihnen in grundlegern­
den Ausführungen sowohl allgemein als teil­
weise auch im Detail die verschiedenen Be­
lange unseres heutigen Nachtragsbudgets vor
Augen geführt und dem Hohen Hause seine
Notwendigkeit dargestellt. Ich gestatte mir,
nur kurz ei'l1iges hinzuzufügen.

Für Notstandsmaßnahmen uni Unter­
stützungen anläßlich von Elementarschäden
sind drei Millionen Schilling fixiert. Gerade
diese Post ist ein beredter Ausdruck unseres
Willens, den Bedürftige'il zu helfen. Von die­
sem Saal aus bitten wir alle, die sich mit
dieser Materie befasse'n, ihr möglichstes zu
tun, um zu helfen, diese Schäden wiedergut­
ziul'lachen.

Die Wohnbauhilfe für klein- und mittel­
bäuerliche Betriebe ist besonders für das
Gebirge von eJ"linenter Bedeutung. Dort, wo
die einzelnen Obiekte dllrch den Schnee und
die lange D'1uer des Winters stark lelden. ist
es notwendig. d8ß wirksam eingee-riffen
wird. Wir hoffen fest.chß mit dem heutie-en
Antrag auf diesem Gebiet ein Anfang 'ge­
macht wird.

Anch der Beitrag von ROO.OOO S Zl1r Er­
r ich t ll'ilg von J..,ehrlinp'sheilY'en. ebpnso die
F,rhöhlln e- npr Beihilfen fHr Lehrliywe um
60.000 S sind ein ReV'Teis dafUr. (J"ß wir den
/?,ewerblichen N"rhwllchs 811f ie"'e Wpi",p Zl1
förnern l!ewillt sinn. Ich n"nke (Jem Referat
auch 'herzlich (J"fiir (J"r.. fUr frpiwil1i9'e Zu­
wenNnne-en und Stipendien um 50.()()() S TY'ehr
gegeben. wernen. was fiir alle Bedürftigen
VOrn größter Wichtigkeit ist.

Im groR,en unrl l!"n:>:en können wir wohl
sagen. (J8ß diese N<>chtragskreflite. wenn wir
auch ihretwegen st8rk angefeindet werclen,
deswegen von uns beantragt werden, weil wir
Ums ~der Notwendigkeit bewußt sind, zur rech-

ten Zeit das Erforderliche geben zu müssen,
Die Anträge, die Sie, meine Herren von der
anderen Fraktion, uns in der heutigen so sehr
bekämpften Sitzung präsentieren, sind ja
auch ein Beweis, daß bei Ihmen der gleiche
Wunsch wie bei uns vorhanden ist, nämlich
dem Volk zu helfen. Wenn man aber "A"
sagt, dann darf man auch das "B" nicht ver­
gessen. Wir jedenfalls s,ind willens, nach wie
vor für umsere Bevölkerung das Beste zu tun.
(Beifall bei der ÖVP.)

DRITTER PRÄSIDENT ENDL: Zum Wort
gelangt Herr Abg. S tolL

Abg. STOLL: Hohes Haus! Beim Voran­
schlag für 1954 wurde schon ein Betrag ge­
fordert, damit für den Reichenauerhof in
Waidhofen an der Ybbs ein Kühlschrank ge­
kauft werden kann. Leider ist diese For­
derung nicht berücksichtigt worden, obwohl
in dieser Anstalt ein Kühlschrank sehr not­
wendig gebraucht würde, weil die Milch, eben­
so wie das Fle'isch, für Sonntag schon am
Samstag zugestellt werden· muß und beides
in den Sommermonaten nicht ganz frisch
gehalten werden kann. Ich wiederhole daher
den seinerzeitigen Antrag, welcher lautet
(liest) .'

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Im außerordentlichen Voranschlag für
1954 wird in Gruppe 4 ein neuer Voran­
schlagsansatz mit der Bezeichnung Landes,­
erziehuni!sheim Reichenauerhof, Waidhofen
an der Ybbs, Anschaffung eines Kühlschran­
kes, eröffnet und hierfür ein Nachtragskredit
von 20.000 S bewilligt."

Ferner ist in dieser Anstalt der Raum für
die Wäschetrocknung sehr beschädigt. Die
Kosten der Reparatur würden sich auf
25.000 S belaufen. Es wäre aber zweck­
mäßiger, um. diesen Betrag eine Wäsche­
trockenmaschine zu kaufen, weil dies wirt­
schaftlicher wäre. Ich stelle daher den An­
trag (liest).'

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Im außerordentlichen Voranschlag 1954
wird. in Gruppe 4 ein neuer Vonmschlags­
:msatz mit der Bezeichnnng 4852-91, Lan­
dei'E'rziehunp'f'heim Reichenauerhof, Waid­
hofen an der Ybbs, Anschaffu'ng einer Wäeche­
trockenmaschine, eröffnet und hierfür ein
Nachtragskredit von 25.000 S bewilligt."

Für die Landes-Heil- und Pflegeanstalt
M8uer-öhlin,g wurde im Budget 1954 ein
Betrag für die Anschaffung eines Lastkraft­
wagens gefordert. Der jetzt in Verwendung
stehende Lastkraftwagen hat für hundert
Kilometer einen Benzinverbrauch von sage
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und schreibe 45 Liter. Es ist unwirtschaftlich,
diesen Wagen noch weiter in Betrieb zu hal­
ten, und es wäre daher zu empfehlen, einen
neuen Dieselwagen anzukaufen. Ich stelle da­
her den Antrag (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Im außerordentlichen Voranschlag für
1954 wird in Gruppe 5 ein neuer Voran­
schlagsansatz mit der Bezeichnung 5250-92,
Landes-Heil- und Pfiegeanstalt Mauer-Öhling,
Anschaffung eines Lastkraftwagens (Diesel)
eröffnet und hierfür ein Nachtragskredit von
200.000 S bewilligt."

Noch in diesem Jahr soll in der Landes-Heil­
und Pfiegeanstalt Mauer-Öhling eine Apo­
theke eröffnet werden, zu deren Ausstattung
noch ein Betrag von 50.000 S notwendig
wäre. Ich stelle daher den Antrag (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Im außerordentlichen Voranschlag für
1954 wird in Gruppe 5 ein neuer Voran­
schlagsansiatz mit der Bezeichnung 5250~91,

Landes-Heil_ und Pftegeanstalt Mauer-Öhling,
Einrichtung der Apotheke, eröffnet und hier­
für ein Nachtragskreditvon 50.000 S be­
willigt."

Ich bitte um Annahme dieser Anträge.

DRITTER PRÄSIDENT ENDL: Zum Wort
gelangt Herr Abg. Ger h art 1.

Abg. GERHARTL: Hoher Landtag! Die
Vertreter der Österreichischen Volkspartei
bemühen sich krampfhaft, den Protest der
Sozialistischen Fraktion so darzustellen als
ob er sich gegen den Inhalt der Ant~äge,
gegen die Arbeitsbeschaffung richten würde
und nicht - was von uns deutlich, klar und
oft genug unterstrtichen wurde - gegen die
Art der Einbringung der Anträge und gegen
die Form der Behandlung unserer Anträge
durch die ÖVP, die die Vorschläge der Refe­
rate der sozialistischen RegierungsmitgIieder
vorerst einfach liegenläßt, sodann nach Gut­
dü'nken einzelne Stücke herausgreift und sie
dann einfach als Anträge der ÖVP in einem
Ausschuß ohne Ankündigung auf die Tages­
ordnung setzt. Unter solchen Umständen und
bei der heute erfolgten Auslegung der
Geschäftsordnung können wir also damit
rechnen, daß uns noch mehr solche Über­
raschungen blühen werden.

Der Herr Finanzreferent hat uns im Vor­
jahre zur Budgetdebatte ein dickes Buch des
Voranschlages vorgelegt und die hierzu ge­
stellten Abänderungsvorschläge und Zusatz­
anträge der Sozialisten, die sich im ganzen
auf vier Millionen Schilling beliefen, einfach
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mit der Behauptung zurückgewiesen, er könne
an den Ziffern dieses Buches nichts ändern,
denn der Voranschlag sei fix und fertig, und
wenn dann noch die Abgeordneten seiner
eigenen Fraktion mit solchen Wünschen kom­
men, wie wir Sozialisten sie haben, dann
würde damit alles über den Haufen geworfen
werden. Ein halbes Jahr später hat er sich
das aber anders überlegt, da die ÖVP-Ab­
geordneten plötzlich im Finallizausschuß eine
Überrumpelungstaktik starten konnt,en, zu
der der Herr Fina'nzreferent lächelnd erklärt
hat, es sei doch das Recht der Abgeordneten,
Abänderungs- und Zusatzanträge zu stellen.
Dieses Recht gilt aber anscheinend nur für
seine Partei. Heute machen aber auch wir,
nachdem unsere Auslegung der Geschäfts­
ordnung vom Herrn Präsidenten bestritten
wurde, von diesem Recht natürlich Gebrauch,
und wir rechnen damit - nachdem der Herr
Abg. Hilgarth gesagt hat, nicht Paragraphen,
sondern das Leben soll im Vordergrunde
stehen -, daß der Finanzreferent mit seinen
Fraktionskollegen für die Anträge, welche
die Sozialisten als Unterstützung ihrer Ab­
sichten zur Arbeitsbeschaffung einbringen,
stimmen wird.

Mein Antrag, den ich hier vorlege, zielt auf
folgendes ab : Die niederösterreichischen
Gemeinden sind in ihrer Gesamtheit finanziell
bis auf das ärgste beansprucht, so daß sie
nicht in der Lage sind, für die Beseitigung
von Elementarschäden u. dgI. vorzusorgen.
Ich denke da im besonderen an jene Gemein­
den, die Beiträge für Bach- und Flußregu­
lieru'ngen zu leisten haben. Die Aufbringung
ihrer Interessentenbeiträge bedeutet' für sie
eine große Schwierigkeit, Es wäre für sie
eine große Erleichterung, wenn das Land
ihnen ihre Beiträge bevorschussen würde,
D.iese Gemeinden hätten dann die MögIichkeit,
dIese bevorschußten Beiträge in kleinen Raten
abzustatten. Ich gestatte mir daher, folgen­
den Antrag zu stellen (liest).'

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Im außerordentlichen Voranschlag für das
Jahr 1954 wird in Gruppe 6 ein neuer Voran­
schlagsansatz mit der Benennung ,Bevor­
schussung von Interessentenbeiträgen der
Gemeinden aus Anlaß Von Fluß- und Bach­
regulierungen sowie Uferbruchverbauungen'
eröffnet -und zwecks Vergebung unverzins­
licher Darlehen an die Gemeinden eiu Nach­
tragskredit von zwei Millionen Schilling be­
willigt." (Beifall bei den Sozialisten.)

DRITTER PRÄSIDENT ENDL: Zum Wort
gelangt Herr Abg. S t an g I e r.
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Abg. STANGLER: Hohes Haus! Nachdem
ich heute einmal vom Herrn Landeshaupt­
mannstellvertreter Papp dahingehend apo­
strophiert wurde, daß ich noch irgendwie der
BildU'ng bedürfte, habe ich mich bemüht, im
Laufe der letzten Stunde dieser Sitzung recht
aufmerksam zuzuhören. Wenn ich ein Jour­
nalist wäre und über die letzte Sitzung des
Finanzausschusses bz,w. über die heutige
Landtagsstitzung einen ,Bericht schreiben
müßte, dann müßte ich darüber, nach dem
Gesehenen und Gehörten, folgende Über­
schrift setzen: "SPÖ Niederösterreichs fährt
Ringelspiel" oder "SPÖ Niederösterreichs
macht es wie der Fuchs, dem die Trauben zu
sauer sind, er verschmäht s'ie anfangs und
dann versucht er schnell, die süßesten
Früchte zu erreichen." Eine ernste Politik,
wie sie heute von der SPö praktiziert wird,
kann man es aber sicherlich nicht nennen.
Ich habe Ihnen das schon einmal bei einer
früheren Debatte gesagt. Ich glaube aber, die
Frage ist so ernst, daß wir uns die ganze
E-ntwicklung doch noch einmal vor Augen
führen müssen. Da hat nun vor kurzer Zeit
eine Sitzung des Finanzausschusses statt­
gefunden. Die ÖVP-Abgeordneten, die 'Sich
bemühen, eine konstruktive Politik für Nie­
derösterreich zu führen, stellen nun in dieser
Sitzung eine Reihe von Anträgen. Darüber'
ist nun der Herr Landeshauptmannstellver­
treter Papp so erbost, daß er aufsteht und
den Ausschuß durch ein Wort, mit dem auch
eine demokratische Einrichtu'ng herabgesetzt
wird, ausgesprochen beleidigt. Daraufhin ver­
lassen die Sozialisten den Ausschuß, ziehen
korporativ aus, und iiberlassen es der ÖVP,
für Niederösterreich weiterhin allein Politik
zu machen, an der die Sozialisten anscheinend
nicht mehr i'nteressiert sind. Heute, bei der
Landtagssitzung, wird nun damit begonnen,
daß man durch eine vom Zaune gebrochene
GeschäftsoI'dnungsdebatte den Präsidenten
des Hohen Hauses einzuschüchtern versucht.
Als man erkennt, daß diese Einschüchterungs­
versuche nutzlos sind, fährt man im Ringel­
spiel eine Runde weiter und kommt dann mit
einem ganzen Paket von Anträgen heraus.

Nun frage ich Sie, wer soll dieses Ringel­
spielf'ahren der SPÖ in Niederösterreich noch
ernst nehmen? Sie (zu den Sozialisten ge­
wendet) haben sich heute über eine bestimmte
Auslegung der Geschäftsordnung sehr beklagt.
Wir fragen, ob die Auslegum:' der Geschäfts­
ordnung durch den Herrn Präsidenten Won­
drak so einwandfrei ist! Seit einiger Zeit will
nämlich die Mehrheit des Verfassungsaus­
schusses ein Gesetz beraten, das sehr um­
fangreich ist, Dieser Ausschuß will arbeiten,
er will stundenlang arbeiten, aber der Herr

Vorsitzende dieses Ausschusses, Herr Prä­
sident Wondrak, hat angeblich sehr wenig
Zeit, er beruft sich auf die Geschäftsordnung
und schließt die Sitzung. Er läßt den Willen
der Mehrheit zur Weiterarbeit einfach nicht
zu. Wo ist da die demokratische Einstellung,
wo ist da die demokratische Praxis?

Eine weitere Angelegenheit. Wir, und zwar
meine Wenigkeit sowie die Abgeordneten
Schweinhammer, Ing. Hirmann, Schwarzott,
Ernecker, Tesar und Genossen, haben vor
einiger Zeit hier im Landtag an den Herrn
Landesrat Stika eine Anfrage gerichtet, ob
er als zuständiger Referent gesonnen oder
bereit ist, beizutragen, daß ein einstimmig
gefaßter GemeinderatSibeschluß der Gemeinde
Drösing, die einem Schwerkriegsbeschädigten
die Erweiterung seiner Wohnung ermöglichen
EGlI, durchgeführt wird. Es ist schon einige
Wochen her, seitdem wir diese Anfrage an
den Herrn Landesrat Stika gerichtet haben.
Ich stelle fest, daß es der Herr Landesrat
Stika bis heute nicht der Mühe wert gefunden
hat, den genannten Abgeordneten eine Ant­
wort zu geben! Ich möchte fragen: Ist das
ein demokratisches Verhalten, wenn der Herr
Landesrat gtika die frei gewählten Abgeord­
neten mißachtet, indem er sie nicht einmal
einer Antwort würdigt, wo es um da'S Leben
und um die Gesundheit eines Schwerkriegs­
beschädigten des letzten Krieges geht? Ich
möchte Ihnen diese Beispiele in Erinnerung
rufen, damit Sie es sich überlegen, ob Sie
sich tatsächlich hier immer als die großen
Lehrmeister der Demokratie aufspielen kön­
nen. Kehren Sie vielleicht vorerst einmal vor
Ihrer eigenen Tür! Sehen Sie einmal die Bal­
ken im eigenen Auge, bevor Sie die Splitter
in den Augen der anderen sehen! Ihre Arbeit
wird dann viel ersprießlicher werden, und
man wird dann wahrscheinlich auch wieder
zu einer ersprießlichen Zusammenarbeit
kommen.

Die Abgeordneten der ÖVP haben sich
also erlaubt, im Finanzauslschuß eine ganze
Reihe von wichtigen Anträgen einzubringen,
um wichtige Vorhaben im Lande durchführen
zu können. Nachdem Sie jetzt denselben Weg
gehen wie wir, also im Ringelspiel wieder ein
Stück weitergefahren sind, und dasselbe
machen wie wir, nehme ich an, daß Sie diesen
Weg für richtig befurnden haben. Sie waren
also unsere gelehrigen Schüler und haben
eingesehen, daß es falsch war, im Finanzaus­
schuß davonzulaufen und die öVP allein für
Niederösterreich arbeiten zu lassen.

Ich möchte aber auch sagen, daß es für
Sie bedeut'end besser gewesen wäre - Sie
hatten ja heute sehr viele Zuhörer auf der
Galerie, man war doch gespannt, wie slich die
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SPö zu diesen ganzen Fragen verhalten
wird -, wenn Sie heute keine Geschäftsord­
nungsdebatte provoziert, sondern das ge­
macht hätten, was Ihnen schon der Abg. Hir­
mann namens unserer Fraktion gesagt hat,
nämlich lebendige DemokraNe üben statt auf
toten Paragraphen herumzureiten, denn mit
Paragraphen ist der niederösterreichischen
Bev.ölkerung nicht gedient. Die niederöster­
reichische Bevö1kerung braucht Arbeit, und
wir habem die Möglichkeit, neben dieser
Arbelit auch Werke und Einrichtungen zu
schaffen, die in späteren Jahren, wenn von
Ihrer Geschäftsordnungsdebatt'e kein Mensch
mehr reden wivd, noch bestehen werden.

Machern Sie also nur ISO weiter, meine sehr
Geehrten führen Sie weiter Geschäftsord­
nungsdebatten, wir aber werden mittlerweHe
für die Wohnungsuchenden Wohnungen
bauen und Eigenheime schaffen, damit mög­
lichst viele Menschen in Niederösterreich eine
Wohnung haben können. Wir werde~ weit~r

dazu beitragen, daß die ErholungsheIme fur
die Landesbeamten sehr rasch erstehen. Auch
Jugendheime werden gebaut werde.n, au~ die
wir schom in der Budgetdebatt'e hmgewIesen
haben, damit die niederösterreichische Jugend
wandern kann, das Haydn-Haus wird er­
stehen als eine Kulturstätte unseres Landes,
das Werk über dde niederösterreichische Dich­
tung wird geschaffen werden, ein. Krank.en­
haus wird errichtet, und noch VIele, VIele
A:r'beiten werden erledigt werden, allerdings
von der Volkspartei und nicht durch Ihre
Geschäftsordnungsdebatten.

Der Herr Abg. Staffa hat beim ersten Punkt
der Tagesordnung dieser Sitzung die Ab­
geordneten des Viertels unter dem Wiener­
walid herauszufordern versucht, indem er
sagte wer die Interessen von Wiener Neu­
stadt' vertritt, der möge mit ihm stimmen für
die Errichtung der Landesberufsschule in
Wiener Neustadt. Ich möchte diese Auffor­
derung etwas abwandeln: Wer niederösterrei­
chi,sche Interessen vertreten will, der absen­
tiere sich nicht von der positiven Arbeit in
diesem Hause, sondern der stimme mit uns!
(Zustimmung bei der Volkspartei.) Ihr Ver­
halten in den letzten Tagen hat den Beweis
erbracht, daß Sie nur dann bereit sind, mit­
zustimmen, wenn alle anderen ihren Willen
zurückstellen und schon im vorhinein Ihre
Ansicht zur Kenntnis nehmen. Meine Herren
von der Sozialistischen Fraktion, nehmen Sie
zur Kenntnis, daß die niederösterreichische
Bevölkerung der Volkspartei die Mehrheit
gegeben hat, damit diese den Willen der
Mehrheit dieses Larudes in diesem Hause
durchsetzt.

Ich habe eingangs gesagt, wenn ich einen
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Artikel über die heutige Sitzung schreiben
müßte dann würde ich ihn mit dem Titel
verseh~n "Die Sozialisten fahren Ringelspiel".
Ich hoffe, Sie haben aus Ihrem Verhalten in
den letzten Tagen umd heute sehr viel gelernt
und werden künftig bereit sein, die guten
Vorschläge der Volkspartei vielleicht schon
im vorhinein anzuerkennen. (Beifall bei der
ÖVP.)

DRITTER PRÄSIDENT ENDL: Zum Wort
gelangt Herr Abg. S i gm und.

Abg. SIGMUND: Hoher Landtag! Ich be­
daure sehr, daß man diesmal einen Weg ge­
wählt hat, der sonst seit 1945 in diesem
Hause nicht üblich war. Wir haben nur gegen
diesen Weg protestiert, denn Sie wis,sen ja
genau, welche Lizitationspoldtik im Vorjahr
beim Nachtragsbudget von der öVP getrieben
worden ist.

Der Herr Präsident Endl hat heute bei der
Geschäftsordnungsdebatte erklärt, die Zeit
dränge, Arbeitsbeschaffumg sei notwendig.
Wir werden Sie niemaIs daran hindern, weil
wir immer dafür eingetreten sind,' daß Mittel
für die Arbeitsbeschaffung bereitgestellt wer­
den. Ich stelle jetzt die Frage: Wer hat den
Finanzreferenten daran gehindert, frühzeitig
- er hat es ja einige Male angekündigt ­
ein Nachtragsbudget einzubringen, in dem
alles untergebracht wird, was Sie jetzt im
Finanzausschuß beantragt haben. Wir haben
schon bei der Budgetberatung tlarauf ver­
wiesen, daß manche dringende Erforderlfllisse
im Budget nicht sind. Wir stellten damals
Anträge in einem Ausmaß von nur vier Mil­
lionen Schilling; Sie aber haben sie in Bausch
und Bogen aJbgelehnt. Ich möchte daher einige
dieser Anträge, weil uns ja kein anderer Weg
möglich ist, heute hier wiederholen. Sie haben
uns auf diesen Weg gedrängt, denn es wäre
möglich gewesen, diese Anträge referats­
mäßig zusammenzufass,en und sie in ein
Nachtragsbudget aufzunehmen. Sie wählten
aber eine andere Lösung. Dadurch haben Sie
uns gezwungen, daß wir, und zwar von den
von den Soziallisten verwalteten Referaten aus
gesehen, unsere Anträge heute stellen, damit
der Herr Finanzreferent die Möglichkeit hat,
diese Anträge, die unbedingt notwendig sind,
in seinem Nachtragsbudget unterzubringen.

Ich habe bei der Budgetberatung einige An­
träge eingebracht; sie sind aJbgelehnt worden,
ich bringe sie daher heute wieder ein. Sie
betreffen folgende Angelegenheiten:

Wir haben vier landeseigene Erholungs­
heime. Obwohl das Referat größere Beträge
angefordert hat, um den Bedürfnissen dieser
Heime Rechnung tragen zu können, sind
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leider damals nur 100.000 S bewilligt worden.
Für die Instandsetzung mnserer Landes­
erholungsheime sind noch unbedingt 435.000
Schilling notwendig. Ich stelle daher folgen­
den Antrag (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Zu dem im außerordentlichen Voranschlag
für 1954 unter Voranschlagsansatz 461~90,

Ausbau, Instandhaltung und Einrichtung der
Erholungsheime in Niederösterreich, vor­
gesehenen Kredit wird ein Nachtragskredit
von 435.000 S bewilligt."

In Kürze, Hoher La'ndtag, wird ein lang
ersehnter Wunsch in Erfüllung gehen. Es soll
nämlich heuer die Landesfachschule in Waid­
hofen an der Ybbs eröffnet und gleichzeitig
auch der Schulbetrieb für das Schuljahr
1954/55 aufgenommen werden. Auch dies­
bezüglich habe ich bei der Budgetberatung
einen Antrag gestellt, dahingehend, daß zur
Eröffnung des Schulbetriebes unbedingt eine
Ergänzung des Maschinenparks und außer­
dem der Transport der alten Maschinen von
der jetzigen Betriebsstätte in die neue Schule
erforderlich sind. Damit der Schulbetr1ieb
nicht gehindert wird, stelle ich folgenden
Antrag (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Im außerordentlichen Voranschlag für
1954 wird ein neuer Voranschlagsansatz mit
der Bezeichnumg 2410, Landesfachschule für
das Eisen- und Stahlgewerbe in Waidhofen an
der Ybbs, eröffnet und zwecks Ergänzung
des Maschinenparks und für Transportko·sten
ein Nachtragskredit von 300.000 S bewilligt."

Des weiteren hätte ich noch einen Antrag.
Sie alle wissen, daß die Zahl der Ansuchen
um Stipendien im Jahre 1954 wesentlich
größer geworden ist. Das Referat hat für das
Budget 1954 600.000 S verlangt; es wurden
aber nur 500.000 S bewilligt, 100.000 S wur­
den also gestrichen, obwohl eine große Anzahl
von Ansuchen im Referat liegt umd vielleicht
viele Ansuchen unberücksicht bleiben müssen.
Mein Antrag lautet daher (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Zu dem im ordentlichen Voranschlag
für 1954 unter Voranschlagsansatz 291~61,

Stipmdien für begabte Schüler, vorgesehenen
Kredit wird ein Nachtragskredit von 100.000
Schilling bewilligt."

Ich ersuche das Hohe Haus, die drei An­
träge, die ich gestellt habe und deren Erfül­
lung unbedingt notwendig ist, anzunehmen.
(Beifall bei der SPö.j

DRITTER PRÄSIDENT ENDL: Zum Wort
gelangt Herr Abg. Ern eck e r.

Abg. ERNECKER : Hoher Landtag! Im
Finanzausschuß habe ich zum Voranschlags­
ansatz 512~61, FreiwiUige Zuwendungen und
Stipendien, einen bescheidenen Antrag auf
Erhöhung dieser Post um 50.000 S gestellt.
Diese Post beinhaltet die Unterstützung alter,
erwerbsunfähiger Hebammen tin Niederöster­
reich.

Ich habe bereits in den letzten Jahren
immer wieder auf die große Not der alten,
ehemals frei praktizierenden und jetzt er­
werbsunfähigen Hebammen hingewiesen. Ich
habe weiter darauf hingewiesen, daß viele
Länder unseres Bundesstaates bereits Gesetze
beschlossen haben, die den Hebammen ein
Mindesteinkommen garantieren. Leider hat
es unser zuständiges Referat bisher verab­
säumt, auch einen solchen Gesetzantrag für
die Hebammen in Niederösterreich vorzulegen.
(Zwischenrufe des Landesrates Brachmann.)
Ich gebe zu, Herr Landesrat, die Anträge
wären wohl da, aber das Referat hat diese
Anträge finanziell noch nicht fundiert, so daß
wir in Niederösterreich bis heute dieses
Hebammengesetz noch nicht haben. (Landes­
rat Brachmann: Vor fünf Wochen ist der
Antrag an das Finanzreferat gestellt 1I)orden!)
Ich werde mir erlauben, daher einen dies­
bezüglichen Antrag demnächst einzubringen.

Ich will vorerst noch darauf verweisen, daß
die Not unserer frei praktizierenden Hebam­
men in Niederösterreich zum Himmel schreit.
Knapp vor meiner Erkrankung habe ich ein
Schreiben des Hebammengremiums für Nie­
derösterreich, unterschrieben von der Vor­
steherin, erhalten. Ich habe seinerzeit auch
der Frau Kollegin Czerny kurz davon Mit­
teilung gemacht. Dieses Schreiben hat folgen­
den Wortlaut (liest):

"Sehr geehrter Herr! Viele Kolleginnen
bedrängen mich, daß unser Land das Min­
desteinkommen nicht gewährleistet. Die Situa­
tion ist jetzt günstiger als sie Vor zwei oder
drei Jahren war, wo die Sache in Angriff
genommen worden ist. Es wäre keine allzu
große Belastung für das Land. Die meisten
Hebammen sind verheiratet, der Mann ver­
die-nt, so daß das Einkommen aus dem
Hebammenberuf nur einen Nebenverdienst
darstellt; diese Hebammen erheben keinen
Anspruch auf das Mindesteinkommen. Es
kämen hierfür in Betracht die ledigen alten
Hebammen, die im Zeitgeschehen ihre Er­
sparnisse verloren haben, und die ledigen
jungen Hebammen, die die erste Niederlas­
sung erhalten haben und, dem enormen
Geburtenrückgang entsprechend, nicht wis­
sen, wovon sie leben sollen. Die Ideale schwin­
den, und wenn das moralische Rückgrat nicht
da ist, die Versuchung ist groß, geraten sie
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auf Abwege. Sie davor zu schützen, wollern
wir alles daransetzen, um die Gewährleistung
des Mindesteinkommens zu erreichen. Bitte
raten Sie uns oder helfen Sie uns, die An­
gelegenheit ins Rollen zu bringen. Hoch­
achtungsvoll Hebammengremium für Nieder­
österreich, Wien I, Weihburggasse 10. Erne­
stine Müllner."

Ich kenne diese Dame persönlich nicht. Sie
hören da aus berufenem Munde, daß es, um
so mehr, als die Zahl der frei praktizierenden
Hebammen in Niederösterreich nicht allzu
groß ist - es sind etwas über 100 -, unsere
Pflicht und Schuldigkeit ist, daß wir diesen
Hebammen, die ihren Dienst unter den größ­
ten Schwierigkeiten versehen, unsere Hilfe
angedeihen lassen. Ich habe mir errechnet,
daß ein Jahreserfordernis von 300.000 bis
350.000 S notwendig sein würde, um auch
unseren Hebammen das Mindesteinkommen
zu garantieren.

Ich bitte das Hohe Haus, dieser Frage ein
Augenmerk zuzuwenden und dem diesbezüg­
lichen Antrag, welcher in der nächsten
Sitzung eingebracht wird, die Zustimmung zu
geben. (Beifall bei der ÖVP.)

DRITTER PRÄSIDENT ENDL: Zum Wort
gelangt Herr Abg. Wen ger.

Abg. WENGER : Hohes Haus! Ich erlaube
mir, ebe·nfalls einige Anträge einzubringen.

'Vorerst bitte ich darum, daß für die Be­
hebung von Elementarschäden und für den
Winterdienst auf den Landstraßen erster und
zweiter Ordnung ein höherer Betrag aus­
geworfen wird. Ich erinnere daran, daß für
1954 wohl ein größerer Betrag als im Vor­
jahr ausgeworfen wurde, der abe'r leider nicht
ausreicht und daher ergänzt werden müßte.
Wir wissen, daß der heurige Winter durch
den lang anhaltenden Frost neuerlich 'große
Schäoen'auf den Land~traßen verursacht hat,
und ich stelle daher folgenden Antrag (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Zu dem im ordentlichen Voranschlag
für 1954 unter Voranschlagsansatz 661--63.
Landstraßen erster und zweiter Ordnung,
Behebung von Elementarschäden und Winter­
dienst, vorgesehenen Kredit wird ein Nach­
tragskredit von drei Millionen Schilling be­
willigt."

Des weiteren verweise ich darauf, daß für
sonstige Siedlungszwecke im Jahre 1954 ein
Betrag von 4,000.000 S ausgeworfen ist.
Unter den vorgestern in eigenartiger FonIl
im Finanzausschuß eingebrachten Anträgen
ist ein Antrag enthalten, mit welchem dieser
Betrag um 3,000.000 S erhöht werden soll.

Wir sind nurl der Meinung, daß für diese
Zwecke eine noch höhere Dotierung notiWen­
dig ist. In diesem Zusammenhange erlaube
ich mir daher, folgenden Antrag zu Btellen
(liest) :

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Zu dem im außerordentlichen Voran­
schlag 1954 unter Voranschlagsansatz 63-90,
Für sonstige Siedlungszwecke, vor~sehenen

Kredit wird ein Nachtragskredit von fünf
Millionen Schilling bewilligt."

Des weiteren stellen wir fest, daß die
Elektroversorgung von Siedlungen ziemlich
stark vernachlässigt wurde, obwohl für die
Schaffung von Kleinkraftanlagen ansehnliche
Beträge ausgeworfen wurden. Um hier den
notwendigen Erfordernissen Rechnung tra­
gen zu können, erlaube ich mir, folgenden
Antrag zu stellen (liest).'

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Zu dem im außerordentlichen Voranschlag
für 1954 unter Voranschlagsansatz 7319-90,
Beiträge für die Elektroversorgung von Sied­
lungen, vorgeBehenen Kredit wird ein Nach')
tragskredit von 2,000.000 S bewilligt."

Ich bitte um die Annahme dieser Anträge.
Nun erlaube ich mir, auf einige Äußerun­

gen, die im Verlaufe der Diskussionen einige
Herren der ÖVP-Fmktion gemacht haben,
einzugehen.

Es hat der Herr Abg. Hilgarth seiner Ver­
wunderung Ausdruck gegeben, daß wir Sozia­
listen heute Anträge einbringen. Ich muß
dazu sagen, daß ich mich über seine Verwu~n­

derung wundere, insbesondere deshalb, weil
schließlich auch er wissen muß, daß wir
durch unseren Präsidenten Wondrak versucht
haben, den Dingen in einer Geschäftsord­
nungsdebatte den richtigen Lauf zu geben
und die Ang'elegenheit so zu behandeln, wie
sie unserer Meinung nach wirklich beh~ndelt

werden müßte, Nachdem Ihrerseits diesem
berechtigten Wunsch nicht Rechnung ge­
traven wurde, dürfen Sie sich zweifellos nicht
darüber wundern, daß wir mit Anträgen im
Hause auftreten.

Der Herr Abg. Hilgarth hat überdies seine
Genugtuung zum Ausdruck gebracht, daß die
ArbeitsJosenziffer in Niederösterreich schon
so stark abgesunken ist, und er hat es für
notwendig gehalten, damit eine Anerkennung
für den Herrn Finanzminister Kamitz zu ver­
binden. Ich darf darauf hinweisen, d'lß die
Arbeitslosenziffer von mehr als 300.000. die
wir im Winter dieses Jahres zu verzeichnen
gehabt haben, aber auch das Werk des Herrn
Finanzministers und seiner verfehlten' Politik
gewesen ist. (Abg. Stangler: Weil der Herr
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Waldbrunner Arbeiter entlassen hat! - Lan­
deshauptmannstellvertreter Popp: Weil der
Kamitz kein Geld hergegeben hat!) Wenn
man dem Herrn Finanzminister schon eine
Anerkennung zollt für den neuen Weg, den
er nun beschritten hat, dann muß man auch
zur Kenntnis nehmen, daß er vorher einen
schlechten Weg gegangen ist.

Der Herr Abg. Hirmann hat kritisiert, daß
der Herr Landeshauptmannstellvertreter Papp
bei der kritischen Sitzung des Finanzausschusses
von einem Affentheater gesprochen hat. Für
uns alle - und ich glaube, auch für den
größten Teil Ihrer Herren - ist es voll­
kommen klar, daß der Herr Landeshaupt­
mannstellvertreter Papp damit nicht den
Ausschuß als Institution gemeint hat, son­
dern zum Ausdruck bringen wollte, daß die
Vorgangs'weise Ihrer Fraktion im Finanzaus­
schuß ein Affentheater darstellt. (Abqeord­
neter Stangler: Eine Runde weiter im Ringel­
spiel!) Ich darf sagen, daß ich mich seiner
Meinung, die er da bekundet hat, vollinhalt­
lich anschließe.

Die Vorgangs,weise, die der Herr Landes­
hauptmannsteIlvertreter Popp als Affenthea­
ter bezeichnet hat, schließt sich würdig an
eine weise Äußerung, die Ihr Herr Landes­
hauptmann vor einiger Zeit -- es ist nicht
lange her -- wie folgt getan hat: "Zugegeben
wird nichts, abstimmen und basta!" Das paßt
zu der Vorgangsweise, die Sie im Finanzaus­
schuß praktiziert haben, und es ist daher
nicht unberechtigt, wenn ich dort gesagt
habe, daß ich mich schäme, einer Institution
des Hohen Landtages anzugehören, in der
eine derartige Praxis von der Mehrheit des
Hauses geübt wird. Alles das, was sich in der
letzten Zeit in diesem Hause entwickelt, ist
unserer Ansicht nach das Produkt einer Poli­
tik, die vom Herrn Landesrat Müllner, dem
Finanzreferenten dieses Hauses, und von
einigen wenigen Getreuen Ihrer Fraktion ge­
übt wird. (Abg. Hilgarth: Das fangt in der
"Niederösterreichischen Volks,zeitung" an!)

Diese Politik ist unserer Meinung nach
nicht ganz ungefährlich, und ich wundere
mich daher, daß Herr Abg. Hilgarth es
für notwendig gefunden hat, mit seinen Aus­
führungen ein Lob auf den Herrrn Finanz­
referenten Müllner anzustimmen. Ich darf Sie
daran erinnern, meine Herren von der Mehr­
heit, daß Sie den Herrn Finanzreferenten
schon zweimal vor unangenehmen Situationen
bewahrt haben: einmal anläßlich der Bla­
mage bei der beabsichtigten Besetzung des
Elektrizitätswerkes in Amstetten, und ein
zweites Mal, als Sie es kraft Ihrer Mehrheit
verhindert haben, daß der Rechnungshof­
bericht über die NEWAG-Gebarung öffentlich

hier im Haus behandelt wird. Denn ich darf
wohl sagen - ohne über den Rechnungshof­
bericht überhaupt zu reden -, wenn über
diesen Rechnungshofbericht eine öffentliche
Diskussion hier im Haus abgeführt worden
wäre, dann wäre nicht für Ihre Fraktion als
Ganzes, aber für den Herrn Finanzreferenten
Müllner, als den verantwortlichen Mann der
NEWAG, eine zweifellos unangenehme Situa­
tion entstanden. (Abg. Stangler: Meinen Sie
auch den Herrn Landeshauptmannstellver­
treter Popp?) Der hat mit der Verwaltung
bei der NEWAG nichts zu tun. (Abgeord­
neter Stangler: Vielleicht der Direktor Ofen­
böck. Hat der auch nichts damit zu tun?)

DRITTER PRÄSIDENT ENDL: Ich bitte,

den Sprecher nicht zu unterbrechen.

Abg. WENGER (fortsetzend): Es wird
hier ein gefährlicher Weg beschritten, ein
gefährlicher Weg, der vielleicht nicht von
Ihrer ganzen Fraktion, aber von einigen
Herren Ihrer Fraktion gegangen wird, ein
Weg, auf dem die anderen mitgeführt werden,
von denen ein Teil die möglichen schwer­
wiegenden Folgen sicherlich nicht ermessen
kann, die daraus entstehen können.

Die hier betriebene Politik liegt auf der
gleichen Linie, auf der sich im Augenblick
bedeutsame Dinge hinsichtlich der Donau­
kraftwerke AG. abspielen. Wir wissen alle,
daß das Akfienkapital der Donaukraftwerke
erhöht werden soll, und zwar auf 400 Mil­
lione'D. Schilling. Dagegen ist nichts eimw­
wenden. Wir wissen auch alle, daß der Bau
des Donaukraftwerkes Ybbs-Persenbeug in
der Hauptsache eine Bundesangelegenheit ist,
und wir wissen auch, daß der Bau unter allen
Umständen gesichert ist. (Abg. Stangler: Wo
ist geschrieben, daß das immer so sein muß?)
Was aber viele vielleicht nicht wissen, ist das,
daß die Absicht des Herrn Landesrates Müll­
ner und einiger seiner Getreuen besteht, sich
in den Besitz von 50 Prozent oder mehr als
50 Prozent des Aktienpaketes zu setzen.
(Abg. Stangler: Er persönlich? Das sagt er
als niederösterreichischer Landtagsabgeord­
neter ! Das ist interessant, er spricht gegen
die niederösterreichischen Interessen. Das ist
wieder ein guter Zeitungsartikel.) Es soll also
Wien aus der Teilhaberschaft am Kraftwerk­
bau hinausgedrängt werden, obwohl jeder von
uns weiß, daß Wien z,weifellos der größte
Strombezieher ist. Wenn wir bedenken, daß
Wien weit mehr als eine Milliarde Kilowatt
Strom bezieht, während Niederösterreich nur
etwas mehr als 500 Millionen bezieht bezie­
hungsweise verbraucht, können wir uns vor­
stellen, daß Wien alIes Recht darauf hat, am

r
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Bau dieses Donaukraftwerkes mitzupartizi­
pieren. (Abg. Stangler: Herr Wenger) Sie
stehen am falschen Platz. Sie gehören in den
Wiener Landtag hinüber) nicht in den nieder­
österreichischen! - Ruf bei den Sozialisten:
Er ist ein österreicher!) Ich möchte als
Zwischenbemerkung feststellen, daß es sich
nicht lohnt, auf die Meinungen des Herrn
Abg. Stangler einzugehen, weil ich glaube,
daß er die Zusammenhänge nicht ganz kennt.
(Abg. Stangler: Ich bin kein Wiener Experte!)
Es geht beim Bau des Donaukraftwerkes be­
ziehungsweise bei der Erhöhung des Aktien­
kapitals nicht ,darum) ob es auf 400 Millionen
erhöht werden soll, sondern es geht darum,
ob der ganze Betrag im Augenblick eingezahlt
werden soll oder nicht. Wir wissen sehr
genau, daß die momentane Einzahlung des
ganzen Betrages ein glatter Unsinn ist, weil
die Vorbereitungen zum Bau bei weitem noch
nicht so weit fortgeschritten sind, daß diese
400 Millionen sofort eingesetzt werden
können.

Hier wird also vom Herrn Landesrat Müll­
ner ein rein politisches Manöver betrieben,
und ich sage noch einmal mit allem Nach­
druck, daß das ein gefährlicher Weg ist, der
hier beschritten wird. Ich glaube, er wird in
diesem Haus noch genug Anlaß sein, ausführ­
lich über die Zusammenhänge in dieser Frage
zu reden. (Abg. Stangler: Sehr richtig! Dar­
über werden wir noch sehr viel reden!) Ich
erlaube mir, der berechtigten Sorge Ausdruck
zu geben, welchen gefährlichen Weg wir in
Niederösterreich gehen, wenn Männer vom
Format des Herrn Landesrates Müllner und
der wenigen, die mit ihm zusammen die Ton­
angebenden sind, auch weiterhin auf längere
Sicht die entscheidenden Faktoren in diesem
Land sein würden. Ich verspreche aber namens
unserer Fraktion, mei'ne Herren von der
Mehrheit, daß wir unsere ganze Kraft ein­
setzen werden, daß die Funktionsdauer für
den Herrn Landesrat Müllner und vielleicht
auch für einige wenige anderer Herren mit dem
Oktober dieses Jahres begrenzt wird. (Heiter­
keit bei der öVP. - Landesrat Miillner: Sie
haben nicht umsonst Affentheater gesagt!)
Ich glaube, daß wir dann einen Schritt näher
dazu kommen, daß die Würde dieses Hauses,
die in der letzten Zeit tatsächlich schwerstens
in Gefahr geraten ist, wiederhergestellt wird.

Obwohl ich bei weitem nicht daran denke,
mich der Argumentation der Kommuni­
stischen Fraktion anzuschließen oder mit ihr
konform zu gehen, sage ich doch, daß ich in
einer Frage mit der Meinung des Herrn Ab­
geordneten Dubovsky heute konform gehe,
daß nämlich unser Vertrauen in die Mit­
teilungen und Erklärungen des Herrn Finanz-

referenten vollkommen erschüttert ist. Bis
jetzt hat er uns nämlich auf Grund der Praxis
bewiesen, daß alles, was er gesagt hat, nicht
ganz gestimmt hat, weshalb wir unsere An­
träge einbringen. Eine andere Möglichkeit
ist uns nicht gegeben, und überdies glauben
wir, daß diese Anträge eine Notwendigkeit
für das Land darstellen. Deshalb bitten wir
auch die Mitglieder Ihrer Fraktion, daß sie
diesen Anträgen Ihre Zustimmung geben.
Meine Herren von der Mehrheit, wir ver­
langen also von Ihnen nicht, daß Sie, wenn
Sie sich unserer Meinung anschließen, drako­
nische Maßnahmen - etwa eine standrecht­
liche Erschießung des Herrn Landesrates
Müllner - ergreifen. (Heiterkeit bei der öVP.)
Wir verlangen auch nicht, daß Sie etwa Ihre
Partei säubern, aber wir appellieren an Sie,
als die Mehrheit dieses Hauses, daß Sie, im
Interesse des Ansehens des Landes Nieder­
österreich, Ihre Scharfmacher zur Raison
bringen, damit im Lande Niederösterreich im
Interesse seiner Bevölkerung wieder eine
gedeihliche Arbeit geleistet werden kann.
(Lebhafter Beifall bei der SPö.)

DRITTER PRÄSIDENT ENDL: Zum Wort
gelangt Herr Abg. S t a f f a.

Abg. STAFFA: Hohes Haus! Der Herr
Abg. Ing. Hirmann hat seine Ausführungen
damit eingeleitet, daß er gesagt hat, es müsse
in diesem Hause und in diesem Lande dafür
gesorgt werden, daß lebendige Demokratie
geübt wird. Er ist nun der Meinung, daß das
von der Mehrheit hier vorexerzierte Theater
wirklich ein demokratisches ist. Ich glaube
nicht, oder ich habe es zumindest bis heute
nicht geglaubt, daß der Herr Abg. Ing. Hir­
mann wirklich so naiv ist, um das ehrlich zu
glauben, was er hier vorgibt, daß es seine
Meinung sei. Sehen wir uns doch einmal an,
was nach der Meinung der Mehrheit dieses
Hauses lebendige Demokratie sein soll.

Bei der Beratung des Voranschlages für
das Jahr 1954 im Dezember des vergangenen
Jahres wurde von seiten der Sozialistischen
Fraktion darauf aufmerksam gemacht, daß
dieser Voranschlag auf keinen Fall den Not­
wendigkeiten dieses Landes und seiner Bevöl­
kerung entspricht, da wir doch alle damals
davon überzeugt waren, daß der Herr Finanz­
referent weitaus mehr Mittel zur Verfügung
hatte, als in diesem Voranschlag auf der Ein­
nahmenseite ausgewiesen wurden. Nicht nur
der Herr Finanzreferent, sondern auch eine
Reihe von Rednern der ÖVP haben damals
im Laufe der Disikussion erklärt, daß in einem
Nachtragsbutlget die ve,rschiedenen Wünsche
der Mehrheit und der Minderheit eingebaut



514 Landtag von Niederösterreich. V. Session der V. Wahlperiode. 17. Sitzung am 19~. Mai 19~~

und zur Erfüllung gebracht werden. Seit
Dezember 1953 wird nun in diesem Hause
schon einige Male ein Nachtragsbudget an~

gekündigt. Bei der Beratung der 200-Mil­
lionen-Anleihe wurde im Motivenbericht der
Regierungsvorlage ausdrücklich darauf ver­
wiesen, daß der größere Teil dieser Anleihe
dazu verwendet werden soll, um im Nach­
tragsbudget die notwendigen Mittel zur Ver­
fügung zu haben, die man benötigt, um die
Wünsche und Erfordernisse des Landes zur
Arbeitsbeschaffung und zur Bekämpfung der
Arbeitslosigkeit zu erfüllen. Nach sechs
Monaten, seit der Budgetberatung im Dezem­
ber des vergangenen Jahres, wird nun im
Hause eine Vorlage der Landesregierung ein­
gebracht, die sich betitelt: "Vorlage, betref­
fend Nachtragskredite im außerordentlichen
Voranschlag für das Jahr 1954." Diese Vor­
lage wird dann dem Finanzausschuß zur
Behandlung zugewiesen. Wie schon mehrmals
erwähnt wurde, handelt es sich bei dieser
Vorlage um drei Voranschlagsa'llsätze, für die
Nachtragskredite im Gesamtbetrage von zehn
Millionen Schilling bewilligt werden sollen.
Der Herr Vorsitzende des Finanzausschusses
erteilt nun nach Eröffnung der Sitzung dem
Berichterstatter zu dieser Vorlage das Wort.
Der Herr Berichterstatter bringt den ihm
gelieferten MotivEnbericht im Ausschuß schön
brav zur Verlesung. Nun fragt der Herr Vor­
Eitzende nicht, wer zu dieser Vorlage zu
sprechen wünscht, sondern er erklärt einfach:
Zum Wort gelangt Herr Abg. Marchsteiner!
Der Herr Abg. Marchsteiner begann nun den
Reigen mit dE'n Lizitationsanträgen, und als
Herr Abg. Marchsteiner fertig war, erteilte
der Herr Vorsitzende des Ausschusses dem
Herrn Abg. Schwarzott das Wort. (Abg. Er­
necker: Auf dessen Meldung hin.) Der Herr
Abg. Schwarzott war "so gut" unterrichtet,
was im Ausschuß gespielt wird, daß er einen
Antrag zweimal stellte und von einem seiner
Fraktionskollegen darauf aufmerksam ge­
macht werden mußte mit den Worten: "Du
mußt dir das besser a:nschauen, damit du
nicht einen Antrag z,weimal stellst!" Dann
erhielt durch den Herrn Vorsitzenden der
Herr Abg. Ernecker das Wort erteilt. Als
auch dieser sein Pensum erledigt hatte, er­
klärte der Herr Vorsitzende: Das Wort erhält
Herr Abg. Hilgarth. Der Herr Abg. Hil­
garth ist derjenige Abgeordnete der Mehrheit
gewesen, der sich vorbehalten hat, den Groß­
teil der Anträge zu stellen. Das war also die
Vorgangsweise im Finanzausschuß am ver­
gangenen Montag. (Zwischenrufe bei der
ÖVP.) Ob Ihnen das angenehm ist oder nicht,
man muß Ihnen doch in Erinnerung rufen,
was Sie dort getan haben! Wenn Sie sich nun

darüber wundern und beschweren, daß Herr
Landeshauptmannstellvertreter Popp diese
Vorgangsweise - und nichts anderes als
diese Vorgangsweise - als ein Affentheater
bezeichnet hat, dann möchte ich ganz be­
scheiden jeden objektiven und unvorein­
genommenen Menschen in diesem Lande fra­
gen: Was für eine Bezeichnung soll man hier­
für wählen wenn diese Bezeichnung nicht
zutreffend ~ein soll? Das nennen Sie leben­
dige Demokratie, Herr Abg. Ing. Hirma'nn?
In unseren Augen, Herr Abg. Hirmann, heißt
das nicht lebendi,ge Demokratie, sondern
lebendige Demagogie!

Ich will Ihnen noch ein weiteres Beispiel
Ihrer lebendigen Demokratie schildern. Bei
der Beratwng des Nachtragsbudgets für das
Jahr 1953 wurde von unserer Fraktion fol­
gender Antrag eingebracht (liest): "Die
Landesregierung wird aufgefordert, bei der
Erstellung des Voranschlages für das Jahr
1954 Vorsorge zu treffen, daß für Flußregu­
lierungen und Uferbruchverbauungen an den
in den besonderen Notstandsgebieten Nieder­
österreichs gelegenen Gewässern, und zwar
insbesondere an der Triesting, Piesticng, Trai­
sen, Schwechat und Leitha, angemessene
Beträge des Landes eingesetzt werden." Die­
ser Antrag wurde von uns in der Landtags­
sitzung vom 27. Oktober des vergangenen
Jahres eingebracht und von der Mehrheit des
Hauses prompt abgelehnt. Aber einige Monate
später ist der Herr Abg. Wegerer mit einer
Delegation von Gemeindevertretern der
Gemeinde Wöllersdorf bei der Landesregie­
rung zu einer Vorsprache erschienen, um die
Piestingregulierung in Gang zu bringen.
Wenige Monate vorher wurde unser Antrag,
Geldmittel für die Regulierung der Piesting
zur Verfügung zu stellen, mit der Stimme
des Herrn Abg. Wegerer abgelehnt, der dann
später interveniert hat, warum in dieser An­
gelegenheit nichts geschieht! Und das nennen
Sie lebendige Demokratie! Ich muß schon
sagen, wir haben von Demokratie eine andere
Auffassung.

Und nun wird geklagt, daß in dies,em Hause
eine einvernehmliche Zusammenarbeit nicht
mehr möglich ist, die 'nach der Meinung aller
Abgeordneten des Hauses dringendst notwen­
dig wäre. Glauben Sie wirklich, daß nicht
auch wir wissen, daß eine Zusammenarbeit
notwendig ist? Meinen Sie aber wirklich, daß
man mit derlei Methoden die Zus,ammenarbeit
erleichtern oder ermöglichE'n kann?

Die Herren Regierungsmitglieder der Sozia­
listischen Partei habEn vor ziemlich langer
Zeit an den Herrn Landesfinanzreferenten das
Ersuchen gerichtet, man möge ihnen bekannt-

1
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g,ebe'n, bis zu welchem Termin die Vorschläge
der Referate für das zu erstellende Nach­
tragsbudget beim Finanzreferenten eingegan­
gen sein müssen. Bis zum heutigen Tag war­
ten die Regierungsmitglieder der Sozialisti­
schen Fraktion vergeblich auf eine Beantwor­
tung durch das L8Jndesfinanzreferat. Da eine
solche Antwort nicht erfolgte, haben die
Regierung,smitglieder der Sozialistischen Frak­
tion, soweit es ihre Referate betrifft, durch
ihre Beamten die Wünsche und Erfordernisse
der Referate zusammenstellen lassen und sie
dem' Finanzreferat übermittelt. Bis heute,
oder besser gesagt, bis vergangenetn Montag
hat man vom Finanzreferat überhaupt nicht
erfahren können, was aus diesen Vorschlägen
der Referate geworden ist. Und nun kommen
Sie und sagen, die Vargangsweise, die Sie im
Finanzausschuß eingeschl.agen haben, sei not­
wendig gewesen, weil Sie in Zeitnot sind und
es daher dringend notwendig ist, daß die von
Ihnen beantragten Gelder und Mittel jetzt
endlich flüssiggemacht werden. Sechs Monate
lang hat der Herr Finanzreferent Zeit gehabt,
um unsere Wünsche endlich in einem Nach­
tragsbudget zu verarbeiten. Daran hat ihn
niemand, und am allerwenigsten die Sozia­
listen gehindert, niemand ist im Wege ge­
standen, daß dieses Nachtragsbudget inner­
halb einer Frist von sechs Monaten zusammen- I

gestellt wird. Niemand hat den Herrn Finanz­
referenten daran gehindert, wenigstens soviel
Zeit aufzubringen, um seiner Vorlage die rich­
tige Bezeichnung zu geben.

Wie schwach Ihre Argumentation begrün­
det ist, eine Argumentation, die Sie im
übrigen auch bei der Budgetdebatte angewen­
det haben, möchte ich Ihnen noch genauer
sagen. Ich habe schon ausgeführt, daß die
ursprüngliche Vorlage des. Finanzreferenten
lautet: Betrifft Bewilligung von Nachtrags­
krediten im außerordelntlichen Voranschlag
für das Jahr 1954. Die Vorlage, die aber jetzt
vom Finanzausschuß ins Haus gekommen ist,
hat merkwürdigerweise bereits einen anderen
Titel. Jetzt heißt sie: Antrag des Finanzaus­
schusses über die Vorlage der Landes.regie­
rung, betreffend Voranschlag des Landes
Niederösterreich für das Jahr 1954 usw. Sie
haben also selbst im Ausschuß gefühlt, daß
Sie etwas anderes behandeln, als die Landes­
regierung in ihrer Vorlage gewünscht und
beankagt hat. Sie haben mit der Änderung
der Bezeichnung der Vorlage schon zugegeben,
daß das, was Sie hier tun, eigentlich der
Geschäftsordnung nicht entspricht. Ich möchte
Sie nun noch einmal fragen: Ist das wIrklich
lebendige Demokratie? Ist das wirklich das,
was man unter Demokratie versteht? Oder
hat nicht wenigstens ein Teil der Abgeord-

neten in Ihren Reihen das Gefühl, daß hier
ein unwürdiges Spiel getrieben wird?

Weil wir im Finanzausschuß der Meinung
Ausdruck gegeben haben, das, was Sie prak­
tizieren, sei nur der Versuch, in der Bevöl­
kerung optischen Eindruck zu erweckeln, sei
keine Politik des Landtages, sondern eine
Parteipolitik im Hinblick auf die kommenden
Landtagswahlen, so halben Sie durch den
Mund Ihres Abg. Hilgarth erklärt, Sie hätten
optische Anträge nicht nötig. Nun, wenn Sie
sie nicht nötig haben, warum wurde dann
nicht ein Nachtragshudget eingebracht? Offen­
bar deshalb nicht, damit hier nicht eventuell
eine Regierungsvorlage zur Verhandlung
kommt, was bedeuten würde, daß das eine
Vorlage der gesamten Landesregierung ein­
schließlich der sozialistischen Regierungsmit­
glieder ist. Sie wollten verhindern, daß in
dieser Vorlage auch die Meinung der Sozia­
listen zum Ausdruck kommt und gleichzeitig
erreichen, daß in der Bevölkerung der Ein­
druck entsteht, nur die ÖVP-Abgeordneten
hätten Verständnis für die Bedürfnisse dieses
Landes und seines Volkes, und wenn die nicht
gewesen wären, wäre nichts geschehen.

Sie haben über Zeitnot" geklagt, die Sie
zwinge, jetzt dringend diese Anträge ein­
bringen zu müssen. Merkwürdigerweise war
aber soviel Zeit gewesen, daß das Finall'z­
referat die Vorschläge der Referate der sozia­
listischen Regierungsmitglieder zum Teil ab­
schreiben und als eigene Anträge, und zwar
auf den Groschen genau, einbringen konnte.
Das nennen Sie lebendige Demokratie! Solche
Demokraten hat es in Niederösterreich schon
einmal gegeben, sie waren die Totengräber
der damaligen Demokratie. (Beifall bei den
Sozialisten. - Ruf bei der öVP: Das waret
ihr!)

Wir glauben aber, daß die Situation in
Österreich im allgemeinen und in Niederöster­
reich, angesichts der Ereignisse der letzten
Tage, im besolnderen. eine so ernste ist, daß
alle jene Menschen in diesem Land, die sich
wirklich aufrichtig zu einem selbständigen
Österreich bekennen, alle Ursache hätten,
sich zusammenzutun, um die drohenden
Gefahren, die da heraufziehen, bannen zu
können. Sie scheinen es zu verkennen, daß Sie
auf einem Vulkan sitzen, der jeden Tag zum
Ausbruch kommen kann. Sie glauben, daß
Sie mit der Gefahr noch spielern können; wir
möchten Sie noch einmal, wie wir es schon
wiederholt ,getan haben, einpringlich davor
warnen. Sie werden, wenn Sie dieses Spiel
fortsetzen, die Katastrophe nicht überleben,
sondern mit zugrunde gehen! Nehmen Sie das
ein für allemal zur Kenntnis. (Abg. Stangler:
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Halten Sie diesen Vortrag in Ihrem eigenen
Klub, das wird besser sein!)

Ich möchte noch darauf zurückkommen,
daß man jetzt erstaunt ist, daß die Abgeord­
neten der Sozialistischen Partei sich gleich­
sam erfrechen, im Laufe der Debatte auch
Anträge zu stellen. (Abg. Stangler: Wir sind
gar nicht erstaunt, wir haben das erwartet.)
Jawohl, Sie sind erstaunt. Wir haben alle
möglichen Mittel anzuwenden versucht, damit
dieser Weg nicht beschritten werden muß.
Wir haben, beginnend mit dem Ersuchen um
Terminbekanntgabe für die Vorlage des
Nachtragsbudgets, ferner mit der Erstattung
der Vorschläge sozialistischer Regierungs­
mitglieder, weiter mit unserer Stellungnahme
im Finanzausschuß, auch heute noch ver­
sucht, dieser Methode der Behandlung der
Vorlage eine andere Richtung zu geben. Wir
wollten Ihnen mit unserem Rückverweisungs­
antrag noch einmal die Möglichkeit geben,
diese Vorlage anständig und formgemäß, wie
es der Geschäftsordnung entspricht, zu be­
handeln. Sie haben alle unsere Versuche mit
einem sturen "Njet" abgelehnt, getreu der
Devise des Herrn Landeshauptmannes : Gere­
det wird nichts, es wird abgestimmt und da­
mit basta! Das ist Ihre Methode. Sie haben
uns damit gezwungen, unsere Wünsche in
einer Form zum Ausdruck zu bringen, die wir
nicht gewünscht haben und die wir gerne ver­
mieden hätten. Staunen Sie also nicht, wenn
wir alles versuchen, damit auch die Mittel,
die nach unserer Meinung das Land Nieder­
österreich für seine Wirtschaft und für seine
Existenz dringend benötigt, zur Verfügung
gestellt werden.

Der Herr Abg. Hilgarth hat auch erklärt,
daß die Arbeitslosigkeit derart gering gewor­
den ist, daß man eigentlich von einer Arbeits­
losigkeit nicht sprechen· kann. (Abg. Hil­
garth: Das habe ich nie gesagt, ich bitte das
richtigzustellen!) Sie haben erklärt, daß die
Befürchtung, die von uns bei der Beratung
des Voranschlages und bei der Beratung des
Winternotstandsprogramms der Sozialisten
ausgesprochen wurde, nicht eingetreten ist,
sondern daß im Gegenteil das eingetreten ist,
was Sie prophezeit haben. Ich kann mich er­
innern, daß der Herr Abg. Hainisch prophe­
zeit hat, in wenigen Wochen werde es in
Niederösterreich keinen einzigen Arbeitslosen
geben. (Widerspruch bei der öVP!) Das hat
er gesagt! Blättern Sie nur im Stenogra­
phischen Protokoll nach! Ich persönlich war
es, der erklärt hat, wir werden Sie in wenigen
Wochen an diese Prophezeiung erinnern. Ihre
Prophezeiung ist nicht in Erfüllung gegangen.
Ich darf Ihnen auch noch verraten -- leider
nicht mit Stolz -, daß die Arbeitslosenziffer

in Niederösterreich noch immer ein beäng­
stigendes Ausmaß aufweist, daß wir beispiels­
weise vor wenigen Tagen im Bereiche des
Arbeitsamtes Wiener Neustadt noch immer
900 arbeitslos gemeldete Bauhilfsarbeiter
gezählt haben! Es sind zwar die Fachkräfte
auf dem Bausektor in der Gesamtzahl der
Arbeitslosen ziemlich gering, aber die Bau­
hilfsarbeiter sind noch immer in einer er­
schreckend hohen Anzahl als arbeitslos ge­
meldet. Also auch hier haben sich leider Ihre
Prophezeiungen nicht bewahrheitet.

Und. nun zum Donaukraftwerk Ybbs-Per­
senbeug, Erhohung des Aktienkapitals auf
400 Millionen Schilling. Der Herr Abg. Wen­
ger hat Ihnen schon erklärt, daß gegen eine
solche Erhöhung nichts einzuwe'nden sei. Wir
verstehen nur nicht Ihren Titanenkampf, den
Sie hier um eine Beteiligung von 50 Prozent
des Landes Niederösterreich aufzuführen ver­
suchen. (Lebhafter Widerspruch bei der
ÖVP. - Ruf: So sprechen niederösterrei­
ch;sche Abgeordnete! - Widerspruch bei der
SPÖ.)

DRITTER PRÄSIDENT ENDL (das Glok­
kenzeichen gebend): Ich bitte, den Sprecher
nicht zu unterbrechen!

Abg. STAFFA (fortsetzend): Geschätzte
Herren der Mehrheit, nehmen Sie zur Kennt­
nis, ich habe Zeit, bis sich Ihre Gemüter be­
ruhigt haben! Wir würden Ihren Kampf um
eine höhere Beteiligung verstehen, wenn
durch die Nichtbeteiligung des Landes Nieder­
österreich mit 50 Prozent der Bau des Donau­
kraftwerkes Ybbs-Persenbeug gefährdet wäre.
Wenn morgen bewiesen werden könnte, daß
ohne eine solch große Beteiligung Nieder­
österreichs das Werk nicht gebaut werden
körnnte, sind wir Sozialisten sofort dafür, daß
sich das Land mit einem so hohen Prozent­
satz beteiligt. Seien Sie aber beruhigt, das
Werk Ybbs-Persenbeug wird gebaut, auch
wenn Sie so tun, als wenn es Ihr Werk allein
wäre. (Lebhafte Widersprüche bei der ÖVP.
- Dritter Präsident Endl gibt das Glocken­
zeichen!) Noch etwas möchte ich Ihnen hier­
zu sagen. Gerade Sie, die immer davon
sprechen, daß Niederösterreich ein armes
Land ist, wollen erzwingen, daß Niederöster­
reich einen derart hohen Beitrag einzahlt,
obwohl die Gemeinde Wien als weitaus kapital­
kräftigere Institution das weitaus leichter tun
kann. Wir wollen das Werk baue'n, ohne daß
wir Niederösterreich mehr als unbedingt not­
wendig beLasten; das W,erk wird gebaut, ob
Niederösterreich 20 Prozent oder 50 Prozent
des Aktienkapitals besitzt, Sie beklagen sich
immer zusammen mit den Kommunisten über
die Benachteiligung des Landes Niederöster-
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reich durch den Bund. Lassen Sie also den
Bund den ihm zustehenden Beitrag für Ybbs­
Persenbeug leisten und drängen Sie sich nicht
unbedingt mit Ihrem Geld auf; wir können
es in Niederösterreich für andere Zwecke
weitaus notwendiger und dringender ge­
brauchen. (Beifall bei der SPÖ. - Abgeord­
neter Stangler: Das werden wir plakatieren!)
Plakatieren Sie es nur, Sie können aber sicher
sein, daß wir folgendes Plakat hemusgeben
werden: Die öVP-Abgeordneten wollen dem
Bund einige Millionen Schilling schenken, da­
mit sie eine größere Beteiligung am Donau­
kraftwerk haben! (Widerspruch bei der ÖVP.)
Wenn Sie aber noch mehr hören wollen, dann
muß ich Ihnen sagen, daß bei der letzten
Hauptversammlung der Donaukraftwerke de,r
Vorsitzende es war, der dein Beschluß tiber
die Erhöhung des Aktienkapitals verhindert
hat, indem er den diesbezüglichen Antrag
nicht zur Abstimmung brachte. Sie alle wis­
sen, und auch jeder Finanzmann weiß es, daß
man einen Betrag von 400 Millionen Schilling
nicht in einem Jahr verbauen kann (Lebhafte
Zwischenrufe bei der ÖVP.), und daß man
daher einen solchen Betrag auch nicht auf
einmal einzuzahlen bmucht. (Neuerliche
Zwischenrufe bei der ÖVP.) Seien Sie mir
nicht böse, aber Sie haben doch ein 60-Mil­
lionen-Schilling-Wasserbauten-Programm für
Niederösterreich erstellt, das Sie auch auf
fünf Jahre verteilt haben, warum also bei den
400 Millionen auf einmal dieses große Ge­
dränge! (Zahlreiche Zwischenrufe auf beid,en
Seiten.)

Wenn sich die Gemüter beruhigt haben,
möchte ich dem Hohen Hause einige Anträge
zur Kenntnis bringen, um deren Annahme ich
bitte. Nachdem wir ja heute festgestellt
haben, daß gerade die Mehrheit dieses Hauses
für die Arbeitsbeschaffung und für ver­
schiedene andere Maßnahmen so viel Ver­
ständnis hat, nehmen wir an, daß Sie nicht
nur Ihre, sondern auch unsere Anträge be­
schließen werden.

-------- --
Sie haben heute zum Ausdruck gebracht -

mir ist das neu -, daß der Wohnhausbau
aus öffentlichen Geldern oder mit Unter­
stützung von öffentlichen Geldern Ihre Er­
findung sei. Nehmen Sie zur Kenntnis, daß
Sie siich noch lange dagegen gewehrt haben,
als wir Sozialisten den Standpunkt vertreten
haben, daß der Wohnhausbau aus öffentlichen
Mitteln bestritten werden muß. (Zwischenrufe
bei der ÖVP.) Sie haben erst dann daran
Geschmack gefunden, als man einen Weg ge­
funden hat, öffentliche Gelder Privatmenschen
zum Erwerb von Ei!gentumswohnungen in den
Rachen zu werfen. (Abg. Stangler: Jetzt hat
er sich verraten. - Lebhafte Zwischenrufe.)

DRITTER PRÄSIDENT ENDL: Ich bitte,
den Redner nicht zu unterbrechen. Ruf bei
der öVP: So bezeichnen Sie die kleinen
Leute!)

Abg. STAFFA (fortsetzend): Ich werde
Ihnen einmal sagen, wer die kleinen Leute
sind, die sich Eigentumswohnungen leisten
können, für die der Baugrund allein schon
einigle hunderttausend Schilling kostet. (Wider­
spruch bei der ÖVP.) Es gibt ärmere Leute,
die sich keine Eigentumswohnungen leisten
können, und diese Leute sind es nach unserer
Meinung, die es verdienen, daß für sie Woh­
nungen aus öffentlichen Geldern in genügen­
der Anzahl gebaut werden. (Beifall bei der
SPÖ.) Erst dann, wenn das gelungen ist, kann
man darüber sprechen, auch jemen Menschen
öffentliche Steuergelder zur Verfügung zu
stellen, die ohnehin genügend viel Kapital
besitzen, um sich Eigentumswohnungen kau­
fen zu können. (Neuerliche lebhafte Zwischen­
rufe. - Dritter Präsident Endl gibt das
Glockenzeichen.)

Ich bitte, nun meine Anträge stellen zu
dürfen. Der erste Antrag lautet (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Zu dem im ordentlichen Voranschlag für
1954 unter Voranschlagsansatz 462-64, Bei­
hilfen für Lehrlinge, vorgesehenen Kredit
wird ein Nachtragskredit von 150.000 S be­
willigt."

Ursprünglich waren im Voranschlag für
diese Kreditpost 250.000 S vorgesehen, be­
willigt wurden bei der Budgetberatung 150.000
Schilling. Dieser Betrag ist im gegenwärUgen
Zeitpunkt bereits zur Gänze aufgebraucht, es
liegen aber 70 neue Ansuchen beim Referat
vor, die nicht mehr erledigt werden können,
weil die bewilligten Gelder eben verbraucht
sind. Wir glauben daher, daß man das not­
wendige Geld zur Verfügung stellen muß, um
diese 70 Ansuchen noch erledigen zu können.
Wir bitten also um die Annahme dieses An­
trages.

Ich beantrage weiter (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Im außerordentlichen Voranschlag für
1954 wird ein neuer Voranschlagsansatz mit
der Bezeichnung 231-75, Beitrag für den
Bau und die Ausgestaltung von gewerblichen
Berufsschulen in Niederösterreich, eröffnet
und ein Nachtragskredit von 600.000 S be­
willigt."

Eine Beitragsleistung für diesen Zweck aus
Landesmitteln ist notwendig, weil die Ge­
meinden di,e notwendigen Kosten zur Errich­
tung und zum Ausbau dieser Schulen nicht
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zur Gänze aufbringen können. Daher muß
aus Landesmitteln ein Beitrag geleistet wer­
den, und ich hoffe, daß Sie meinen diesbezüg­
lichen Antrag annehmen werden.

Ein weiterer Antrag (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Zu dem im außerordentlichen Voranschlag
für 1954 unter Voranschlagsansatz 231-90,
Wiederinstandsetzung, Ausbau und Neuerrich­
tung von Lehrwerkstätten an gewerblichen
Berufsschulen und Landesberufsschulen, vor­
gesehenen Kredit wird ein Nachtragskredit
von 300.000 S bewilligt."

Ich gebe auch hier eine ganz kurze Begrün­
dung. Der laufende Auebau der 102 Lehr­
werkstätten, ihre Einrichtung mit modernen
Maschinen und die Errichtung neuer solcher
Lehrwerkstätten ist unbedingt erforderlich,
wenn die Berufsschulen ihren Zweck wirklich
erfüllen sollen. Im Voranschlag waren
868.000 S beantragt, bewilligt wurden 500.000
Schilling. Bei der damaligen Budgetdebatte
wurde von unserer Seite ein Antrag auf Er-'
höhung dieser 500.000 S auf den ursprüng­
lichen Betrag von 868.000 Seingebracht, er
wurde von Ihnen mit der Vertröstung auf ein
kommendes Nachtragsbudget abgelehnt. Wir
haben jetzt das auf so sonderbare Art und
Weise zustande gebrachte N;achtragsbudget
zu beh,undeln und hoffen, daß Ihr damals ab­
gegebenes Versprechen jetzt eingelöst wird.

Ein weiterer Antrag von mir lautet (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Zu dem im außerordentlichen Voranschlag
1954 unter VoranEchlagsansatz 2119-90,
Beitrag an den Landesschulbaufonds vor­
gesehenen Kredit wird ein Nachtrag~kredit
von 7,000.000 bewilligt."

Zur Begründung dieses Antrages wäre zu
sagen, daß das Schulbaufondsgesetz bis
31. Dezember 1955 befristet ist. An diesem
Tag läuft die Geltungsdauer dieses Gesetzes
ab, und. unserem Wunsch, die Verlängerung
dieses Schulbaufondsgesetzes zeitgerecht zu
veranlaseen, damit der zuständige Referent
über die künftigen Mittel Bescheid weiß und
für die Zukunft planen und vorarbeiten kann,
wurde leider bisher nicht Rechnung getragen.
Somit ist nun der unanl!enehme Zustand ent­
standen, daß die laufenden Bauvorhaben der­
art groß sind, daß die hierfür zur Verfügung
stehenden Budgetmittel für 1954 bereits ver­
braucht sind. Es können also neue Bauten
nicht in Angriff genommen werden, wenn
nicht zeitgerecht dafür Vorsorge getroffen
wird. Nun sind im Referat 91 neue Ansuchen
vorhanden, von denen mindestens 21 bereits
vollständig baureife Proje,kte darstellen;

wenn diese 21 Projekte zeitgerecht in Angriff
genommen werden sollen, muß für ihre finan­
zielle Bedeckung gesorgt werden. Um die 21
baureifen Projekte in den Jahren 1954 und
1955 beginnen, vorwärtstreiben und vollenden
zu können, ist ein Betrag von rUlnd 13 Mil­
lionen Schilling notwendig. Wir haben uns
diesen Betrag in zwei Jahresraten gedacht
und daher für heuer einen Nachtragekredit
von sieben Millionen Schilling beantragt. Wir
hoffen, daß Sie 'diesem Antrag zustimmen
werden, um so mehr, als schon bei der Budget­
beratung von unserer Seite ein Antrag ge­
stellt wurde, zusätzlich eine Million Schilling
für den Schulbaufonds zu bewilligen wnd bei
der Beratung dieses Antrages im Finanzaus­
schuß vom Herrn Finanzreferenten die Zusage
gemacht wurde, diese Million Schilling werde
im Nachtragsbudget zur Verfügung gestellt.
Wir hoffen also, daß diese Zusage jetzt ein­
gelöst und noch zusätzlich sechs Millionen
Schilling, daher der Gesamtbetrag von sieben
Millionen, zur Verfügu'ng gestellt werden wird.

Ich habe noch einen Antrag einzubringen
(liest) :

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Im außerordentlichen Voranschlag für das
Jahr 1954 wird in Gruppe 6 ein neuer Voran­
Echlagsansatz mit der Benennung Förderungs­
maßnahmen für Ehegründungen eröffnet und
hierfür ein Nachtragskredit von fünf Mil­
lionen Schilling bewilligt."

Ein Antrag zur Erleichterung der Ehe­
gründungen ist von unserer Fraktiom bereits
eingebracht worden, er liegt derzeit im
Finanzausschuß. Er wird dort von der Mehr­
heit blockiert mit der Begründung, daß beim
Bund irgendein Plan bestünde, die rück­
lauDenden Gelder aus den Hausratsdarlehen
später für Ehegründungsdarlehen zu verwen­
den. Wir glauben aber, daß dieSe Maßnahme
derart dringend ist, daß wir die J u,gend, die
sich einen eigenen Hausstand gründen will,
nicht auf eine unbestimmte Zeit vertrösten
können, sondern daß es notwendig ist, rasch,
ja sofort einzugreifen, weshalb jetzt aus
Landesmitteln ein Betrag zur Verfügung ge­
stellt werden soll. Sollte in späterer Zeit der
Bund Mittel, aus welchen Titeln und Ein­
nahmen immer, für diesen Zweck ZUr Ver­
fügung stellen, dann werden wir es nur be­
grüßen, wenn das Land in Zukunft einen Teil
des für diese Z'wecke vorgesehenen Betrages
einsparen kann. Wir erwarten daher die An­
nahme dieses Antrages.

Der letzte Antrag lautet (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Im außerordentlichen Voranschlag für
1954 wird in Gruppe 7 ein neuer Voran-

I
I



Landtag von Niederösterreich. V. Session der V. WahlperioQe. 17. Sitzung am 19. Mai 1954. 519

schlagsansatz mit der Bezeichnung Zur Vor­
fi'llanzierung von Hausratsdarlehen und Über­
nahme des Zinsendienstes eröffnet und hier­
für ein Nachtragskredit von drei Millionen
Schilling bewilligt."

Daß die Hausratsdarlehen vom Land Nie­
derösterreich vorfinanziert werden sollen,
wurde bereits von diesem Hohen Haus ein­
stimmig beschlossen, nur wurden die dafür
notwendigen Gelder bisher nicht zur Ver­
fügung gestellt. Im Finanzausschuß hat es
bei der Beratung geheißen, diese Materie solle
in die allgemeine Wohnbauförderung ein­
gebaut und deren Richtlinien entsprechend
abgeändert werden, natürlich unter der Vor­
aussetzung, daß dem Wohnbauförderungs­
fonds zusätzliche Mittel zur Verfügung ge­
stellt werden, damit nicht der Betrag, der
zur Vorfinanzierung VOn Hausratsdarlehen
notwendig ist, auf Kosten des Woh'l1hausbaues
geht. Bisher hat der Landtag zwar beschlossen,
daß er der Meinung ist, daß die Hausrats­
darlehen vorfinanziert werden sollen, er hat
aber die Mittel dazu nicht zur Verfügung
gestellt. Wir erwarten, daß Sie nunmehr dem
seinerzeitigen Beschluß die Tat folgen lassen
und durch Annahme meines Antrages die
Mittel für diesen Zweck zur Verfügung stel­
len werden. (Beifall bei den Sozialisten.)

DRITTER PRÄSIDENT ENDL: Zum Wort
gelangt Herr Abg. Hainisch.

Abg. HAINISCH: Hohes Haus! Wir haben
es früher im Plenum des niederösterrei­
chischen Landtages anläßlich der Budget­
debatten schon öfter erlebt, daß von seiten
der sozialistischen Redner zuerst stundenlang
gegen ein vorgelegtes Budget polemisiert
wurde, daß alles, was der Herr Finanzreferent
diesbezüglich beigetragen hat, kritisiert, ja,
~aß das ganze Budget mehr oder weniger
In der Luft zerrissen wurde, daß aber dann
zum Schluß die Abgeordneten der Sozialisti­
schen Partei selbst für dieses Budget ge­
stimmt haben. Etwas Ähnliches haben wir
auch heute wieder erlebt. Als zu Beginn der
Sitzu'l1g die Geschäftsordnungsdebatte hier
losgegangen ist, und der Herr Präsident dar­
auf hingewiesen hat, daß die Auslegung der
Geschäftsordnung durch die Sozialistische
Fraktion irrtümlich und falsch ist und er sich
bei dieser Feststellung auf das Gutachten der
Verfassungsjuristen berufen hat, haben die
Sozialisten diese Argumentation trotzdem
nicht anerkannt, sondern durch ihre Redner
auch weiterhin behauptet, daß mehr oder
minder eine Beugung der Geschäftsordnung
durch den Herrn Präsidenten erfolgt ist.
Nichtsdestoweniger haben die Sozialisten,

~-~--~~----------------

trotzdem sie es anfangs bestritten haben, daß
es skh hier um ein Nachtragsibudget handelt,
kilügrammwei,se - wenn ich mich so a,us­
drücken darf - Anträge eingebracht. Sie
(zur Seite der SPÖ gewendet) haben also das,
was wir getan haben, wieder einmal zu über­
trefren getr'achtet, genau 'so, wie das auch
schon beim ersten Tageiwvdnungspunkt, be­
tveffend die Errichtung der Berufsschule in
Judenau respektive in Wiener Neustadt, der
Fall gewesen ist. Dabei habe ich lhnen schon
gesa,gt, daß Ihre Initiati\Ce in diesem Hause
nur aus dem Grunde sehr plötzlich wach ge­
wovden ist, weil Sie in Erfahrung gehracht
haben, daß die Angelegenheit durch die Kam­
mer der gewerblichen Wirtschaft bereits so
weit vorgetrieben ist, daß sie schon in den
nächsten Tagen zum Klappen kommt. Da slind
Sie plötzlich mit Ihren Anträgen da gewesen!
Als sie nun im FinanzausEchuß erfahren
haben, daß die ÖVP beabsichtigt, die wirk­
lich dringlichen und vordringlichen Aufgaben
des Landes durch reichliche Dotierungen zu
ermöglichen - Gott sei Dank haben wir auf
Grund der in der letzten Zeit beschlossenen
Landesanleihe von 200 Millionen Schilling
jetzt etwas mehr Geld -, haben Sle selbEt
sofort viele Anträge vorbereitet gehabt, denn
Sie werden mir doch nicht vormachen können,
daß alle Ihre heute gestellten Anträge von
Ihnen einfach aus dem Ärmel geschüttelt.
worden sind. Sie wollen mit Ihren Anträgen
nur wieder einmal der Öffentlichkeit weis­
machen, daß Sie, und nicht die böse öVP die­
jenigen sind, die ihr Herz für die Bevölk~rung
entdeckt haben. Meine Herren von der Sozia­
listischen Fraktion, dieses Spiel iEt von uns
längst durchschaut und daher wirkungslos.
Ich behaupte nicht, und niemand von unserer
Fraktion wird es behaupten, daß der eine
oder andere Antra,g, den Sie gestellt haben,
nicht zweckmäßig oder gut wäre, aber die
Tatsache, daß der Herr Fina'nzreferent ietzt
über einige Geldmittel verfügt, sagt natü~lich
nicht, daß wir unbei'chränkt und ad infinitum
Anträge mit einem Erfordernis von mehreren
Millionen S,~hilling - Sie schütteln ja die
Millionen nur so aus dem Ärmel - annehmen
können. Glauben Sie, meine Herren, daß wir,
bevor wir unsere Anträge im Finanzausschuß
gestellt ha,ben, uns nicht auch sehr genau
überlegt haben, was in Niederösterreich wirk­
lich notwendig u'nd wirklich vordringlich ist.
Andere Dinge müssen eben, auch wenn sie
zweckmäßig sind, noch ein bißchen warten,

. denn alles ist nicht gleich vordringlich und
unbedingt notwendig, und wenn man nicht
über unbeschränkte Mittel verfügt, dann
kann man eben nicht alles gleichzeitig machen.
Wundern Sie sich daher nicht, wenn wir Ihre
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Anträge ablehnen, denn das, was wirklich
wichtig ist, ist eben schon in unseren An­
trägen enthalten. Soviel zur finanziellen An­
gelegenheit der Vorlage!

Nun hat sich Herr Abg. Staffa über die
Vorgangsweise im Finanzausschuß beklagt
und sich wieder einmal als Wächter und
Hüter der Demokratie hier im Hohen Hause
aufgespielt und erklärt, daß die Zusammen­
arbeit dringend notwendig sei. Es ist heute
schon einmal von einem Redner unserer Frak­
tion auf Ihre, sagen wir etwas merkwürdige
Gangart im Finanzausschuß hingewiesen wor­
den. Ich will nicht wieder auf diese Gangart
im Finanzausschuß hinweisen, sondern auf das,
was sich im Unterausschuß des Verfassungs­
ausschusses abgespielt hat, der zur Beratung
eines Gesetzentwurfes eingesetzt wurde. Durch
die Vertreter Ihrer Fraktion, durch Herrn
Abg. Dr. Steingötter und später auch durch
Herrn Präsidenten Wondrak, wurde dort
klipp und klar erklärt, daß Sie gar nicht
beabsichtigen, in die Behandlung dieses Ge­
setzentwurfes einzugehen, und daß Sie mit
allen Mitteln, die Ihnen zur Verfügung stehen,
verhindern werden, daß dieser Gesetzentwurf
zum Beschluß erhoben wird. Meine sehr ver­
ehrten Herrschaften, was ist das für eine
Demokratie, wenn eine Minderheit erklärt,
daß sie mit allen Mitteln verhindern wird,
daß etwas, was die Mehrheit wünscht, Gesetz
wird? Eine solche Fraktion, deren Vertreter
eine derartige Haltung in Ausschüssen ein­
nehmen, kann für sich nicht das Recht in
Anspruch nehmen, hier im Plenum die Demo­
kratie zu verteidigen. Daß Sie hierzu nicht
das Recht haben, das beweisen Sie, meine
Herren, durch Ihre Praxis am besten!

Herr Abg. Staffa hat dann auch von Ybbs­
Persenbeug gesprochen, eine Angelegenheit,
auf die wir hier im Hohen Hause ja schon
oft und oft zu sprechen gekommen sind. Ich
heiße nicht Dubovsky, aber ich möchte die
Herren bitten, im Stenographischen Protokoll
das nachzulesen, was Herr Abg. Dubovsky
Ihnen über Ybbs-Persenbeug und über die
sehr merkwürdige Haltung der Sozialisten in
dieser Angelegenheit gesagt hat. Es kommt
ja nicht oft vor, daß Herr Abg. Dubovsky
hundertprozentig das Richtige trifft, aber in
diesem Punkt hat er es einmal getroffen. Er
hat nämlich dort klar und deutlich aufgezeigt,
daß die Haltung der Sozialisten i'n der Frage
des Donaukraftwerkes Ybbs-Persenbeug eine
mehr als merkwürdige ist. Es ist längst be­
kannt, daß das Aktienkapital des Donaukraft­
werkes durch die Vorarbeiten längst ver­
braucht ist, ja daß sogar Schulden vorhanden
sind, und daß also praktisch mit dem Bau
gar nicht begonnen werden kann, ehe nicht

das Aktienkapital auf eine entsprechende
Höhe gebracht wird. (LandeshauptmannstelZ­
vertreter Popp: Der Bund hat doch Mittel
beigestellt, reden Sie also nicht über Dinge,
die Sie nicht einmal wissen, und fragen Sie
Ihren Vorsitzenden!) Lassen Sie das, wir sind
genau informiert, und wir wissen auch ganz
genau, warum Ihre Fraktion gerade in der
Frage Ybbs,Persenbeug eine ablehnende Hal­
tung einnimmt. Die Wahrheit ist, daß Herr
Minister Ing. Waldbrunner mit allen Mitteln
verhindern will, daß das Land Niederöster­
reich an diesem Werk eine entsprechend
höhere Beteiligung bekommt, weil es durch
eine Beteiligung von 50 Prozent in der Strom­
versorgung des La'ndes autark und daher im­
stande wä,re, eine eigene Strompolitik zu
machen und nicht mehr vom Verbundnetz ab­
hängig sein müßte. (Lebhafter Beifall bei der
ÖVP.) Heute ist es so, daß das niederöster­
reichische E-Werk, die NEWAG, nur 25 Pro­
zent des Strombedarfes selbst erzeugt, aber
75 Prozent des Strombedarfes vom Verbund­
netz kaufen muß. Dieses Verbund'netz ver­
waltet aber Herr Minister Waldbrunner, so
daß wir eine sehr gute Kundschaft von ihm
sind. Da der Spitzenstrom, um den es hier
geht, fünf- bis sechsmal so teuer ist als der
normale Strom, so befürchtet Waldbrunner,
daß er nicht nur die gute Kunde verlieren
würde, sondern daß auch der Einfluß seines
Ministeriums auf das Land Niederösterreich
in der Strompolitik verlorenginge. Diese
Furcht besteht nicht zu Unrecht, aber gerade
deshalb wollen wir in der Stromversorgung
selbständig und nicht abhängig vom Herrn
Minister Waldbrunner sein. (Beifall bei der
Volkspartei.) Jeder niederösterreichische Ab­
geordnete, der sein Mandat richtig ausübt
wäre verpflichtet, für diese eminent wichtige~
niederösterreichischen Landesinteressen ein­
zutreten, nicht aber eine zweiceutige und
zwiespältige Haltung einzunehmen. Das möchte
ich Herrn Abg. Staffa gesagt haben.

Herr Abg. Staffa hat auch noch erklärt
daß die Gelder, die für die Wohnbauförderun~
vorgesehen sind und bei denen es sich um
öffentliche Mittel handelt, privaten Menschen,
wenn sie Eigentumswohnungen erwerben.
gleichsam "in den Rachen geworfen werden".
Ich glaube, daß alle jene, die sich um eine
Wohnbauförderung beim Lande Niederöster­
reich bemühen, dem Herrn Abg. Staffa für
diese Äußerung sehr dankbar sein werden.
(Zustimmung bei der Volkspartei.) Sie zeigt
das Herz, das die Sozialisten für diese Men­
schen haben, deutlich auf. (Landeshaupt­
mannstellvertreter Popp: Aber geh!) Ich
danke dem Her'rn Abg. Staffa für diese
Äußerung, wir werden sie plakatieren.

r

I
\
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bereits durchgeführt wurde; es haben sich
nämlich größere Schäden erwiesen, wesha1b
ein neuer Betrag bewilligt werden muß. Ich
stelle daher in dieser Hinsicht folgenden An-
trag (liest): .

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Im außerordentlichen Voranschlag für
1954 wird in Gruppe 4 ein neuer Voran­
schlagsansatz mit der Bezeichnung 4853-90,
Landeserziehungsheim Allentsteig, Warm­
wasserversorgung im Südtrakt, eröffnet und
hierfür ein Nachtragskredit von 55.000 S he­
willigt."

Ferner ist es auf Grund der klimatischen
Verhältnisse unbedingt notwendig, daß für
das Erziehungsheim Allentsteig eine Wäsche­
trockenmaschine angeschafft wird; dadurch
würden auch große Mengen Heizmaterial er­
spart werden. Ich stelle daher den Antrag
(liest) :

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Im außerord~ntlichen Voranschlag für
1954 wird in Gruppe 4 ein neuer Voran­
schlagsa'nsatz mit der Bezeichnung 4853-91,
Landeserziehungsheim Allentsteig, Ankauf
einer Wäschetrockenmaschine, eröffnet und
hierfür ein Nachtragskredit Von 30.000 S be­
willigt."

Der schon etwas veraltete Küchenherd im
Landeserziehungsheim in Allentsteig genügt
den heutigen Ansprüchen nicht mehr, und es
muß daher eine Neuanschaffung durchgeführt
werden. Mit der Anschaffung de,s Küchen­
herdes ergeben sich auch andere Arbeiten, die
unmittelbar mit dem Einbau des Herdes in
Verbindung stehen. Ich erlaube mir,' auch
diesbezüglich einen Antrag einzubringen mit
folgendem Wortlaut (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Im außerordentlichen Voranschlag für
1954 wird in Gruppe 4 ein neuer Voran­
schlagsansatz mit der Bezeichnung 4853-92,
Landes1erziehungsheim Allentsteig, Anschaf­
fung eines Küchenherde.s, eröffnet und hierfür
ein Nachtrags.kredit von 60.000 S bewilligt."

Ich ersuche das Hohe Haus um Annahme
dieser Anträge. (Beifall bei der SPÖ.)

DRITTER PRÄSIDENT ENDL: Zum Wort
gelangt Herr Abg. Eck ha rt.

Abg. ECKHART: Hohes Haus! Das Lau­
deskrankenhaus in Tulln, das seinerzeit
Kriegslazarett war, bedarf noch einiger Er­
neuerungen. Die Einrichtungsgegenstände, die
Bettenbeläge, die Fuß,böden sind seit Kriegs­
ende noch nicht renoviert oder erneuert wor­
den; in den Betten befinden sich noch die

(Neuerlicher Beifall bei der ÖVP. - Landes­
hauptmannstellvertreter Popp zur öVP: Gebt
nur acht bei euren Plakaten, damit der
Innenminister dann nicht wieder für euch
eintreten muß! - Abg. Stangler: Er ist ja
Innenminister für alle! - Andauernde Gegen­
rufe bei der öVP und SPÖ.)

DRITTER PRÄsiDENT ENDL (das Glok­
kenzeichen gebend): Ich bitte um Ruhe. Zum
Wort gelangt Herr Abg. An der 1.

Abg. ANDERL: Hoher Landtag! Bei der
Textilschule in Groß-Siegharts sieht sich die
Gemeinde außerstande, für das Lehrpersonal
die notwendigen Wohnungen zur Verfügung
zu stellen. Die Lehrer müssen daher oft Wege
von mehreren Kilometern machen, ja es
kommt sogar vor, daß Lehrkräfte in Wien
oder in einer weit entfernten niederösterrei­
chischen Stadt oder Ortschaft wohnen. Schon
seinerzeit wurde bei der Budgetverhandlu'Ilg
von uns der Antrag gestellt, im Jahre 1954
einen Betrag von 500.000 S zur Lösung dieser
Schwierigkeiten aufzuwenden. Er wurde je­
doch abgelehnt. Ich erlaube mir daher, auch
heute den folgenden Antrag zu stellen (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Im außerordentlichen Voranschlag für
1954 wird ein neuer Voranschlagsansatz mit
der Bezeichnung 2411, Landesfachschule für
das Textilgewerbe in Groß.-Siegharts, eröffnet
und für den Neubau eines Lehrerwohnhaus,es
ein Nachtragskredit von 500.000 S bewilligt.'"

Bei der Endabrechnung der Kosten des
Neubaues dieser Textilfachschule hat es sich
herausgestellt, daß sich eine Mehrausgabe
von 60.000 S ergeben hat. Dieser Betrag muß
bezahlt werden, da die Arbeiten tatsächlich
geleistet wurden. Ich erlaube mir daher, in
diesen Belangen einen Antrag einzubringen
(liest) :

Der Hohe Landtag wolle beschließe:!:

"Im außerordentlichen Voranschlag für
1954 wird ein neuer Voranschlags.ansatz mit
der Bezeichnung 2411, Landesfachschule für
das Textilgewerbe in Groß-Siegharts, Neu­
bau, eröffnet und zur Abdeckung des bei. der
Endabrechnung für den Neubau sich ergeben­
den Resterfordernisses ein Nachtragskredit
von 60.000 S bewilligt."

Im außerordentlichen Voranschlag für 1954
wurde kein Ansatz für die Landese,rziehungs­
anstalt Allentsteig festgelegt. Es sind dort
aber unbedingt Reparaturen sowie Neuan­
schaffungen notwendig. Ich erlaube mir daher,
einen Antrag einzubringen, der den weiteren
Aus'bau de,I' Warmwasserversorgung ermög­
licht, die auf Grund des Voranschlages 1953



Abg. NIKLAS: Hohes Haus! Wenn ich die
Wirtschaftsförderung im allgemeinen in den
Anträgen der öVP vermisse, so muß ich be­
sonders auf die ent- bzw. bewässerungsbedürf­
tigen Flächen in Niederösterreich hinweisen.
Es ha,ndelt sich um Sümpfe, saure Wiesen und
trockene Flächen, die einer intensiven Ent­
oder Bewässerung zugeführt werden müßten,
um jedes Fleckchen der heimatlichen Scholle
entsprechend auszunützen. Damit wird der
österreichischen Landwirtschaft gedient, und
außerdem können die kleineren und mittleren
Betriebe im Konkurrenzkampf aus Anlaß der
Liberalisierung leichter bestehen.

Wenn im v.ergangenen Jahre 1953 für E'nt­
und Bewässerungen eine Summe von rund
zehn Millionen Schilling zur Verfügung stand
und heuer nur 8,800.000 S für diese Zwecke
zur Verfügung steheln, möchte ich den Antrag
stellen, daß für diese Zwecke zusätzlich vier
Millionen Schilling zur Verfügung gestellt
werden.

Mein Antrag lautet daher (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Zu dem im außerordentlichen Voranschlag
für 1954 unter Voranschlagsansatz 7311-61,
Beiträge zu den Kosten der Ent- und Bewäs­
serung, vorgesehenen Kredit wird ein Nach­
tragskredit von vier Millionen Schilling be­
wil:ligt. "

Weiter möchte ich die Notwendigkeit der
Marchfeldbewässerung hervorheben. Die stark
unterschiedlichen Böden des Marchfeldes
machen es unbedingt 'notwendig, die Ver­
suchsbewässerungen weiter auszudehnen. Es
werden derzeit Versuche auf Lehmböden, san­
digen Böden und auf sandig-schoUerigen
Böden angestellt. Flugsandböden wurden bis­
her keiner Versuchsbewässerung unterzogen.
Ich möchte hier besonders die Gemeinde
Breitensee erwähnen, in der ausschließlich
Flugsandböden und Flugerde vorha'nden sind.
Es wäre notwendig, die Bewässerungsversuche
auch auf diese Böden auszudehnen, um diese
unfruchtbaren, trockenen Gebiete endlich in
fruchtbare Landstriche zu verwandeln. Ich
möchte daher folgenden Antrag stellen (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Zu dem im außerordentlichEm Voranschlag
für 1954 unter Voranschlagsansatz 7311-90,

DRITTER PRÄSIDENT ENDL: Zum Wort
gelangt Herr Abg. N i k 1a s.

richtung eines Ablaufes zur Kläranlage, er­
öffnet und hierfür ein Nachtragskredit von
35.000 S bewilligt."

Ich ersuche das Hohe Haus, meine Anträge
anzunehmen. (BeifetlZ bei der SPÖ.)
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Matratzen von damals, so daß auch dies­
bezüglich Neuanschaffungen notwendig sind.
Die Wasserleitung befindet sich noch auf den
Gängen, wodurch das Pfiegepersonal schwer
belastet ist. Auch }ür jene Kranken, die die
Möglichkeit hätten, das Pfiegepersonal zu
entlasten, weil sie sich selbst bedienen können,
ist es beschwerlich, wenn sie während der
Nacht auf den Gang gehen müssen, um dort
das Wasser zu holen. Ich erlaube mir daher,
den Antrag zu stellen (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Zu dem im ordentlichen Voranschlag für
1954 unter Voranschlagsansatz 5211, Landes­
krankenanstalt in Tulln, vorgesehenen Kredit
wird ein Nachtra.gskredit von 120.000 S he­
vvilligt."

Einen weiteren Antrag, die Landeskranken­
anstalt Tulln betreffend, lautet (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Im außerordentlichen Voranschlag für
1954 werden unter 5211; Landeskra!nken­
anstalt Tulln, neue Voranschlagsansätze er­
öffnet, und zur Durchführung verschiedener
notwendiger Bauvorhaben und Anschaffung
von Ei'nrichtungsgegenständen wird ein Nach­
tragskredit von 325.000 S bewilligt."

Weiter verweise ich auf die Landessiechen­
anstalt in St. Andrä. Die Gemeinde St. Andrä
hat keine Kanalisierung. In der Siechen­
anstalt selbst befindet sich eine Kläranlage.
Gelegentlich einer Baukommission zum Bau
einer Filteranlage hat sich ergeben, daß die
Leitung der Klär- bzw. der Filteranlage
außerhalb des Ortes erfolgen müßte, um die
Abwässer in den Hagenbach leiten zu können.
Das verursacht natürlich Kosten.

Weiter besteht in der Siechenanstalt Sankt
Andrä keine Mög:lichkeit, die Lebensmittel
in den Sommermonaten kühl aufzubewahren,
da dort keine Kühlräume vorhanden sind. Es
ist daher notwendig, daß hier zur Anschaf­
fung von Kühlräumen ein Betrag bereit­
gestellt wird.

Ich erlaube mir daher, folgende zwei An­
träge zu stellen (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließ.en:

"Im außerordentlichen Voranschlag für
1954 wird in Gruppe 4 ein neuer Voran­
schlagsansatz mit der Bezeichnung 4540-93,
Landessiechenanstalt in St. A'ndrä vor dem
Hagentale, Errichtung einer Kühlanlage, er­
öffnet und hierfür ein Nachtragskredit von
50.000 S bewilligt."

"Im außerordentlichen Voranschlag für
1954 wird ein neuer Voranschlagsansatz mit
der Bezeich'nung 4540-92, Landessiechen­
anstalt in St. Andrä vor dem Hagentale, Er-
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Beiträge zu den Kosten der Marchfeldbewäs­
s~rung, vorgesehenen Kredit wird ein Nach­
tragskredit Von 1,500.000 S bewilligt."

Des weiteren möchte ich auf die Notwen­
digkeit der Aufforstung des Windschutz­
gürtels verweisen, der den Sandstürmen und
den Südost- und Ost,winden in der warmen
Jahreszeit trotzen soll. Diese Windschutz­
gürtel sollen aber auch Klimaverbesserungen
herbeiführen uni:! außerdem sollen sie die
natürliche Schädli'ngsbekämpfung gewähr­
leißten. Ich möchte daher folgenden Antrag
unterbreiten (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Zu dem im ordentlichen Voranschlag für
1954 unter Voranschlagsansatz 7319-68,
]'ür AUfforstungszwecke, vorgesehenen Kre­
dit wird ein Nachtragskredit von 150.000 S
bewilligt." .

Ich ersuche das Hohe Haus um Unter­
stützung meiner Anträge. (Beifall bei der
SPÖ.)

DRITTER PRÄSIDENT ENDL: Zum Wort
gelangt Herr Abg. Dr. S t ein gö t t e r.

Abg. Dr. STEINGöTTER : Hohes Haus!
Es ist leider der Ahg. Ing. Hirmann nicht
hier, dem ich das Kompliment machen wollte,
daß ich ihn als einen der intelligentesten Ab­
geordnete/n des Klubs der ÖVP ansehe. Ich
finde meine Ansicht immer bestätigt, wenn
er gezwungen wird oder es vielleicht aus
eigenem tut, immer dann einzuspringen, wenn
nach dem bekannten Nestroy-Wort: "Ich
weiß nicht, wer stärker ist, ich oder ich",
seiner Partei manchmal vor ihrem eigenen
Mut bangt. Er hat heute gesagt - und ich
kann das als Mediziner auf Grund meiner
30jährigen Praxis bestätigen -, daß das
Leben gewöhnlich stärker ist als alle Para­
graphen. Ma'n muß aber hierzu auch sagen,
daß damit manche Tragik in unserem Leben
verbunden ist. Ein Wort kann, besonders in
der Politik, oft zu einer sehr bedenklichen
Wendung führen, u'nd aus unserer österrei­
chischen Geschichte wissen wir, daß dies auch
bei uns, und zwar im Jahre 1934, der Fall
gewesen ist.

Die Paragraphen sind nun einmal hier,
auch die Paragraphen der Geschäftsordnung.
Ich bin zwar kein Jurist, ich kann mir aber
schon vorstellen, daß jedem von uns Abgeord­
neten schließlich zugemutet werden kann,
daß er eine Geschäftsordnung lesen und ver­
stehen kann. Meiner Meinung nach ist die
Geschäftsordnung heute tatsächlich dreimal
gebrochen worden. Ich kann dem verehrten
Präsidenten Saßmann nur empfehlen, sich
das nächste Mal bei besseren Juristen zu er-

kundigen. Ich habe zum Glück einen solchen,
und er hätte ihn ohne weiteres aufklären
können, daß heute hier nach der Geschäfts­
ordnung wirklich nicht richtig gehandelt
wurde. Sie haben uns durch einen Mehrheits­
beschluß zu einem Vorgehen gezwungen, das
Ihrer Meinung nach diese Sitzung unnötig
verlängert, aber es ist uns nichts anderes
übriggeblieben, als in dieser Art der Abwehr
als Minorität zu handeln.

Herr Abg. Hirmann hat, wenn ich nicht
irre, auf eine Radiosendung des Kadi Frei
aufmerksam gemacht. Hoffentlich hat er auch
heute bei der Radiosendung zugehört, als
Karli Frei in einem ganz kurzen Satz den
Brief eines Arbeiters zitiert hat, der ihm
schrieb, daß seine Frau, die ein Haushalts­
buch führt, feststellen mußte, daß in diesem
Monat die Ausgabe'li für Nahrungsmittel in
diesem Arbeiterhaushalt bereits um 100 S
höher sind als im vergangenen Monat. Meine
Herren von der Gegenseite, das ist mehr als
ein Wetterleuchten, das ist schon ein in der
Ferne grollender Donner, und ich bitte, solche
Anzeichen wirklich zu beachten.

Herr Abg. Dubovsky hat festgestellt, daß
die Sozialistische Partei Niederösterreichs
und ganz Österreichs die Koalition mit der
Österreichischen Volkspartei schon durch
neun Jahre der Bevölkerung vor Augen führt.
Er hat gemeint, daß wir auch nach heftigster
Kritik in wichtigen Dingen, wie z. B. beim
Budget, beim Rechnungsabschluß usw., immer
wieder mit der öVP stimmen. Ich muß dem
Herrn Dubovs,ky sagen, daß wir das nicht nur
bisher durch neun Jahre gemacht haben, son­
dern daß wir es noch weiter machen werden
und z,war solange ein fremder Soldat i~
Österreich und ein russischer Soldat in
Niederösterreich anzutreffen ist. Das müs,sen
wir tun um unser selbst willen. (Abg. Dubov­
sky, den Sitzungssaal betretend: Bin schon
da, Steingötter. Ich habe nichts versäumt, das
habe ich sowieso gewußt!) Ich achte ja den
Kollegen Dubovsky, weil er für seine über­
zeugung gelitten hat. (Abg. Dubovsky: Zum
Unterschied von dir, der keine Vberzeugung
hat und nicht gelitten hat!) Mit dummen
Wit:l':en kann man das nicht abtun. (Abgeord­
neter Dubovsky: Die machst du!) Die Sankt­
Pöltner Kommunisten wis1s,en, wa.s mir ge­
~roht hat. (Abg. Dubovsky: Hör auf, du bist
Ja heute noch stolz) Offizier des Führers ge­
w.es~~ zu ~ei~!) Ich war wehrunwürdig, ich
bm osterrerchrscher Offizier gewesen. Ich be­
tone noch einmal, ich war wehrunwürdig, ich
war nicht deutscher Offizier, nicht eine
Minute. DieBe Feststellung muß ich machen,
und wenn du (zu Abg. Dubovsky gewendet)
das Gegenteil behauptest, dann lügst du. .
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, keine Mäzene mehr haben, sondern daß die
Kultur eines Volkes heute eben von der
öffentlichen Hand gefördert werden muß, vom
Bund, dem Land, den Gemeinden, und daß
natürlich auch Niederösterreich sich dieser
Pflicht nicht entziehen kann. Infolgedessen
sei mir gestattet, all das aufzuzeigen, was im
Jahre 1954 bei der Erstellung des Budgets
aus Gründen, die vielleicht damals richtig
waren, nicht aufgenommen wurde, damit
dieses Versäumnis heute in Form eines Nach­
trages gutgemacht wird. Wenn Sie aber wirk­
lich, wie einer Ihrer Abgeordneten gesagt hat,
alle unsere Anträge ablehnen, dann wissen
wir, daß sie wenigstens das eine Gute haben,
daß sie irgendeinmal in Form Ihrer Anträge
fröhliche Urständ feiern, das heißt, daß sie,
so wie wir sie heute gestellt haben, später
einmal doch angenommen werden.

Ich muß mich, glaube ich, doch in aller
Form bei Ihnen dafür bedanken, daß Sie in
Ihren Anträgen auch die Schwesternschule
am Krankenhause in St. Pölten berücksicMigt
haben. Ich habe diesbezüglich schon zweimal
einen Antrag gestellt, der von Ihnen aber
zweimal abgelehnt wurde. Heute soll nun
diese Schwesternschule zumindest einiges von
dem reichen Segen Ihrer Anträge bekommen.
Das freut mich um so mehr, als ich heute bei
einer Sitzung des Städtebundes leider zur
Kenntnis nehmen mußte, daß das Budget des
Krankenhauses in St. Pölten, und zwar beim
Konto "Schwesternschule", stark belastet
sein wird. Es entspricht nämlich- und ich
bin der letzte, der das in Abrede stellt - die
derzeitige Stellung der Diplomschwestern
nicht den Diensteinstellungen des sonstigen
Personals eines Krankenhauses. Es hat daher
die Gemeinde Wien jetzt den Diplom­
schwestern eine sogenannte Diplomzulage be­
willigt. Die anderen Spitäler werden in dieser
Hinsicht nicht zurückstehen können, und sie
haben also wieder eine steig'ende Ausgabe
aus dieslern Titel zu erwarten. Wir können es
daher heute, wenn es auch längere Zeit ge­
dauert hat, wirklich mit einem gewissEn Dank
zur Kenntnis nehmen, daß jene Spitäler, die
Diplomschwestern haben, endlich einmal eine
finanzielle Hilfe bekommen.

Nun komme ich zu einer Angelegenheit, die
ich bereits vorhi'n hinsichtlich der Kultur­
förderung des Landes erwähnt habe. Beim
Kapitel 3129-64, Druckkosten für Kataloge
und Führer der Museen und Sammlungen ist
ein Budg1etkredit von 50.000 S vorgesehen.
Nun haben sich nicht nur die Preise der
Lebensmittel, sÜ'ndern auch die Papier- und
Druckkosten erhöht und infolgedessen möchte
ich folgenden Antrag zum ordentlichen Vor­
anschlag 1954 stellen (liest):

Abg. Dr. STEINGöTTER (fortsetzend):
Die Zwischenrufe des Abg. Dubovsky beweisen
'llur, wie recht ich habe.

Es bleibt uns also nichts: anderes übrig, als
Anträge zu stellen, die genau so berechtigt
sind wie die Anträg1e der ÖVP, weil sie auch
Arbeit schaffen und das Budget 1954, von
dem wir festgestellt haben, daß es in jeder
Beziehung unzureichend ist, ergänzen.

Der Herr Finanzreferent ist nicht nur Prä­
sident der NEWAG - eine Funktion, von der
ich immer wieder betone, daß sie in jeder
anderen Körperschaft als inkompatibel, als
unvereinbar angesehen würde, aber der nieder­
österreichische Landtag bildet diesbezüglich
eine nicht rühmenswerte Ausnahme (Ruf bei
der ÖVP: Siehe Kärnten!) -~, sondern auch
Hauptschullehrer und Volksbildner. Er wird
wahrscheinliCh - ich hoffe es -- bei der
Zusammenstellung des Budgets 1954 ungern
zum Rotstift gegriffen haben, um besonders
auf dem Gebiete der Kultur, wo er doch sach­
verständig ist, Dinge zusammell'zustreichen,
die es verdient hätten, in der Form angenom­
men zu werden, wie sie die Beamten des
Kulturreferates nach ihrem besten Wissen
und Gewissen aufgestellt haben. Es ist ja so,
daß wir heute auf dem Gebiet der Kultur

DRITTER PRÄSIDENT ENDL: Herr Ab­
geordneter Dubovsky, bitte den Redner nicht
zu unterbrechen.

Ich weiß, daß Dubovsky und die anderen
Ewei Abgeordneten der Volksopposition linien­
treue Kommunisten sind. Sie können hier
demokratisch reden, wie sie wollen, sie haben
aber nur ein Ziel, aus Österreich eine Volks­
demokratie zu machen, und wir alle, die wir
hier sitzen, können uns dann, wenn uns sonst
nichts passiert, jenseits des Urals besinnen,
ob wir richtig oder falsch gehandelt haben.
Jedenfalls kennen wir unser Schicksal, wenn
die Pläne des Dubovsky, des Genner und
ihres dritten Kumpanen einmal in Erfüllung
gehen sollten, und wir haben daher nur die eine
Aufgabe, das zu verhindern. Wir werden das
auch tun, müssen es aber gemeinsam tun. Es
ist daher bedauerlich, daß, angesichts der
bevorstehenden Wahlen, die Beziehungen
zwischen den beiden großen Parteien, zumin­
dest im niederösterreichischen Landtag, un­
leidlich geworden sind. (Abg. Dubovsky: Das
ist entscheidend, was du jetzt gesagt hast,
das ist das Eingeständnis. Nur wegen deT
Wahlen sind eure gegenseitigen Beziehungen
derzeit unleidlich. Zuerst wurde das bestrit­
ten!) Ich bitte, mich reden zu lassen. (Ab­
geordneter Dubovsky: Aber ja, red' weiter.
Halt' ich dir den Mund zu?)
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Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Zu dem im ordentlichen Voranschlag für
1954 unter Voranschlagsansatz 3129-64,
Druckkosten für Kataloge und Führer der
Museen und Sammlungen, vorgesehenen Kre­
dit wird ein Nachtragskredit VOn 30.000 S
bewilligt. "

Den drei Städten St. Pölt,en, Baden und
Wiener Neustadt bereitet die Führung eines
Theaters große Sorge. Die Bürgermeister die­
Eer Städte haben oft die Ansicht ihrer Finanz­
referenten zu bekämpfen, man solle ange­
sichts der hohen Auslagen für die Theater
deren Betrlleb e1'nstellen. Es ist aber selbst­
verständlich, daß wir das nicht tun können.
Das Theaterwesen in diesen drei Prorvinz­
städten Niederösterreichs hat schon eine be­
achtliche Höhe erreicht. Dabei müssen wir
anerkennen, daß dies vor allem durch den
Beitrag des Landes und auch den des Bundes
ermöglicht wurde. Nun sehen wir aber, daß
trotz genauester Einhaltung der Theater­
budgets noch immer der Bestand der Theater
gefährdet ist. Die Theater kommen eben mit
ihren eigenen Mitteln nicht aus, und es müs­
sen daher die drei Städte zum Theaterwesen
noch mehr beitragen als bisher, was ihnen
jedoch finanziell sehr schwerfällt. Ich erlaube
mir daher, folgenden Antrag zu stellen
(liest) :

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Zu dem im ordentlichen Vora'nschlag für
1954 unter Voranschlagsansatz 323-61, För­
derung des Theaterwesens, vorgesehenen Kre­
dit wird ein. Nachtragskredit von 200.000 S
bewilligt."

Zur weiteren Förderung der Kultur hat das
Land Niederösterreich durch sein Nieder­
österreichisches Tonkünstlerorchester wesent­
lich beigetragen. Das Niederösterreichische
To'nkünstlerorchester veranstaltet Aufführun­
gen in ganz Niederösterreich, und für die Ein­
wohner jeder Gemeinde bedeutet der Abend,
an dem das Tonkünstlerorchester auftrlitt,
wirklich einen hohen Genuß. Es sind ja
schließlich ganz hervorragende Dirigenten,
die sich diesem Niederösterreichischen Ton­
küns'tlerorchester zur Verfügung stellen, und
erst kürzlich konnten wir in der Person eines
gebürtigen St.-pöltners namens Richter einen
Nachwuchsdirigenten an der Spitze des
Niederösterreichischen Tonkünstlerorchesters
sehen und hören, der zu den besten Hoff­
nungen berechtigt. Aber auch Künstler
brauchen Geld, und es war daher not,wendig,
mit ihnen einen neuen Kollektivvertrag ab­
zuschließen. Dieser Kollektivvertrag bedlingt
jedoch Mehrkosten. Ich erlaube mir daher,
folgenden Antrag zu steIlen (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Zu dem im ordentlichen Voranschlag für
1954 unte'r Voranschlagsansatz 326--61, För­
derung des MUS1ikwesens, vorgesehenen Kredit
wird ein Nachtragskredit von 200.000 S be­
willigt."

Das niederösterreichische Kulturamt zeich­
net sich auch dadurch aus, daß es die Not
unserer Künstler durch .knkauf ihrer Werke
zu mildern sucht. Wir sehen auf den Gängen
und in den Räumen des Landhauses - hier
gehen wir wirkHch beispielgebend voraus ­
Bilder unserer niederösterreichischen Künst­
ler. Auch Ausstellungetn werden veranstaltet.
Wir müssen jedoch sehen, daß für alle diese
Förderungsz,wecke die vorhandenen Mittel U11­
zureiche~d sind, .weil unter den niederöster­
feiichischen Künstlern vielfach große Not
herrscht. Es ist eigentlich staunenswert, daß
bei den oft schlechten sozialen Verhältnissen
vieler Künstler Kunst überhaupt noch ge­
deiht. Ich stelle daher folgenden Antrag
(liest) :

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Zu dem im ordentlichen Vor,anschlag für
1954 unter Voranschlagsansatz 327-61, För­
derung der biLdenden Künste, vorgesehenen
Kredit wird ein Nachtragskredit von 100.000 S
bewilligt. "

Rühmenswert ist das steigende Verständnis
der Bevölkerung an den Gemeindebibliotheken.
Ich kann als Bürgermeister der Stadt St. Pöl­
ten berichten, daß wir einen Bestand an
Bücher'n haben, der dem der großen Biblio­
thek der Stadt SaIzburg jetzt schon fast
gleichkommt, ja ihn in manchen Belangen
sogar übertrifft. Wir sehen aber, daß sich
auch kleinere Gemeinden dankenswerterweise
um die Errichtung von Bibliotheken bemühen,
und daß sie immer wieder Ansuchen an das
Land richten, ihnen den Ankauf von neuen
Werken möglich zu machen. Infolgedessen
stelle ich den folgenden Antrag (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Zu dem im ordentlichen Voranschlag für
1954 unter Voranschlagsansatz 339-61, Bei­
träge für VoIksbildungszwecke, vorgesehenen
Kredit wird ein Nachtragskredit von 300.000 S
bewilldgt. "

Ebenso notwendig ist die Förderung der
iDenkmalpflege. Ni'€jderästeirreich 'ist ein an
Kulturdenkmälern reiches Land. Sein Bestand
an Kulturdenkmälern ist kongruent der
großen Zahl landschaftlich schöner Flecken
in der Natur. Wir müss,en abet leider fe,st­
stellen, daß auch der Niederösterreicher, oft
schon in frühester Jugend, von dem Drang
der modernen Zeit erfüllt ist, in ferne Länder
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zu fahren, während er das eigene Land viel
zuwenig kennt. Es wäre daher unsere Pflicht
als Abgeordnete, immer wieder darauf hlinzu­
weisen, welche Natur- und Kunstschatze in
Niederösterreich vorhanden sind. Darum kön­
nen wir uns sicher auch nicht des Antrages
entschlagen, der lautet (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Zu dem im ordentlichen Voranschlag für
1954 unter Voranschlagsansatz 354--61, Bei­
träge für Denkmalpflege, vorgesehenen Kredit
wird ein Nachtragskredit von 80.000 S be­
willigt."

Der Schutz unserer Natur muß uns allen
am Herzen liegen. Es ist notwendig, darauf
hinzuweisen, daß es hier leider vielfach noch
an der Erz!iehung unserer Jugend fehlt, die
oft sehr viel an der Natur sündigt. Es wird
Aufgabe von Schule und Familie sein, die
Jugend schon frühzeitig zu belehren, wie
wichtig die Pflege des Naturschutzes ist. Wir
beantragen daher (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Zu dem im ordentlichen Voranschlag für
1954 unter Voranschlagsansatz 355~-61, Bei­
träge zu Naturschutzausgaben, vorgesehenen
Kredit wird ein Nachtragskredit von 25.000 S
bewilLigt. "

Hierzu möchte ich noch bemerken, daß der
Landtag zwar eine Art Schutz durch die so­
genannte Bergwacht geschaffen hat, die aber
noch immer nicht verwirklicht ist. Die von
uns vorgeschlagene Summe wird daher für
ihre Verwirklichung notwendig sein.

Das Volk von· Niederösterreich ist ein
musisches Volk, und darauf siind wir auch
stolz. Wildgans und Weinheber haben immer
wieder darauf hingewiesen. Wir sollten diese
Anlagen unseres Volkes aber auch entspre­
chend pflegen. Auf dem Gebiete der Musik ist
infolge des Krlieges viel zugrunde gegangen.
Hier ist viel nachzuholen. Wenn vielleicht hie
und da, wenn man eine Musikkapelle bei Auf­
zügen hö,rt, es besser ist, die Ohren zu
schließen und die Kapelle ruhig vorüber­
ziehen zu lassen, so entbindet uns das nicht
der Pflicht, dafür zu sorgen (Ruf: Der gute
Wille!) - ja, der gute Wille macht es nicht
allein -, daß diese Kapellen unterstützt und
deren Mitglieder entsprechend unterrichtet
werden. W,ir erachten es daher als unsere
Pflicht, folgenden Antrag einzubringen (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Im ordentlichen Voranschlag für 1954
wird im Unterabschnitt 326, Musikwesen, ein
neuer Voranschlagsansatz eröffnet und für
den Ankauf von Instrumenten und Trachten
für Blasmusikkapellen in Niederösterr8ich ein
Nachtragskredit von 100.000 S bewilligt,"

Zum Stolz unseres Kulturreferates gehörea
die Schätze des Museums Carnuntinum, und
es ist nicht zuviel gesagt, es könnte, wenn
wir die Ausgrabungen in Carnuntum u'nd in
den dort umliegenden Orten weiter fö,rdern,
eines schönen Tages vor den Toren Wiens
förmlich ein 'neues Pompeji entstehen. Jeden­
falls sind es unter den Bundesländern zwei,
Kärnten und Niederösterr1elich, die sich eines
ganz besonderen Schatzes von römischen
Funden erfreuen. vVir mußten nun leider zur
Kenntnis nehmen, daß bei den Grabungen in
Carnuntum eine Pause eintreten soll, weil
End,e des Jahres 1953 nicht die entsprechen­
den Summen dafür bereitgestellt werden
konnten. Es wurden für die Kosten dlieser
Grabungen 100.000 S verlangt, da sich jedoch
inzwischen verschiedene Forstdirektionen und
auch umliegende Gemeinden bereit erklärt
haben, bei den Grabungen mitzuhelfen, ist
nur noch eine Summe von 50.000 S notwen­
dig. Ich beantrage daher (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Im ordentlichen Voranschlag für 1954 wird
im Unterabschnitt 359 ein neuer Voran­
schlagsansatz eröffnet und für Zwecke der
Erdabfuhr bei den Grabungen in Carnuntum
ein Nachtragskredit von 50.000 S bewilligt."

Notwendig ist ferner in der Landesbiblio­
thek die Anlage eines Schlagwortkataloges
und die Durchführung von Buchbinderarbei­
ten. Infolgedessen wird beantragt (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließ.en:

"Im außerordentlichen Voranschlag für
1954 wird in Gruppe 3 ein neuer Voran­
schlagsansatz eröffnet und für die Anlage
eines Schlagwortkataloges und zur Durch­
führung von Buchbiniderarbeiten in der
niederösterreichischen Landesbibliothek ein
Nachtragskredit von 45.000 S bewilligt."

Zum Schluß möchte ich noch einen Antrag
für unser Juwel bringen, nämlich für unser
niederösterreichisches Landesmuseum, das,
wie wiederholt gesagt wurde, eigentlich das
modernste Museum von Wien ist. Es ist nach
ganz modernen Ges,ichtspunkten zusammen­
gestellt; nur eine Abteilung, die Strafrechts­
altertümersammlung, ist so übernommen wor­
den, wie sie ihr Stifter dem Land zur Ver­
fügung gestellt hat. Nun wäre es wichtig,
auch diese Sammlung entsprechend den
Grundsätzen des niederösterreichischen Muse­
ums auszugestalten. Dazu bea'ntrage ich
(liest) :

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Im außerordentlichen Voranschlag für
1954 wird in GruPPe 3 ein neuer Voran­
schlagsansatz eröffnet und für die Ausgestal-

-r­
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tung der Strafrechtsaltertümersammlung und
zum Ausbau der Depots im Landesmuseum
ein Nachtmgskredit von 120.000 S bewilligt."

Zum Schluß möchte ich noch auf einen
Antrag des Abg. Dubovsky zurückkommen,
beti dem er immer feststellt, daß ich dagegen
stimme oder mich der Stimme enthalte. Ich
werde das aber konsequent bei jedem kommu­
nistischen Antrag machen. Es handelt sich bei
diesem Antrag des Abg. Dubovsky um die
Beseitigung des Barackenelends in St. pölten.
Dazu brauchen wir in St. Pölten aber die
Kommunisten nicht. Wir haben Baracken, die
schon 40 Jahre alt sind und schon seit
20 Jahren demoliert gehören. Ich habe im
St.. pöltner Gemeinderat darüber gesprochen,
und ich beschränke mich nicht so wie andere
darauf, den vorangegangen Bürgermeaster
dafür verantwortlich zu machen, daß in der
Barackenangelegenheit nichts geschehen ist,
weil ich die Schwierigkeiten von Grund auf
kenne. Ich kenne die Barackenverhältnisse
noch aus der Zeit nach me,iner Rückkehr vom
Militär, wo ich als Arzt in den Baracken
arbeitete. Wir können wahrscheinlich heuer
im Herbst zwei dieser Baracken demolieren,
nachdem wir die unglücklichen Bewohner die­
ser Baracken anderweitig untergebracht
haben. Die Sache ist wohl schwierig, sie wird
aber durchgeführt wem:lem. Wir haben mit
Vergnügen vernommen, daß ein Teil der
Besatzungssteuer dazu verwendet werden soll,
das Barackenelend in ganz Österreich zu be­
seitigen. Wir hoffen, daß diese Summen aus­
reichen, um diese Barackenschande wirklich
zu beseitige'n. Dazu braucht es aber eine län­
gere Zeit, denn das kann man nicht fÖI1mlich
aus d.ern Ärmel schütteln, denn da sind so
manche Probleme zu lösen. Jeder, der diese
Angelegenheit kennt, weiß, wie schwierig oft
die Verhältnisse bei den Versuchen Iiegen,
die Bewohner der Baracken anderweüig unter­
zubringen, die oft jahrzehntelang wirklich
menschenunwürdig hausen müssen. Die Sankt­
Pöltner Gemeinde wird diese Sache erledigen,
dazu brauchen wir weder eine Aufforderung
noch irgendeinen Antrag. Wir werden eben
aus den Mitteln der Besatzungssteuer die ent­
sprechenden Summen bekommen, und wir
sind überzeugt, daß es uns dann möglich sein
wird, so ähnlich wie in Oberösterreich, auch
in Niederösterreiich eine Landesgesellschaft
zu gründen, die uns in St. Pölten die notwen­
digen Mittel zur Beseitigung des Baracken­
elends zur Verfügung stellt. Wir wollen in
den nächsten Wochen diese Angelegenheit in
Linz studieren. Das Material haben wir uns
schon verschafft, wir werdien dann mit ent­
sprechenden Anträgen kommen, damit in
ähnlicher Weise wie in Oberösterreich auch

in Nieder,österreich dieses Barackenelend end­
lich beselitigt wird.

Im großen und ganzen glauben Sie nicht,
meine verehrten Herren Abgeordneten von
der Majorität, daß wir heute aus reinem
Übermut diese Form gewählt haben, um die
heutige Vorlage, die Sie ,erst jetzt in später
Stunde als Nachtragsbudget bezeichnen, mit
unseren Anträgen auszustatten. Ursprünglich
lag die Sache anders. In unseren Augen ist es
eben eine absolute Übertretung der Geschäfts­
ordnung - Sie h8!ben sich zwar dazu nicht
bekannt --, daß Sie sich dazu verstanden
haben, in dieser Form dringende Aufgaben
des Landes Niederösterreich endlich der Er­
füllung näherzubringen. Wir sind bereit,
immer wieder mitzuarbeiten, müss,en aber
doch seit einiger Zeit bemerken - wir führen
das, verzeihen Sie mir den Eindruck, auf die
bevorstehenden Wahlen zurück -, daß die
Zusammenarbeit Von Ihrer Seit,e aus uns
wiI1kHch schwergemacht wird. Ein Antrag,
der zuerst von einer anderen Partei ein­
gebracht wurde, von Ihnen d~nn aufgenom­
men und ins Gegenteil verkehrt wird, oder
ein Antrag, wie der heute uns 'beschäftigende,
dessen finanzieller Inhalt von Ihnen fÖI1mlich
hinauflizitiert wird, können von uns nicht
widerspruchslos hingenommen Wierden. Wir
wollen zusammenarbeiten, ja wir müssen zu­
sammenarbeiten angesichts der Gefahren, die
für Land und Volk in Österreich und in
Niederösterreich noch bestehen. Unseren
guten Willen wollen wir immer zeigen, aber
uns in jeder Beziehung zu majorisieren, das
betrachten wir wirklich nicht als demokra­
tisch. Darüber werde ich übrigens noch in
diesem Hause, wenn das Gesetz zur Wahlord­
nung der Statutarstädte eingebracht wird,
einiges zu sagen halben, denn bei dies.em
Gesetz wollen Sie den Versuch machen, sich
an vier Städten dafür schadlos zu halten, was
Sie bei den übrigen Gemeinden nicht tun
können. (Beifall bei der Spö.)

PRÄSIDENT SASSMANN (der mitllerweile
den Vorsitz übernommen hat): Zum Wort
gelangt Herr Abg. G r 31 ben hof e r.

Abg. GRABENHOFER: Hoher Landtag!
Ich möchte darauf hinweisen, daß im außer­
ordentlichen Voranschlag 1954 kein Kredit
für die Landessiechenanstalt in Mistelbach
vorgesehen ist. Es ist uns ruber bekannt, daß
diese Siechenanstalt über meine Zentral­
heizungsanlage verfügt, sondern sich' immer
noch mit der Ofenheizung begnügen muß. Die
Errichtung einer Zentralheizung würde sich
auf 360.000 S stellen. Ich glaube, dieser Be­
trag würde durch die Einsparung von Heiz-
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material in einigen Jahren wieder zurück­
fließen. Der heutige Zustand in der Siechen­
anstalt Miistelbach kann auf die Dauer nicht
aufrechterhalten werden. Ich glaube daher,
daß es wichtig wäre, einen neuen Voran­
schlagsansatz im außerordentlichen Budget
zu schaffen, damit die Anstalt Mistelbach
nicht wieder einem allfälligen strengen Win­
ter mit großer Sorge entgegensehen muß.

Ich stelle daher folgenden Antrag (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Im außerordentlichen Voranschlag für
] 954 wird in Gruppe 4 ein neuer Voran­
schlagsansatz mit der Bezeichnung 45H--90,
Landessiechenanstalt Mistelbach, Errichtung
ei'ner Zentralheizungsanlage, erste Rate, er­
öffnet und hierfür ein Nachtragskredit von
100.000 S bewilligt."

Ich bitte um Annahme dieses Antrages.

PRÄSIDENT SASSMANN: Zum Wort ge­
langt Herr Abg. B u chi n ger.

Abg. BUCHINGER: Hohes Haus! Sehr
geehrte Damen und Herren! Ich möchte aus
Anlaß der Bewilligung von Nachtragskrediten
Ihr Augenmerk auf ein Randgemeindegebiet
lenken. Es handelt sich um das Landessäug­
lingsheim "Schwedenstift" in Perchtoldsdorf.
Das "Schwedenstift" hat eine ganze Reihe
von Renovierungsvorschlägen. So soll der
Umbau des Hauptgebäudes, der Küche und
der Zentralheizung durchgeführt werden, wo­
für mit dem Betrag von 30.000 S, der im
außerordentlichen Voranschlag vorgesehen ist,
das Auslangen nicht gefunden werden kann.
Ich stelle daher den Antrag (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Im außerordentlichen Voranschlag für
1954 wird ein neuer Voranschlagsansatz mit
der Bezeichnung 4810, Landessäuglingsheim
,Schwedenstift' in Perchtoldsdorf, eröffnet
und zur Durchführung verschiedener notwen­
diger Arbeiten ein Nachtragskredit von
423.500 S berw.illigt."

PRÄSIDENT SASSMANN : Zum Wort ge­
langt Herr Präsident Wo nd I' a k.

Abg. WONDRAK: Hoher Landtag! Man
hat versucht, uns einzureden, daß lebendige
Demokratie, wie sie genannt worden ist, in
diesem Hause in jeder Weise geübt wird. Man
scheint nun diese lebendige Demokratie so zu
verstehen, daß man nur Vorschläge, die von
der Mehrheitspartei kommem, als Notwendig­
keiten des Landes anerkannt. Die vielen
spitzen Bemerkungen, die immer gemacht
werden, wenn ein Redner von unserer Seite
irgendeinen Vorschlag bringt, charakteris.ie-

ren so recht und ganz eindeutig, daß hier von
einer Demokratie, geschweige denn von einer
echten, von einer lebendigen Demokratie, keine
Rede s.ein kann. Eine Demokratie ist nur
dann lehendig, wenn man die Wünsche und
Notwendigkeiten, die auch die anderen Par­
teien zu vertreten haben, respektiert und an­
erkennt. Es kann uns doch niemand sagen,
daß die Niederösterreicher überzeugt sein
werden, nur das sei Arbeitsbeschaffung, was
die Volkspartei in ihren Anträgen festgelegt
hat. Es kann uns doch niemand erzählen, daß
die Niederösterreicher glauben werden, nur
das sei echte und lebendige Demokratie, was
in den Anträgen der Volkspartei zum Aus­
druck kommt. Wenn man aber anderer Auf­
fassung ist, dann muß diese Auffassung auch
respektiert werden.

Die Arbeitsbeschaffung ist heute ein beso'n­
ders erstrebenswertes Ziel. Es ist richtig, daß
die Arbeitslosigkeit, Gott sei Dank, jetzt,
mitten in der Saison kann man sagen, wesent­
lich zurückgegangen ist. Aber es wäre über­
trieben, zu behaupten, daß damit jede Gefahr
auf dem Arbeitsmarkt geschwunden ist. Ich
glaube, es müssen auch in Zukunft noch alle
Anstrengungen gemacht werden, damit die
Arbeitslosigkeit nicht wieder in höherem
Maße auftritt. Gerade heute haben wir ge­
lesen, daß die Bundesregierung sich dieser
Gefahr vollständig bewußt ist, und daß sie
versucht, mit dem Entwurf eines Investitions­
programmes, von dem ich überzeugt bin, daß
es nicht nur aus den Anträgen einer einzigen
politischen Partei ents.tanden ist, die Voll­
beschäftigung oder zumindest den Beschäf­
tigungszustand, wie er heute gegeben ist,
möglichst aufrechtzuerhalten. Arbeitsbeschaf­
fung ist nach unseren Begriffen aber nicht
nur das, was Siie beantragt haben und was
Sie für gut finden, sondern auch wir, die wir
auf dem Gebiete der Verwaltung doch manche
Erfahrung gesammelt haben, können ganz
genau beurteilen, was für die Arbeitsbeschaf­
fung wirklich notwendig ist. Wenn Sie daher
von lebendiger Demokratie sprechen, so mUß.­
ten Sie selbstverständlich alle Anträge, die
hier gestellt werden, abwiegen und dürften
sich nicht einbilden, daß nur das, was von
Ihnen kommt, das Wichtigste und Notwen­
digste im Lande ist. Unter diesen Voraus­
setzungen haben wir unsere Anträge gestellt.
Es ist schon von Ihnen angedeutet worden,
daß Sie unsere Anträge ablehnen werden. Das
können Sie ohneweiters tun. Die Niederöster­
reicher werden aber gut darüber nachdenken,
ob wirklich nur das für das Land notwendig
ist, was Sie beantragen, und ich bin über­
zeugt, daß die Entscheidung, die sie fällen
werden, sehr eindeutig sein wird.

,
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Im Zuge der von uns gestellten Anträge
habe auch ich noch einige Anträge dem Hohen
Landtag vorzulegen. Es ist bekannt, eine der
großen Sorgen sämtlicher Gemeinden, ob
Klein- oder Großgemeinden, ist die Fort­
führung oder der Beginn der Kanalisierung.
Kanalisierung ist eine ,sanitäre Angelegen­
heit, und es gibt so viel z,wingende Momente
für die Durchführung der Kanalisierung in
den versl;hiedenen Städten, daß man darüber
keine weitere Rede halten muß. Wir wissen
alle genau, daß es für die Gemeinden äußerst
schwer ist, Beiträge des Landes für die Kana­
lisierung zu erhalten, und daß es noch
f'chwerer ist, daß die Gemeimden das Geld
zugezählt bekommen, wenn ihnen Landes­
beiträge zugesagt worden sind. Aus dieser
Erwägung heraus möchte ich folgendes bean­
tragen (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Zu dem im außerordentlichen Voranschlag
1'954 unter Voranschlagsansatz 68--75, Bei­
träge zu den Kosten für Kanalisierungen, vor­
gesehenen Kredit wird ein Nachtragskredit
von zwei Millionen Schilling b~willigt."

In Ihren Vorschlägen, von denen Sie be­
haupten, sie enthielten das Wichtigste, was in
Niederösterreich jetzt geschehen soll, ist bei­
spielsweise kein Nachtrags.kredit für Wasser­
leitungen vorgesehen. Die Wassel1versorgung
in Niederösterreich ist in diesem Hause wie­
derholt besprochen worden, und im Zusam­
menhang mit unserem niederösterreichischen
Wasserleitungsgesetz hatten wir alle Gelegen.
heit, darauf zu verweisen, wie notwendig es
ist, daß eine landesgesetzliche Regelung er­
folgt, um auf diesem Gebiete nicht nur Ord­
nung hereinzubringen, sondern auch vor allem
--' das war ja der Hauptzweck dieses Ge­
setzes -- den weiteren Bau von Wasserver­
sorgungsanlagen zu ermögIichen. Ich brauche
nur die Stadt Korneuburg zu nennen, ohne
auf Details und nähere Umstände einzugehen.
Es gibt viele solche Orte, die dringend eine
Wasserleitung brauchen. Wir sehen uns daher
veranlaßt, folgenden Antrag zu stellen (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Zu dem im außerordentlichen Voranschlag
für 1954 unter Voranschlagsansatz 68-61,
Beiträge zu den Kosten für Wasserversor­
gungen, vorgesehenen Kredit wird ein Nach­
tragskredit von vier Millionen Schilling be­
willigt. "

In den Anträgen, di.e Sie gestellt haben,
findet sieh eine auffällig hohe Post, und zwar
ein einmaliger Beitrag von 1,600.000 S für
die Erfordernisse des Aushaues des All­
gemeinen öffentlichen Krankenhauses in

Zwett!. Dazu möchte ich bemerken, daß das
zuständige Referat - wie schon heute ei'nige
Male gesagt worden ist - dem Finanzreferat
mitgeteilt hat, welche Mindestbeträge notwen­
dig wären, um den erforderlichen Ausbau der
niederösterreichischen Kranikenhäuser auch
in diesem Jahr mit Erfolg fortsetze~ zu
können. In diesen Vorschlägen war auch ent­
halten, daß für die Fortführung des Auslbaues
des Kranke'nhauses in Zwett! ein Betrag von
1,600.000 S erforderlich ist. Dieser Betrag
scheint genau so, wie er vom Referat erstellt
worden ist, in Ihrem Antrag auf; er ist also,
wie so viele andere Ansätze, aus der Vorlage
des zuständigen Landesamtes abgeschrieben
worden. Wir müssen aber feststellen, daß mit
diesem Betrag allein der vorzusorgende Aus­
bau der niederösterreichischen Krankenhäm:er
nicht gedeckt ist. Wir slind der Auffassung,
daß die bereits auf ein Minimum zusammen­
gestrichenen Notwendigkeiten der nieder­
österreichischen Krankenanstalten zur Gänze
weiterbestehen, und daß daher vorgesorgt
werden muß, damit diese notwendigen Arbei­
ten in den Krankenhäuslern durchgeführt wer­
den können. Wir sind daher der Meinung, daß
der vom Krankenanstalterireferat beantragte
Betrag von 7,7 Millionen' Schilling zur Gänze
aufrechtbleiben soll, damit auch den Not­
wendigkeiten der übrigen Krankenhäuser ent­
sprochen werden kann.

Ich stelle daher den Antrag (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Zu dem im außerordentlichen Voranschlag
für 1954 unter Voranschlagsansatz 519-90,
Einmaliger Beitrag zum Ausbau allgemeiner
öffentlicher Krankenanstalten in Niederöster­
reich, vorgesehenen Kredit wiI'd ein Nach­
tragskredit von 7,700.000 S bewilligt."

Wir wissen, daß seit einigen Jahren die
Landeserziehungsanstalt i'n Korneuburg im
wesentlichen umgebaut wird. Der Baufort­
schritt in dieser Anstalt ist kein allzu schnel­
leI'; die Mittel, die Zur Verfügung gestellt
werden, reichen gerade aus, daß die Arbeiten
nur stüokweise durchgeführt werden können.
Monatela'ng ist von einem wirklichen Bau­
fortschritt keine Rede. Nun sind gerade in
dieser Anstalt einige dringende Not1wendig­
keiten zu erfüllen, die schon aus hygienischen
Gründen im Interesse der jungen Menschen,­
die dort untergebracht sind, eine Erledigung
erfahren sollten. So ist z. B. die Errichtung
einer Zentralkläranlage eine unbedingte Not­
wendigkeit. Der Umbau der. Zentralheizung
auf Ölfeuerung WÜI'de einen Betrag von mehr
als 300.000 S beanspruchen. Um nur diese
beiden wichtigsten Arbeiten .in der Landes­
erziehungsanstalt Korneuburg entsprechend
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durchführen zu können, stelle ich folgenden
Antrag (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Im außerordentlichen Voranschlag für
1954 wird zu dem in Gruppe 4 vorgesehenen
Voranschlagsansatz 4850-90, Landeserzie­
hungsanstalt in Korneuburg, Wiederaufbau,
ein Nachtrags'kredit von 970.000 S bewilligt."

Die Landeserziehungsanstalt in Hollabrunn
ist ein Schmerzens,kind in mehrfacher Hin­
sicht. Wir hahen schon bei der Beratung des
Voranschlages darüber gesprochen, daß in
dieser Anstalt die alte Heizung unbedingt zur
Gänze erneuert werden muß. Seinerzeit wurde
hierfür im Voranschlag ein Kredit von
179.000 S bewilligt. Dann hat sich aber her­
ausgestellt, daß für diesen Umbau ein weiterer
Betrag von ungefähr '15.000 S erforderlich ist.
Um die bereits im Gange befindlichen Arbeiten
nicht unterbrechen zu müssen, beantrage ich
folgendes (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:
"Zu dem im außerordentlichen Voranschlag

für 1954 unter Voranschlagsansatz 4851-90,
Lan'deserziehungsheim in Hollabrunn, Umbau
der Heizanlage, vorgesehenen Kredit wird ein
Nachtragskredit von 45.000 S bewilligt."

Wir haben in der Anstalt Hollabrunn aber
noch andere Sorgen. Im Schulgebäude ist das
zweite Stockwerk eben im Ausbau, die übrigen
notwendigen Arbeiten müssen aber zurück­
bleiben, weil die präliminierten Beträge leider
nicht. ausreichen, um diese Arbeiten fertig­
stelle'n zu können. Ich möchte daher dem
Hohen Landtag folgenden Antrag zur Be­
schlußfassung vorlegen (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:

"Im außerordentlichen Voranschlag für
1954 wird in Gruppe 4 ein neuer Voran­
schlagsansatz mit der Bezeichnung 4851--91,
Landeserziehungsheim in Hollabrunn, Fertig­
stellung des zweiten Stockwerkes im Schul­
gebäude, eröffnet und hierfür ein Nachtrags­
kredit von 100.000 S bewilligt."

Sind schon diese Arbeiten für das Landes­
erziehungsheim in Hollabrunn eine Lebensnot­
wendigkeit, so ist es, glaube ich, auch un­
bestritten, daß der Zustand in der Landes­
lehranstalt für hauswirtschaftliehe Frauen­
berufe wirklich nicht mehr aufrechterhalten
werden kann. Dort nützt kein Um- und kein
Ausbau, dort muß, wie allgemein bekannt ist
und wie hier im Hause schon einige Male dar­
gelegt wurde, ein Neubau in die Wege geleitet
werden. Um diesen Neubau endlich beginnen
zu können, stelle ich folgenden Antrag (liest):

Der Hohe Landtag wolle beschließen:
"Im außerordentlichen Voranschlag für

195'! wird ein neuer Voranschlagsansatz 2430

mit der Bezeichnung, Landeslehranstalt für
hauswirtschaftliche Frauenberufe in Holla­
brunn, eröffnet und als erste Baurate für den
Neubau eines Schul- und Internatsgebäudes
ein Nachtrags,kredit von 2,000.000 S be­
willigt."

Wer die Verhältnisse in dieser Landeslehr­
anstalt kennt, wird ohneweiters zugeben, da[~

hier Abhilfe geschaffen werden muß.
Zu den von mir gestellten Anträgen kann

ich folgendes sagen: Erstens ist ihre Not.wen­
digkeit von keinem ernst zu nehmenden Men­
schen zu bestreiten, und zweitens dienen sie
der Arbeitsbeschaffung, die wir so dringend
brauchen, um die Menschen, die heute 'noch
Arbeit suchen, auf Arbeitsplätzen unter­
bringen zu können. Aus diesen Erwägungen
heraus, nämlich um die Notwendigkeiten des
Landes zu erfüllen und Arbeit zu beschaffe'n,
wurden die Anträge von uns gestellt. (Beifall
bei den Sozialisten.)

PRÄSIDENT SASSMANN: Zum Wort ge­
langt Herr Abg. Prof. Z ach.

. (Dritter Präsident Endl 'Übernimmt den
Vorsitz.)

Abg. ZACH: Meine sehr geehrten Frauen
und Herren des Hohen Landtages! Die Ein­
leitung der heutigen Landtagssitzung mit der
Geschäftsordnungsdebatte hat eine gewisse
Stellungnahme der Sozialistischen Partei auf­
gezeigt. Ich muß Ihnen sagen, daß ich in die­
sem Punkt wieder enttäuscht wurde, weil Sie
die von Ihnen ständig geäußerte Konsequenz
in Ihrer Überzeugung nicht eingehalten haben.
Sie rühmen sich nämlich immer, daß Sie eine
konsequente Politik führen und stets eine
konsequente Stellungnahme beziehen. (Leb­
hafte Zwischenrufe bei der SPÖ. --- Dritter
Präsident Endl gibt das Glockenzeichen.) Sie
haben aber bewiesen, daß Sie sich in Ihrer
ersten Stellungnahme selbst nicht ernst ge­
nommen haben, und nun verlangen Sie, daß
wir Sie jetzt in Ihren Anträgen ernst nehmen
sollen. Der Herr Präsident Wondrak hat in
den Schlußsätzen seiner Rede gesagt, daß
jeder er11st zu 'nehmende Mensch seine An­
träge als berechtigt ansehen muß. Über das
Berechtigte der Anträge wollen wir keine
Debatte abführen, sondern nur über ihre Er­
füllbarkeit. Ich möchte Ihnen kurz sagen,
warum wir unsere Anträge so geordnet haben,
wie sie i'n der heutigen Vorlage enthalten
sind. Der oberste Grundsatz einer ernst Zll

nehmenden Partei muß sein, in erster Linie
dar Versprochene zu erfüllen. Ich glaube,
der Herr Landeshauptmannstellvertreter Po·pp
win1, sich noch an die Fina'nzausschußsitzung
erinnern, wo er bei zwei Anträgen, die von
seiten der Sozialisten gestellt wurden, gesagt

T
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hat: Ich hoffe, daß zumindest der Zach dafür
sorgen wird, daß diese z,wei wichtigen An­
träge bei der ersten möglichen Gelegenheit
erfüllt werden. Das war bei der Debatte über
die Einbeziiehung der Vorfinanzierung von
Hausratsdarlehen in das Kapitel Wohnbau­
förderung. Herr Landeshauptmannstellvel'tre­
tel' Popp hat mit Berechtigung gesagt,
wenn neue Verpflichtungen in diesen Vor­
anschlagsanSlatz hineinkommen, muß er zu
gegebener Zeit auch erhöht werden. Ich
habe mich nicht getraut, laut und deut­
lich zuzustimmen, sondern ich habe nur ge­
nickt. (Landeshauptmannstellvertreter Papp:
Das hat mir genügt!) Heute haben wi.r
mit unseren Anträgen bewiesen, daß wir die­
sem Voranschlagsansatz erstens aus Arbeits­
beschaffungsgI1ünden und zweitens aus Grün­
den der Wohnraumbeschaffung große Bedeu­
tung beimessen. Ich war nun -einfach entsetzt,
als wir heute hören mußten, daß wir Privaten
Gelder gleichsam in den Rachen werfen, wenn
man ihnen zu einem Eigenheim verhilft. Unter
Eigenheim verstehen wir a!ber nicht nur ein
Siedlungshaus, sondern auch das eigene Heim
als solches, und dazu gehört auch das Woh­
nungseigentum.

Herr Dr. Steing,ötte:r hat unter anderem
heute auch besonders flehentlich ersucht, daß
für die Schwesternschule in St. Pölten, die
den so notwendigen Nachwuchs an Pflege­
schwestern heranbdldet, etwas getan wird.
(Abg. Dr. Steingötter: Nicht flehentlich, son­
dern höflich!) Ich erinnere mich fast ganz
genau an Ihre Worte, sie haben einen beinahe
weinerlichen Ton gehabt. (Abg. Dr. Stoin­
götter: Weil ich Hunger habe! -- Heiterkeit.)
Sie haben nämlich ZiWei Töne in Ihren Reden:
einmal den lächelnden Ton (Abg. Dr. Stein­
götter : Dann bin ich satt! - Lebhafte H eiter­
keit) und dann den weinerlichen. Nun, auch
dafür haben wir ein geneigtes Ohr gehabt,
Ihr Wunsch ist erfüllt worden, und ich staune
nur, daß man dann wieder unzufrieden ist
und sich darüber beklagt, daß Ihren Wü'n­
schen nicht Rechnung getragen worden ist.
Warum ist das aber geschehen? Weil wir
eben damals laut und deutlich erklärt haben,
wir werden alle notwendigen Dinge in der
Reihenfolge der Dringlichkeit und der Mög­
lichkeit erfüllen. Daher haben wir einen Aus­
zug aus den Forderungen und Wünschen ge­
macht und sie klassifiziert und gereiht. Zu
dem schon von der Landesregierung Bean­
tragten haben wir noch wesentliche Er­
höhungen beantragt, nämlich 30 Millionen
den ursprünglichen zehn Millionen hinzu­
gefügt. Das ist nun von der Minderheit, ob­
wohl damit a:uch viele von ihren Wünschen
erfüllt wurden, durch deren Anträge um fast

das Doppelte überboten worden, denn die An­
träge der Minderheit machen mehr als 55 Mil­
lionen aus. (Berichterstatter Abg. Schöberl:
71 Millionen haben wir schon!) Die Summen,
die wir beantragt haben, sind also von Ihnen
mehr als verdoppelt worden. Wenn Sie glau­
ben, meine sehr verehrten Herrn Vertreter
der Minderheit, daß damit die richtige Ver­
teilung g,egeben ist, dann kann ich Ihnen nur
sagen, daß wir das unmöglich ernst nehmen
können. (Zustimmung bei der ÖVP.) Zuerst
schimpfen und dann doppelt kaufen, nicht
nur einfach, das übersteigt die normalen Be­
griffe. (Abg. Stangler: Das ist eben das
Ringelspiel! )

Ebenso ha,ben Sie es mit unserem Fina'nz­
referenten durch Jahr und Tag gemacht.
Herr Abg. Steingötter und Herr Abg. Staffa
haben dem F,in:anzreferenten einige Male in
der heftigsten Weise Vorwürfe gemacht, daß
er von den Krediten, die er aufzunehmen be­
rechtigt war, keinen Gebrauch mache. Jetzt
aber, wo die Möglichkeit gegeben ist, von
diesen Krediten Gebrauch zu machen, wird
dies in ihren ZeHungen und Wahlflugschriften,
die schon etwas verfrüht den Wahlkampf er­
öffnen, in der unglaublichsten Weise verdreht
und als Schuldenrnachen angeprangert.

Es ließe sich darüber noch sehr viel sagen,
aber ich will jetzt kurz zum Hauptgegenstand
kommen: Arbeitslosigkeit - Arbeitsbeschaf­
fung. Der Kollege Ha:inisch wurde heute vom
Kollegen Staffa der unrichtigen Darstellung
geziehen - ich drücke mich sehr vors:lchtig
aus -, weil B'l' gesagt hat, es gibt keine
ar,beitslosen Bauarbeitel'. Er hat nicht gesagt
Bauhilfsarbeiter, sondern Bauarbeiter. Herr
Dr. Steingötter hat dies dann selber bestätigt
und gesagt: Wir ha:ben in St. Pölten keine
arbeitslosen Maurer und keine arbeitslosen
Violinsp,ieler. Ich glaube, Sie haben sich gut
vorbereitet, und Sie sind deshalb vorzeitig aus
dem Finanzaus,schuß weggegangen, um Ihre
Zeit zur Vorbereitung etwas zu strecken, aber
trotzdem ist die Abstimmung der Instru­
mente, zu denen auch die Violine gehört, noch
nicht vollständig erfolgt, sonst hätte nicht
ausgerechnet der Nachbar des Dr. Steingötter
den Abg. Hainisch Lügen strafen oder der
unrichtigen Darstellung zeihen müssen. Ich
sage Ihnen, wir haben noch arbeitslose Bau­
hilfsarbeiter, aber daran ist nur die sozia­
listische Verschleppungstaktik schuld. Hätte
das Ministerium der verstaatlichten Betriebe
rechtzeitig dafür gesorgt, daß die Projekte
für Ybbs-Persenbeug hieb- und stichfest vor­
bereitet sind, dann hätten dort die Arbeiten
bereits begonnen werden können, und es wäre
möglich gewesen, Bauhilfsarbeiter dort zu be­
schäftigen. Weiter, hätte Ihre Partei in der
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Frage der Autobahn nicht eine so sonderbare
Stellung bezogen, dann wären ·auch dort be­
reits einige tausend Bauhilfsarbeiter in den
Arbeitsprozeß eingegliedert. (Abg. Wondrak:
Darüber werden wir noch reden!) Man hat
dies alles vera-bsäumt, denn dlie sozialistische
Minderheit will unbedingt recht behalten. Ich
habe Ihnen schon einmal gesagt, mit dem
Plakat Ihrer Partei, auf dem ein Lautsprecher
binausruft: "Wir haben doch recht behalten,
der Kurs Raab-Kamitz wird die Arbeitslosig­
keit steigern", haben Sie dokumentiert, daß
Sie willens sind, alles zu tun, um recht zu be­
halten, selbst auf die· Gefahr hi'n, den Ruhm
zu ernten, daß Sie dazu beigetragen haben,
die Arbeitslosigkeit hochzuhalten. Das ist ein
trauriger Ruhm, aber Sie scheinen bestrebt
zu. sein, diesen Ruhm einzuheimsen.

Wenn nun heute wieder gesagt wurde, daß
Ihren Wünschen nicht Rechnung getragen
wird, so möchte ich hierzu folgendes bemer­
ken. Ich würde mich freuen, wenn wir in einer
Stadt, wo wir das Brot der Minderheit zu
beißen haben, ein Zehntel von unseren Wün­
schen, ja ich möchte noch weitergehen, ein
Zehntel von positiven Zusagen erfüllt be­
kommen hätten. (Landeshauptmannstellver­
troter Papp: Das ist fast so. wie im Land
Niederösterreich! ) Wir werden in der näch­
sten Zeit über diese Dinge etwas sprechen
müssen. Seit acht Monaten ist uns in Wiener
Neustadt versprochen, daß ein Arbeiter des
Schlachthofes, der durch einen Betriebsunfall
in seiner Arbeitsleistung beschränkt ist, auf
einem leichteren Posten ange~tellt wird Bis
heute ist das nicht geschehen.

Eine andere Sache betrifft das Wicner­
Nem:tädter Krankenhaus, weil sich Herr
Dl'. Steingötter immer beklagt, daß die Kran­
kenhäuser vom Lande viel zuwenig subven­
tioniert werden. (Abg. Wondrak: Uberhaupt
nicht!) Herr Präsident Wondrak, Sie wissen,
daß alles, was nicht ges.etzliche Verpflichtung
des Landes ist und doch gegeben wird, eine
Subvention des Landes ist; nur das ist keine
Subvention, wozu ich gesetzlich verpflichtet
bin. Das Land subventioniert aber sehr viele
Dinge, die nach dem Gesetz alleinige An­
gelegenheit der Städte und Gemeinden wären.
Ich führe das nur kurz an. Was jsagen Sie
aber dazu, daß es einfach unmöglich ist, auch
nur einen Assistenz- oder Sekundararzt auf
unseren Vorschlag hin anzustellen? (Landcs­
hauptmannstellvertreter Papp: Das 'ist fast
so, wie bei den niederösterreichischen Ge­
meindeärzten!) Gar nicht zu reden von den
Versprechungen, die gelautet haben. daß die
Primararztposten einzig und allein nach fach­
lichen und sachlichen Voraussetzungen be­
setzt werden. Wir haben in den nächsten
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Tagen Gelegenheit, die Probe aufs Exempel
zu machen. (Landeshauptmannstellvertreter
Papp: Herr Professor, wir werden sie heute
noch haben!) Auf Grund einer Ausschreibung,
bei der 20 Bewerber gewesen sind - (Zwi­
schenrufe des Landeshauptmannstellvertreters
Papp.) Das ist nur eine Folgeerscheinung
Ihrer Terrorisierung seit Jahr und Tag!
(Landeshauptmannstellvertreter Papp: N a.tür­
lieh, die Minderheit terrorisiert die Mehrheit,
ganz klar! - Heiterkeit und lebhafte Zwi­
schenrufe bei der SPÖ. - Dritter Präsident
Endl gibt das Glockenzeichen.) -- hat der
Landessanitätsrat einstimmig, also auch mit
der Stimme des sozialistischen Vertreters im
Sanitätsrat, Reihungsvorschläge gemacht und
vier Gruppen gebildet. In der ersten Gruppe
wanm die Dozenten und Assistenten an den
beiden Kliniken enthalten ; die zweite Gruppe
umfaßte die ~achlich ausgebildeten Ärzte, in
der dritten Gruppe sind diejenigen, die sich
auch noch bewerben konnten, weil sie an­
nähernd die Bedingungen erfüllten, und in der
vierten Gruppe waren jene Bewerber enthal­
ten, von denen man sagen kann, daß man sie
Überhaupt nicht recht reihen kann. (Abgeord­
neter Dr. Steingötter : Prosektur Speising!)
Was ist nun geschehen? Ich habe heute tele­
phonisch gehört, daß ausg'erechnet aus der
vierten Gruppe der betreffende Arzt kommen
soll, weil es den Herren Ihrer Partei (zu den
Sozialisten gewendet) gefallen hat, selber für
diese Art _der Besetzung einzutreten. Nun
fragen wir uns wirklich, wenn es so ist, daß
man sogar in Zwiegesprächen den Mut auf­
bringt, uns zusagen, von uns werde kein
Primar- oder Ass,istenz-arzt in das Kranken­
haus hi'neinkommen, glauben Sie da wirklich,
daß wir es dann mit unserem Gewissen noch
vereinbaren können, weiter Geld und wieder
Geld für Ihre Anträge zu bewilligen? Sie wer­
den doch endlich begreifen müssen, daß auch
die größte Geduld Grenzen kennt, denn das
wird von Ihnen schon seit dem Jahre 1945 so
praktiziert, nicht erst seit der Zeit, wo
Meinungsverschiedenheiten bestehen.

Ich möchte jetzt noch über etwas anderes
sprechen. Immer wieder wird von Ihrer sozia­
len Einstellung gesprochen, und dabei mußten
wir erfahren, daß einem total Blinden noch
immer die Pension verweigert wird, weil er
während der Nazlizeit bei der Partei war, ob­
wohl es heißt, das die total Blinden den Spät­
heimkehrern gleichzustellen sind. Zu dieser
Sache hört man dann noch, man werde nichts
zahlen, es sei denn, man werde vom Verwal­
tungsgerichtshof gezwungen, zu zahlen. Sie
mÜEsen verstehen, wie das auf uns wirkt, Wir
haben oft über diese Dinge unseren Mißmut
geäußert. Wenn wir aber jetzt sehen, wie wir
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uns bemüht haben, wirklich immer bis zur
äußersten GrenZJe des Entgegenkommens zu
gehen und trotzdem immer nur persönliche
Angriffe erfahren haben, dann müssen wir
hin einmal sagen: Nein, so kann es nicht
mehr weitergishen!

Herr Abg. Steingötter ihat heute dem Kol­
legen Tng. Hirmann den Ehrentitel des intel­
ligenteste;1 Abgeordneten des Hauses aus­
gestellt. Ich würde solche Sachen nicht
machen. Graduieren im allgemeinen ja, aber
im besonderEn nicht, weil dabei etwas zurück­
fallen könnte. Er hat uns aber nicht jE'nen
Ehrentitel gegeben, wie ihn sich Herr Ab­
geordneter Dr. Steingötter selber bei den
Beratungen im Unterausschuß des Verfas­
sungsausschusses beigelegt hat, nämlich daß
er ein Unikum ist, und daß es nur noch ein
zweite~ Unikum in ganz Österreich gibt, und
das ist der Herr Bundespräsident. Dem Herm
Bundespräsidenten wollen auch wir diesen
Ehrentitel zuerkennen. (Zwischenrufe des
Abg. Dr. Steingötter.) Sie haben wörtlich
gesagt: Ich bin ein solches Unikl;m und der
Herr Bundespräsident! Das ist wohl die
höchste Graduierung. (Dr. Steingötter schüt­
telt den Kopf.) Ja, ich stütze Ihr Gedächtnis,
Herr Dr. Steingötter, Sie haben das gesagt
mit der Begründung, daß Sie und der Herr
Bundespräsident die einzigen Offiziere sind,
die noch aus der Zeit der Monarchie in die
jetzige öffentliche Vertretung herüberragen.
Das war wörtlich von Ihnen gesagt. Ich hätte
es sonst nicht gewagt, das Wort "Unikum"
auszusprechen.

Meine sehr verehrten Vertreter der Minder­
heit, vielleicht habsn Sie eine gewisse Berech­
tigung, jetzt ein bißchen verbittert zu sein,
weil wir Ihre Anträge ablehnen müssen; hät­
tm Sie aber bei einigen Kapiteln für uns an­
nehmbare Anträge' gestellt, dann .hätten wir
diese angenommen. Wenn Sie uns aber hier
AnträgE mit 73 Millionen Schilling präsen­
tieren, dann müssen Sie zugeben, daß wir 'uns
fragen, wo sollen wir anfangen und wo auf­
hören, denn alle diese 73 Millionen' bereitzu­
stellen, ist unmöglich. Sie haben alle Ihre An­
träge mit diesem 73-Milliollen-Schilling-Er­
fordernis als dringlich, al~ notwendig usw.
hingestellt; wer aber selber nicht zu reihen
versteht, der kann von den anderen nicht ver­
langen, daß sie das, was Sie nicht können,
durchführen. Es ist daher selbstverständlich
-- dazu haben Sie uns fast gezwungen -,
daß wir Ihre Anträge ablehnen. (Landes­
hauptmannstellvertreter Popp: Siewnren auf­
fallenderweise bei. jeder Beratung und Aus­
einandersetzunQ' nicht da!) Ich bin so kon­
ziliant und lasse sogar den Zwischenrufer aus­
reden. (Landeshauptmannstellvertreter Popp:

Ah, da scha1t her!) Hätten Sie von vornherein
eine Stellung bezogen, die nicht anmaßend
und nicht aufdringlich gewesen wäre, so hätte
sich vielleicht eine Vermittlung finden lassen.
Statt dessen wird bei den Ausschußsitzungen
von Ihnen von vornherein erklärt, dieser oder
jener Antrag von uns wird nie durchgeführt
werden, ebenso wie Herr Dr. Steingötter im
Unt,erausschuß erklärt hat, das Wahlgesetz
für die Städte mit eigenem Statut werde nie
Gesetzeskraft erlangen. Hätte er gesagt, wir
werden uns, solange es möglich ist, wehren,
so wär,e das gut und recht gewesen. Aber zu
sagen, daß das nie Gesetz werden wird, be­
deutet Gewaltandrohung, und da können wir
nicht ruhig zusehen. Ebenso haben wir im
Verfassungsausschuß mit einem Langmut,
der ni~ht zu überbieten ist, zugehört, obwohl
uns die Geschäftsordnung die Möglichkeit
gegeben hätte, die Situation mit einem Schlag
zu ändern. (Landeshauptmannstellvertreter
Popp: Hätten Sie es doch getan!) Wir tun es
nicht, solange wir dazu nicht gezwungen wer­
den, aber wir lassen uns auf die Dauer von
der Minderheit nicht terrorisieren, das muß
einmal von Ihnen zur Kenntnis genommen
werden. Sollte es aber so weit kommen, dann
werden wir alle Möglichkeiten, die die Ge­
schäftsordnung uns einräumt (Landeshaupt­
mannstellvertreter Popp: Sogar einmal ein­
halten!), wenn Sie es wün.schen, bis zur
Bewußtlosiigkeit ausnützen. (Landesrat Stika:
Das ist die Sprache von Korneuburg! Wir
trerden uns diesen Hochmut nicht gefallen
lassen, Herr Professor Zach! - Gegenrufe
bei der ÖVP.)

DRITTER PRÄSIDENT ENDL (das Glok­
kenzeichen gebend): Ich bitte um Ruhe, das
Wort hat Herr Abg. Z ach.

Abg. ZACH (fortsetzend): Der Herr Lan­
desrat Stiika war bei ei'ner sogenannten demo­
kratischen Versammlung in Wiener Neustadt,
bei der die Leute in zwei Reihen aufgestellt
waren, um mich aus dem Saal so' hinauszu­
treten, daß ich mit keinem heilen Flecken
davonkomme. (Hörthörtrufe bei der ÖVP. ­
Landesrat Stika: Ich?) Sie waren bei dieser
Versammlung. (Erregte Zwischenrufe bei der
SPö und ÖVP. - Landeshauptmannstellver­
treter Popp: Wer hnt sich denn nu! den Bür­
germeisterstuhl von Wiener Neustadt im
Jahre 1934 gesetzt? Welcher Demokrat war
das? - Ruf bei der öVP: Dazu hnbt Ihr uns
getrieben!)

DRITTER PRÄSIDENT ENDL: Ich bitte
den Redner sprechen zu lassen.

Abg. ZACH (fortsetzend): Herrn Landes­
rat Stika war es vorbehalten, die ruhige und
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sachliche Debatte auf ein persönliches Geleise
zu schieben. (Landesrat Stika: Ich nicht, aber
Ihr Hochmut, den Sie da an den Tag legen!

- Abg. Stangler: Ja, aber Ihr Hochmut, mit
dem Sie hier auf und ab spazwren, wie der
Kommandant des Hauses!) Ich bin am Tage
des Brandes des JustizpaIastes im Jahre 1927
~- ich habe keiner bewaffneten Organisation
oder Selbstschutzorganisation angehört ­
nur deswegen, weil ich mit dem Abzeichen
der christlich-deutschen Turnerschaft durch
Wiener Neustadt gegangen bin, dreimal
niedergeschlagen worden. (Entrüstete Zwi­
schenrufe bei der Volkspartei.) An diesem
Tage habe ich es mir geschworen, Schluß zu
machen mit diesen Dingen. So ist es gewesen!
(Abg. Wondrak: Wieviez Ihr aufgehängt
habt, davon sprecht Ihr nicht!) Einen Studen­
ten hat man deswegen, weil er das Abzeichen
des Turnerbundes getragen hat, auf einem
Ohr taub und auf dem zweiten halbtaub ge­
schlagen.

Ja, meine sehr verehrten Herren, wir woll­
ten wirklich über diese Dinge nicht sprechen,
aber man kann nicht ständig in den Wald
hineinrufen und sich der guten Meinung hin­
geben, daß aus diesem Wald kein Echo
kommt. Wenn der Wald sehr weit entfernt
ist oder gute Deckung hat, dann dauert es
lä,nger, bis das Echo kommt, aber wenn Sie
unbedingt wollen, dann werde ich Ihnen ein­
mal die Ausschnitte der "Arbeiter-Zeitung"
und der "Gleichheit" bringen über die Metho­
den, die z,wei Ihrer Herren in Niederösterreich
angewendet haben, um, wie sie sich selber in
den' Versammlungen ausgedrückt haben,
"einen ganz kleinen Spatzen abzuschießen".
Alle diese Dinge sind noch in unserem BeEitz.
Meine Herren, wir haben alle geglaubt, daß
die Zeit, die nachher gekommen ist, uns eines
Besseren belehrt hat. Auch ich habe zu diesen
gläubigen Menschen gezählt und zähle bis zu
einem gewissen Grad heute noch dazu (Lan­
deshauptmannstellvertreter Popp: Ieh möchte
fast zweifeln daran!), aber Sie machen uns
das bald unmöglich. (Zustimmung bei der
öVP.) Man kann nicht, wie Herr Dr. Stein­
götter berechtigt gesagt hat, vom notwen­
digen Burgfrieden sprechen, wenn man bei
jeder Gelegenheit, selbst wenn der Betroffene
noch kein Wort gesprochen hat, diesen per­
sönlich angreift, ob das nun der Finanz­
referent, der Herr Landeshauptmann oder
irgendein anderer Herr unserer Partei ist. Sie
müssen doch zugeben, daß wir uns das auf
die Dauer nicht mehr gefallen lassen können.

Sie haben Eelber erklärt, daß bis vor kur­
zem alle Dinge gemeinsam vorberaten und im
Haus eingebracht wurden. Wenn aber alle
Dinge, die gemeinsam erarbeitet und zu

90 Prozent von der ÖVP durchgeführt wer­
den, dann von der Sozialistischen Partei als
Parteierrungenschaft hingestellt werden, so
kann man das nicht länger hinnehmen. Ein
krasses Beispiel: Den Bemühungen des Vize­
bürgermeisters Goldschmidt ist eS gelungen,
auf dem sogenannten Stretzek-Gelände in
Wiener Neustadt mit Hilfe des Wiederaufbau­
fonds 104 Wohnungen zu errichten, während
der alte Stand nur 22 Wohnungen war. Was
ist geschehen? Ohne uns auch nur zu verstän­
digen, sind große Maiplakate der Sozia­
listischen Partei angeklebt worden mit den
drei Pfeilen, darauf der Weckruf und das

I ganze Programm, und als Punkt 3: Eröffnung
des Stretzek-Baues und Benennung als "Anton­
Ofenböck-WohnungEanlage". Alle waren von
vornherein dafür, daß irgendeine Wohnhaus­
anlage nach dem verstorbenen Bürgermeister
Ofenböck benannt wird, aber es hat auf die­
sem Plakat geheißen: "Übergabe an die
Arbeiterschaft. Sprechen wird Herr Bundes­
rat Brand und Herr Bürgermeister Wehr!."
Schon die Umkehrung der Nennung dieser
beiden Herren hat ganz deutlich bewiesen,
was man wollte. Aber nicht genug damit. Die
"Arbeiter-Zeitung" hat zwei Tage vorher auf
der letzten Seite eine Photographie dieser
Wohnhausanlage gebracht und darunter ist
gestanden:- "l.-Mai· Geschenk der sozialisti­
schen Mehrheit an die Arbeiter von Wiener
Neustadt." Eine aus öffentlichen Mitteln er­
richtete Wohnhausanlage wird als l.-Mai­
Geschenk an die Arbeiterschaft vo'n der sozia­
listischen Mehrheit bezeichnet! Uns hat man
am Samstag vorher abgezogene Kaszettel als
Einladung zu dieser Feier geschickt, weil Ihre
eigenen kleinen Leute in Ihrer Partei gesagt
haben, dieses Vorgehen sei nicht recht, des­
wegen hat man uns diese Zettel dann ge­
Echickt. Warum sage ich das? Weil Sie sich
immer über eine schlechte Behandlung unse­
rerseits beklagen. Daher sage ich: Endlich
einmal mit einem neuen Besen vor Ihrer
eigenen Türe kehren, und dann werden wir
schauen, ob vielleicht bei uns einige Stäub­
chen liegen, und diese werden wir dann mit
einem Bartwisch wegfegen. Bei Ihnen (zu den
Sozialisten gewendet) muß aber ein Draht­
besen eingesetzt werden. (Beifall bei der
Volkspartei.)

Wir werden für den Antrag, der uns hier
vorliegt, mit dem freudigen Bewußtsein stim­
men, daß Sie (zu den Sozialisten gewendet)
durch Ihre Haltung Ihren ursprünglichen
Standpunkt, daß dieser Antrag geschäftsord­
nungswidrig sei, aufgegeben haben. Wir kön­
nen also damit rechnen, daß Sie diese Sache
,legalisiert haben, denn uns wäre es nicht
recht, wenn man darum nachher nochmals

I
I
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raufen müßte. Dafür recht herzlichen Dank!
.Ja, wir sind so höfliche Leute! Wir sagen aber
noch weiter: Hoffentlich ist es dem Herrn
Finanzreferenten möglich, doch soweit zu
kommen, daß Ybbs-Pers·enbeug und auch die
Autobahn gebaut werden. Dann wird unserVer­
sprechc';}, daß die Arbeitslosigkeit auf ein
Minimum herabgedrückt wird, wie wir es seit
1945 noch nicht gehabt haben, erfüllt werden.

Ich sage Ihnen jetzt noch folgendes. Sie
haben mir vorgeworfen, daß ich die Wiener­
Neustädter Intere."sen verraten habe. Ich habe
mich aber gefragt, sitzt' der Herr Kollege
Wenger im Gemeinderat und Landtag vo·n
Wien, weil er immer sagt, die Wiener müssen
mehr berücksichtigt werden. Ich habe mich
inzwischen genau erkundigt, ob die sozia­
listischen Abgeordneten im 'Tiroler, Vorarl­
berger, oberösterreichischen oder Salzburger
Landtag dagegen waren, daß diese Länder
ihre E-Werke bekommen haben. Ich kann
Ihnen sagen: Nein! Sie waren alle dafür, sie
haben ihre Pflicht getreulich erfüllt und
haben gesagt, wir sind stark genug, uns
selbst zu vertreten. Ich glaube, die Wiener
Sozialisten haben es auch nicht notwendig,
bei den sozialistischen Abgeordneten des.
niederösterreichischen L:1ndtages um Schüt­
zenhilfe anzusuchen. Sie haben durch Ihre
Einstellung die Interessen Niederösterreichs
geschädigt und das genügt.

Wir hoffen, daß Sie baid zur Einsicht kom­
mm und mithelfen, die Benachteiligung Nie­
derösterreichs, von der Sie immer sprechen,
dort, wo es möglich ist, zum Wohle der
ges'lmten Bevölkerung von Niederö,sterreich
zu beseitigen. (Beifall bei der Volkspartei.)

DRITTER PRÄSIDENT ENDL: Zum Wort
gelangt Herr Landeshauptmannstellvertreter
Popp.

Landeshauptmannstellvertreter POPP:
Hoher Landtag! Ich möchte zur heutigen Dis­
kussion und zu den namens meiner Fraktion
gestellten Anträgen noch einige grundsätz­
liche Bemerkungen machen, allevdings nicht
mit der Methode des letzten Redners der
ÖVP-Fraktion: reden wir von etwas anderem!
Herr Professor Zach hätte zum Schluß seiner
Ausführungen eigentlich noch seine Stellung­
nahme in der Frage der Errichtung der kauf­
männischen Schule in .Judenau rechtfertigen
sollen, er hat aber wahrscheinlich im Drange
und Überschwang darauf vergessen. Ich
nehme aber an, daß das eine Angelegenheit
des Wiener-Neustädter Gemeinderates und der
Wiener-Neustädter Bevölkerung sein wird.

Nun zur Sache selbst. Der letzte Redner
meinte, dlie SoziaHstische Fraktion hätte in

Konsequenz ihrer Politik und in Beharrung
auf ihrem Standpunkt, den sie eingangs der
heutigen Verhandlung vertreten hat, auf jede
AntragsteIlung bei der heutigen Beratung
verzichten müssen. Wir haben in Auslegung
der Geslchäftsol'dnung vom Landtag und vom
PräSlidenten verlangt, daß dies·e Vorlage, die
eine finanzielle Belastung des Landes bedeu­
tet, an die Landesregierung ZUr Stellung­
nahme rückverwiesen wird. Diesen Stand­
punkt haben wir auch jetzt abschließend ab­
solut nicht aufgegeben. Wir wollten mit
unserem Rückverweisungsantrag nicht nur
der Geschäftsordnung des Landtages eindeu­
tig Rechnung tragen, sondern wir wollten
auch damit vor allem den Landtag um die
Parteien dazu bewegen, daß vorerst die Lan­
desregierung sachlich die Notwendigkeiten
des Landes diskutiert, und daß sodann ein
gemeinsam erarbeiteter Antrag dem Landtag
vorgelegt wird, in dem auf der einen Seite
den Notwendigkeiten Rechnung getragen und
auf der anderen Seite selbstverständlich auch
die Bedeckungsfrage geklärt und gelöst wird.
Dazu gestatten Sie noch eine Feststellung,
ich habe sie SIchon im Finanzausschuß ge­
macht. Schon bei der Generaldebatte zu Ende
1953 über das Budget 1954 haben die Spre­
cher aller Parteien ausdrücklich erklärt, daß
mit den Mitteln, die wir vorläufig haben, nicht
alle Notwendigkeiten des Landes erfüllt wer­
den können, und daß daher mit Recht zur
gegebenen Zeit ein Nachtragsbudget erstellt
werden muß. Der Herr Finanzreferent hat in
den Verhandlungen des Finanzausschusses
über das Budget 1954 jeden einzelnen Antrag­
steller förmlich vertröstet und ihn darauf
verwiesen, wenn das Nachtragsbudget komme,
könne noch diese oder jene Post ihre Erfül­
lung finden. Dieselbe Erklärung ist schließ­
lich auch im Hause abgegeben worden. In
einer der letzten Vorlagen, und zwar in der
Vorlage über die 200-Millionen-Anleihe des
Landes, wurde neuerlich ausdrücklich darauf
verwiesen. daß ein Teil dieser Anleihe auch
dazu dienen soll, ein Nachtragsbudget der
Landesregierung zu finanzieren. Nach unserer
Auffassung ist nämlich die Einbringung des
Nachtragsbudgets rein ressortmäßig zunächst
die Aufg1abe des Finanzreferenten, und zwar
auf Grund der Vorschläge, welche die Fach­
referate und die einzelnen Ressorts erstellen,
ganz gleich, ob das Ressort ,in der Landes­
regierung von einem SPÖ- oder von einem
ÖVP-Mitglied verwaltet wird. Die sozialisti­
schen Landesregierungsmitglieder haben auch
in der LMldesregierungssitzung an den Herrn
Finanzreferenten die Anfrage gestellt, bis zu
welchem Zeitpunkt diese Nachtragsvoran­
schläge zu erstatten sein werden und zu wel-
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chem Termin die Referate die Aufforderung
erhalten werden, ihre Sachvoranschläge dem
Finanzreferat zu unterbreiten. Auf diese
Frage wurde weder in der Landesregierung
noch auf einer sonstigen Ebene eine Antwort
gegeben. Daraufhin haben die sozialistischen
Landesregierungsmitglieder für ihre Ressorts
vera'nlaßt, nicht Frakbonsvorschläge, sond.ern
von Beamten ausgearbeitete Voranschlags­
ansätze für das Nachtragsbudget dem Finanz­
referat bekanntzugeben. Wenn wir nun heute
Anträge eingebracht haben, so waren das nicht
etw2. Anträge, die von 1ms jetzt rein parteipcli­
tisch gestellt werden, sondern es war2n jene
Anträge, welche die beamteten Sachbearbeiter
in. ihren Motivenbei'ichten als unbedingt not­
wendig erklärt und daher dem Fi'nanzreferat
b2kanntgegeben haben. Darf ich nun fest­
stellen, daß das Finanzreferat darauf über­
haupt keine Antwort gegeben hat. Es ist
weder ein einzelnes Mitglied der Landesregie­
rung noch auch ein einziger Beamter, deI'
Vorstand eines Referates ist - ich habe dies­
be2üglich meine Be:1mten ausdrücklich be­
fragt-, vom Fimmzreferat zu einer Be­
sprechung eingeladen worden, um über die
Notwendigkeit der gestellten Anträge und
über ihre Bedeckung zu reden. So war die
Situation, bis wir i-nden Finanzausschuß
kamen. Im Fin:1nzausschuß ist, wie heute
schon zu wiederholte'll Malen festgestellt
wurde, lediglich die Vorlage auf Be,willigung
von drei Nachtragskrediten zur Diskussion
gestanden, aber kein Nachtragsvoranschlag.
Sogar der Titel der Vorlage der Landesregie­
rung hat anders gelautet als der Titel der
Vorlage, die dem Landtag heute unterbreitet
ist. Und nun mußten wir es im Finanzaus­
schuß wieder erleben, meine Damen und"
Herren, daß Sie, als Mehrheitspartei, die den
Finanzreferenten stellt, genau so wie beim Nach­
tragsbudget 1953 mit den Lizitationsanträgen
begonnen haben. Damals haben Sie bei einem
Nachtragsbudget VOn 54 Millionen im Finanz­
ausschul:!· Anträge gestellt, ich glaube mit
einem Erfordernis von 17 Millionen Schilling,
anstatt daß Ihre Ressortverwalter vorher die
Anträge gestellt hätten. Dasselbe haben Sie
jetzt mit 17 Anträgen und einem Erfordernis
von 30 Millionen Schilling gemacht. Nennen
Sie das eine einwandfreie, sachliche Arbeit?
Am:tatt, daß von den Referaten selbst, im
Einvernehmen mit Ihrem Fimmzreferenten
und der Landesregierung, der Nachtragsvor­
anschlag gemeinsam erstellt worden wäre,
haben Sie zu solchen Methoden gegriffen.

Weil.Sie den Weg, der zu gehen gewesen
wäre, nic'ht gewählt haben, und weil Sie auch
die letzte Möglichkeit, die wir haben, nämlich
Rückverweisung der Vorlage an die Landes-

regierung zur Stellungnahme, abgelehnt haben,
bleibt nur der Weg übrig, die Anträge zu stel­
len, die unsere Referate und auch die anderen
Referate als notwendig befunden und daher
ausgearbeitet haben. Das ist die Situation,
vor der wir heute stehen. Hätten Sie unseren
Rückverweisungsantrag angenommen, dann
hätten wir auf jede Antragstellung verzichtet,
wir hätten im Schoße der Landesregierung
unsere Vorschläge gemacht, über die dort
auch beraten worden wäre.

Wenn Herr Abg. Zach meint, die Vertei­
lung der vielen Millionen unserer Anträge, um
die es sich handelt, auf die einzelnen Referate
sei nicht gerechtfertigt, dann darf ich fest­
stellen, daß wir hier nicht vc'n einer Ver­
teilung auf die einzelnen Referate der einen
oder anderen Partei reden dürfen, denn die
Anträge, die wir gestellt haben, sind nur zum
Teil A'nträge, die unsere eigenen Ressorts be­
treffen, während sie sich zum größeren Teil
auf die anderen Ressorts beziehen.

Wir glauben, verehrte Damen und Herren,
daß wir in der letzten Zeit folgende Methode
bei Ihnen in der Behandlung von Anträgen
beobachten können: Jeder Antrag der Sozia­
listischen Partei, mag er sachlich noch so
berechtigt. sein, wird von Ihnen konsequent
abgelehnt, um ihn da'nn einige Wochen später
als Antrag- der ÖVP oder im Wege der Lan­
desregierung hier im Hause einzuibringen. Ich
könnte Ihnen dafür sehr viele Beispiele
nennen, bringe Ihnen aber nur ein Beispiel
aus der heutigen Landt.agsvorlage selbst, um
die Methode zu illustrieren, wie man hier ver­
handelt.

Wir haben seinerzeit nach der Unwett.er­
katastrophe unter anderem den Antrag ge­
stellt, zinsenlose Darlehen für die geschädig­
ten Landwirte vorzusehen und haben hierfür,
glaube ich, einen Betrag von zwei Millionen
Schilling beantragt. Sie haben diesen Antrag
abgelehnt, um ihn einige Wochen später
selbst durch das zuständige Referat einzu­
bringen. Sie mußten also zugeben, daß unser
seinerzeit gestellte Antrag sachlich absolut
berechtigt war. Es ist aber noch weiter etwas
geschehen. Nach einigen Wochen oder Mona­
ten hat sich herausgest.ellt, daß gerade die
Vergebung von zinsenlosen Darlehen bei der
Unterstützung der durch die Hochwasser­
katastrophe geschädigten Landwirte eines
der geeignetsten Mittel ist, so daß der zu­
ständige Referent, Herr Landesrat Waltner,
der heute nicht hier ist, mit den zwei Mil­
lionen sehr rasch fertig geworden ist. Er
mußte im Einverständnis mit der Landes­
regierung auf jene Beträge greifen, die nicht
ale Darlehen, sondern als Beihilfen vor­
gesehen waren. Nun stellt sieh heraus, daß

T
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zu den seitnerzeitigen zwei Millionen jetzt zu­
sätzlich drei Millionen beschlossen werden
mußten, also insgesamt fünf Millionen, womit
Sie die absolute Bestätigung geben, wie sach­
lich begründet seinerzeit der Antrag der
Sozialistischen Partei gewesen ist.

Ich könnte ei'ne Reihe von Beispielen dieser
einen Methode bringen. Die z,weite Methode,
verehrte Damen und Herren, die Sie sich
zurechtgelegt haben, ist die Lizitations­
methode, die Sie sowohl beim Nachtragsbud­
get 1953 als auch bei dieser Vorlage geübt
haben. Wenn das eine Oppositionspartei
macht. die keinen anderen Weg gehen kann,
würde ich das verstehen, das macht aber die
Mehrheitspartei, die selber die Ressorts ver­
waltet und den F'inanzreferenten stellt! Wenn
das noch eine einwandfreie demokratische
Verwaltung und Gebarung ist, da,nn weiß ich
nicht, was ich darunter verstehen soll.

Gestatten Sie mir darüber hinaus eine
weitere Bemerkung, und zwar bezüglich der
Frage Yhbs-Persenbeug. Ich will mich auf
die Details nicht einlassen, sondern für heute
nur eine Feststellung machen. Ybbs-Persen­
beug fällt unter das Zweite Verstaatlichungs­
gesetz. Nach diesem ist bindend vorgeschrie­
ben, daß der Anteil des Bundes mindestens
50 Prozent betmgen muß. Wenn hier eine
Änderung eintreten soll, dann müßte das
Bundesgesetz geändert werden. Ferner be­
stimmt das Zweite Verstaatlichungsgesetz,
soweit über die Bundesbeteiligung hinaus
Anteilscheine an die Länder gegeben werden,
diese ihre Beteiligung untereinander zu ver­
einbaren haben, und wenn keine Vereinbarung
zustande kommt, das zuständige Ministerium
die Entscheidung zu treffen hat. Ich stelle
nun fest, daß hier im niederösterreichischen
Landtag einstimmig, auch mit der Stimme
des Herrn Abg. Zach, des Herrn Abg. Hainisch
und aller Herren, die damals schon im nieder­
österreichischen Landtag gesessen sind, be­
schlossen wurde, das Land Niederösterreich
mit einem A'nteilschein von 22,25 Prozent an
Ybbs-Persenbeug zu beteiligen. Das war der
einstimmige Beschluß, und dieser einstimmige
Beschluß besteht heute noch zu Recht. Nun
frage ich Sie, wie wollen Sie denn diesen fest­
gelegten, vereinbarten und für Niederöster­
reich einstimmig beschloEsenen Anteil jetzt
abändern? Einerseits haben Sie die bindende
Vorschrift des Bundesgesetzes, zweitens hat
einen Anteil das Land Wien, und zwar im
gleichen Ausmaß wie Niederö,sterreich, also
22,25 Prozent. Es gibt kein Gesetz, keiae Ver­
waltungshandhabe, wonach Sie diesen Aktio­
när zwingen könnten, auch nur ein Prozent
seines Anteilscheines abzugeben. Ebenso­
wenig können Sie das kleine Burgenland mit

seinen 2,5 Prozent dazu zwingen. Das ist also
an sich nicht möglich, genau so wie man den
Aktionär NiE;derösterreich nicht zwingen kann,
gegen seinen Willen einen Anteilschein abzu­
geben. Das si'nd die nackten Tatsachen, und
was darüber immer gesprochen wird, ist
meines Erachtens nichts anderes als rein
~;o]itische Propaganda.

Verehrte Damen und Herren! Einer der
Redner hat hier auch vom notwendigen Burg­
frieden gesprochen. Mir scheint, daß die Dif­
ferenz.e:n zwischen den beiden Regierungs­
parteien hier im niederösterreichischen Land­
tag zut'lge getreten sind, nachdem die Wahl
des Februar 1953 vorüber war. Von da an ist
von Monat zu Monat die Verschärfung des
VerhältniEses zwischen den beiden Parteien
gekommen. Wenn Sie jetzt davon reden, wie
der Anteil der Verwaltung im Land Nieder­
österreich zwischen den beiden Regierungs­
parteien ist... wenn ferner der Abg. Z::lch, falls
ich ihn richtig verstanden habe, gemeint hat,
90 Prozent dessen, was im Larl'] Niederöster­
reich geleistet wurde, sei der ÖEterreichischen
Volkspartei gutzubuchen, und wenn schließ­
lich prominente Vertreter Ihrer Partei in
Landeskonferenzen ernsthaft erklären, daß
beispielE,weise alles, was im Lande Nieder­
österreich geEchehen ist, ohne die Sozialisten,
ja, sogar gegen die Sozialisten geschah, dann
muß ich schon sag'2'll, daß die betreffenden
verantwortlichen Herren, die im Lande Nie­
derösterreich hohe Funktionen innehaben,
gegen ihr besseres Wissen g,eEprochen haben.
Sie werden keinen einzigen Nachweis erbrin­
gen können, daß nicht alle positiven Maß­
nahmen zu einer gemeinsamen Beschlußfas­
sung in der niederösterreichischen La'ndes­
regierung geführt haben. Sie werden bis auf
die politischen Auseinandersetzungen in den
letzten Monaten. im niederösterreichischen
L,md'tag kein einziges Gesetz und keine ein­
zige Vorlage zitieren können, die nicht auch
unte'r der Mitwirkung der SozialistiEchen Par­
tei im niederösterreichischen Landtag zu­
stande gekommen ist. Ich glaube, daß das,
was in der Vergangenheit, vor allem, was in
den schweren Jahren nach 1945 im Lande
Niederösterreich, dem so schwer zerstörten
Lande, geschaffen wurde, nur möglich war,
weil eine vernünftige Zusammenarbeit bestan­
den hat. Man soll nicht versuchen, das, was
damals geschaffen wurde, jetzt anders aus­
zulegen, als eben die Dinge damals gelegen
sind.

Ich sage Ihnen aber ganz ernst noch ein
zweites: Eine Zusammer:arbeit VOn zwei
großen Parteien, wenn sie gemeinsam die
Verwaltung fUhren sollen, gibt es nur dann,
wenn die Vereinbarungen, die zwischen diesen
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Parteien bestehen _. egal, ob die Verein­
barungen schriftlich oder mündlich getroffen
wurden -, auch eingehalten werden. Ich wäre
in der Lage, nachzuweisen, daß die Verein­
barungen in wiederholten FälLen leider nicht
eingehalten werden. Eine Zusammenarbeit
der zwei großen Parteien auch im nieder­
esterreichischen Landtag ist nur dann mög­
lich, wenn Treu uni Glaube bestehen, sonst
hört sich diese Zusammenarbeit auf.

Verehrte Damen und Herren! Wir haben
un8 heute in einer vieIstÜ'ndigen Beratung
förmlich mit einem Nachtragsbudget beschäf­
tigt. Meiner Meinung nach sind der Worte
genug gewechselt, und es geht nun darum,
daß der niederösterreichische Landtag auch
die notwendigen Taten setzt. Die 'raten sind
in Wirklichkeit das Abstimmungsergebnis
über die Anträge, die heute hier im nieder­
österreichischen Landtag von uns gestellt
wurden. Jeder Abgeordnete, der hier im
niederösterreichischen Landtag sitzt, muß
diese Abstimmung vor sich selber, vor sei'nem
eigenen Gewissen und auch VOr der gesamten
niederösterreichischen Bevölkerung verant­
worten. Das muß jeder niederösterreichische
Abgeordnete bedenken! Das niederösterrei­
chische Volk wird zur gegebenen Zeit schon
die richtige Entscheidu,ng treffen. (Lebhafter
Beifall bei den So'Zialisten.)

DRITTER PRÄSIDENT ENDL: Zum Wort
gelangt Herr Landesrat Müll n e r.

Landesrat MÜLLNER: Hohes Haus! Es
steht eine Finanzvorlage zur Behandlung, und
es ist daher die Pflicht des Finanzreferenten,
dazu einige Worte zu sprechen.

Herr Lsm,deshauptmannstellvertreter Popp
hat über die Art der Behandlung dieser
Vorlage gesprochen. Ich habe mit Interesse
der Debatte über die Geschäftsordnung zu­
gehört und mIr dabei gedacht, es wird wohl
das erstemal 8ein, daß eine Oppositionsgruppe
oder eine Minderheitsgruppe dafür kämpft,
daß in entscheidenden Fragen nicht der L:md­
tag, sc'ndern die Landesregierung heran­
gezogen werden soll. Sie werden in der
Geschichte der Demokratie immer gerade den
umgekehrten Vorgang finden; immer ist eine
Minderheit dafür eingetreten, daß eine Regie­
rung in ihrer Machtbsfugnis geschwächt wird.
(Landeshauptmannstellvertreter Papp: Es
handelt sich um die Art der Vorlage, das ist
das Entscheidende!) Ich nehme das zur Kennt­
nis und möchte nur feststellen, daß einer
Landesregderung noch kein bes8eres Urteil
zugesprochen worden ist, als WEnn sich die
Minderheit bemüht, die Rechte der Landes­
regierung nicht nur zu wahren, sondern sie

noch zu vergröße.rn. (Landeshauptmannstell­
vertreter Papp: Sie vergessen, daß Sie nicht
allein die Landesregierung sind!) Herr Lan­
dcshauptmannstellvertreter Papp, alle Ihre
Reden über die nicht richtige Arbeit der
Landesregierung und andere Vorwürfe sind
ad absurdum geführt, denn sonst hätten Sie
doch heute als Minderheitsgruppe nicht einen
so flammenden Appell gerichtet, die Rechte
der Landesregierung zu wahren und sie wo­
möglich noch zu vergrößern. (Landeshaupt­
mannstellvertreter Papp: Die Geschäftsord­
nung ist einzuhalten!) Ich hätte erwartet,
daß die Geschäftsordnung gerade von der
Minderheit ins Gegenteil ausgelegt wird. Ich
freue mich, daß schon durch Ihre Anträge
bewiesen wird, daß die Arbeit der Lamdes­
regierung -- - freilich unterliegt sie einer Kri­
tik - doch so weit sachlich und beispiel­
gebend ist, daß sogar die Minderheitsgruppe
die Rechte der Landesregierung und sogar die
Rechte des Finanzreferenten schützt, von dem
heute schon in einer Redewendung gesagt
wurde, daß er nicht gerade füsiliert zu wer­
den braucht.

Was ist eigentlich ein Nachtragsbudget ?
Fängt ein Nachtragsibudget mit einem Antrag
oder mit zwei oder drei Anträgen an? Man
könnte sagen, bei dr,ei Anträgen darf ich noch
keinen Zusatza'ntrag stellen, vielleicht bei vier
oder fünf; die Grenze müßte man festlegen.
Sie ist aber nicht testgelegt, und daher könnte
ich es nicht einmal meinen Klubkollegen klar­
legen, wann ei'n Antrag ergänzt oder nicht
ergänzt werden kann.

Sie haben gesagt, Sie haben die Sach­
bearbeiter Ihrer Ressorts aufgefordert, daf~

sie Vorschläge für ein Nachtragsbudget er­
statten sollen. Diese Sachbearheiter oder
Fachbeamten haben nun Vorschläge erstattet.
Wenn solche Vorschläge an mich hera:n­
getragen werden, so habe ich mir gedacht,
wenn da so viel aufgeschrieben und verlangt
wird, was nicht zu verwirklichen ist, wird es
sicherlich einmal eine Gelegenheit geben, daß
wir darüber positiv sprechen und sagen kön­
'nen, wieviel wir für dieses oder jenes Kapitel
verwenden werden können. Es wäre aber voll­
kommen unmöglich, wenn ich sagen würde,
jetzt können alle ihre ganzen Forderungen auf­
Echreihen. Meine sehr verehrten Herren, ich
ghube, es ist eine Irreführung der Fach­
referenten, wenn man an sie die Aufforderung
richtet, jetzt 211e vVünsche zusammenzu­
schreiben, damit sie alle durchgeführt werden.
Ich wollte an diesen Vorschlägen keine Kritik
üben, und ich wollte auch keinen Streit, ich
habe e~ daher einfach so gemacht, daß ich,
wie Sie ges'agt haben, die ganzen Vorschläge
in die Tischlade gelegt habe. (Landeshaupt-

•
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mannstellvertreter Popp: Das ist die Tätig­
keit des Finanzreferenten ! ) Wenn sie liegen­
bleiben, dann gibt es keinen Streit, und es
wird ja Gelegenheit sein, einmal darüber zu
reden. Ich habe auch dem Herrn Abg. Doktor
Steingötter versprochen, mich einmal mit
seinem Wunsch zu befass.en, und ich bin
eigens deshalb nach St. Pölten hinausgefahren,
um es an Ort und Stelle mit ihm zu be­
sprechen.

Wenn wir irgendwelche Forderungen gegen­
seitig haben, dann sollten wir doch beim Ernst
der Sache bleiben. Ich erspare es mir, jetlzt all
das aufzuzählen, was da alles von Ihnen bean­
sprucht wurde, denn es würde die Verhand­
lungen nUr verschärfen. Ich habe schon e'in­
mal mitc1em Herrn Landeshauptmannstell­
vertreter Popp über die Behandlung des Bud­
gets eine Auseinandersetzung darüber gehabt,
daß man zu keinem Ergebnis kommen kann,
wenn man die einzelnen Referenten gegen­
einander ausspielt. Freiiwillig geht ja keiner
von seiner Forderung ab, und man muß daher
selber die Verantwortung tragen, wieviel für
dieses Kapitel und wieviel für jenes Kapitel
ausgegeben wird. Diese Verantwortung wird
weder eine Landesregiel'ung noch wird sie der
Landtag ablehnen können. Wenn Sie alle
beamteten Referenten herkommen lassen und
mit ihnen verhandeln, wird bloß die Debatte
von einem zum anderen gehen, aber die Ent­
scheidung müssen wir selber fällen. Darum
habe ich schon damals gesagt, es ist unmög­
lich, aUe Referenten aufzufordern, ihre gan­
zen Wünsche zus.ammenzuschreiben, und ich
sage Ihnen dies auch heute wieder. Es wird
auch in Zukunft nicht möglich sein, daß ich
allen Referenten sage: Jetzt geht es los, jeder
soll bekanntge'ben, was er nur irgendwie
machen zu können glaubt. Denn dann be­
kämen wir zwar Vorschläge, die ein inter­
essantes Studium gewähren und interessant
zum Lesen sind, aber letzten Endes muß doch
auch eine mögliche Entscherdung über ihre
Erfüllung gefällt werden.

Ich habe heute mit I'nteresse die Aus­
führungen des Herrn Abg. Sigmund gehört,
und ich muß sagen, die größte Schwierigkeit
beim letzten Budget war doch, wenn Sie ganz
ehrlich sind, der Herr Abg. Sigmund sdbst.
Ich meine nämlich den Streit über den Finanz­
kontrollausschuß. Dieser war viel, viel schwie­
riger zu lösen, als dann das Budget selbst.
Also nicht bei den Zahlen, nicht bei den An­
-sätzen ergeben sich die Schwierigkeiten, son­
dern bei den Forderungen, die mit einem Bud­
get verbunden werden. Nicht, was im Fi'llanz­
ausschuß beantragt und beschlos8en wird, ist
das Entscheidende, sondern entscheidend ist
letzten Endes, wenn eine politische Partei,

was ich ohne weiteres akzeptiere, sagt: Mein
Budgetrecht ist eben einmal ein Recht und
dieses Recht werde ich gebrauchen! Es wird
in vielen, vielen Parlamenten und Körper­
schaften so sein, daß ma'll sagt: Einmal muß
die Regierung zu uns kommen, wenn sie will,
daß wir dem Budget zustimmen. Und dieses
dne Mal merken wir uns, für diesen Zeit­
punkt heben wir uns alles auf, und dann
sagen wir, da sind unseI:e Forderungen! Das
ist nicht nur in Niederösterreich so, das ge­
schieht in anderen Parlamenten und in ande­
ren Staaten in noch viel größetem Ausmaß.
Es würde sich vielleicht mancher Staatsmann
glücklich schätzen, wenn, er so dl'auskommen
würde, wie der Finanzreferent von Nieder­
österreich. Denn in vielen Körperschaften ist
eE. so, daß ein Regierungsmitglied von den
Zufälligkeiten der Mehrheitsbildung abhängig
ist. Nun haben wir aber im niederösterrei­
chischen Landtag nicht diese Zufällig'keiten
der Mehrheitsbildung, sondern hier ist eine
gewisse Mehrheit vorhanden, die gewisse
Mehrheit, die die Verantwortung tragen
kann, und daher der Regierungsvertreter bei
einer Abstimmung nicht zittern muß, ob er
die Mehrheit bekommt oder nicht. Ist es da­
her berechtigt, unter diesen Voraussetzungen
zu sagen: Nun, wenn wir dem Budget zu­
stimmen sollen, dann müssen diese und diese
und diese Forderungen bewilligt werden!
Ohne Voreingenommenheit müssen Sie zu­
geben, daß die Frage berechtigt ist: Ist jede
Budgetvorlage dazu zu benützen, daß man
alte Rechnungen, wie man im politischen
Sprachgebrauch sagt, ausgleicht? Auch in
unserem Parlament gibt es zwischen der
Regierung und, den Parteien so alte Rech­
nungen, und diese werden aus Anlaß der
Budgetvorlage von beiden Parteie'n vor­
getragen und ihre Austragung verlangt. Und
mit der gleichen Schwierigkeit müssen wir
uns auch hier im niederösterreichischenLand­
tag befassen. Es geht nicht darum, ob wir
das und das bewilligen oder beschließen. Ich
gebe ganz offen und ehrlich zu, daß es der
Minderheit natürlich unangenehm ist, wenn
hier ohne ihr Einverständnis irgendwelche
Beschlüsse gefaßt werden, zu denen sie zuerst
nicht ihre Zustimmung gegeben hat. Auf der
anderen Seite sagt die andere Gruppe, näm­
lich die Mehrheit, sie braucht diese Zustim­
mung nicht, denn es muß sachlich über diese
Fragen gesprochen werden. Ich glaube, ich
darf es in diesem Zusammenhang nicht ver­
schweigen, daß der Führer der Minderheit
der Sozialistischen Partei, Herr La'ndeshaupt­
mannstellvertreter Popp, freilich alte Rech­
nungen zu begleichen -hat, und ich würde wün­
schen, wenn ich auch noch so ein arger und
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manchmal impulsiver Debattel' bin, in ganz
vertraulichem Kreis oder unter vier Auge'n
dje~c alten Rechnungen mit ihm ausgleichen
zu können, weil ich seine Leistungen und
seine Persönlichkeit anerkenne.

Um die Begleichung solcher alter Rech­
Imagen geht es also, und ich bedaure, daß ich
als li'inanzreferent dabei das Opfer bin, denn
es würde mir als Finanzreferent besser gehen,
wenn ich diese alten Forderungen nicht aus­
zugleichen hätte. Aber leider bin ieh in dop­
pelter Funktion da und muß auch etwas
durchdrücken, was neben diesen Verhand­
lungen laufen muß.

Nun frage ich Sie, welche große Fragen
sind es denn, die uns jetzt so beschäftigen?
Herr Landeshauptmannstellvertreter Popp,
Sie haben hier 3:ngeführt, daß die Frage Ybbs­
Persenbeug hineinspielt. Dazu mu[~ ich sagen,
diese Frage spielt insbesondere finanziell hin­
dn, und Sie müssen mir zugeben, daß die
Lage für mich jetzt nicht so ist, daß ich auf
der Stelle, auch wenn ich es wollte, antworten
könnte, was wir jetzt in dieser Frage finan­
ziell zu befriedigen haben. Das kann ich nicht
sagen, weil ein Unsicherheitsfaktor dabei ist.
Daß dieser Unsicherheitsfaktor aber dabei
ist, haben wir selber zu verantworten, und ich
verantworte es auch. Sie sagten, Ybbs·Per­
senbeug sei eine vollkommen klare Sache.
Gestatten Sie, daß ich hier alle Ihre Fragen,
wenn Sie wollen, auf das genaueste beant­
\vorte. Sie sagten z. B., in der Angelegenheit
von Ybbs-Persenbeng sei das Zweite Ver­
staatlichungsgesetz maßgebend, Ich gebe das
zu. Nun, das Zweite Verstaatlichungsgesstz ist
vorha'nden, es billigt dem Bund eine 50pro­
zentige Beteiligung zu; auch zugegeben. Aber
dieses Zweite Verstaatlichungsgesetz wird
gerade bei NIEderösterreich nicht immer, son­
dern nur dann angewendet, wenn es gegen
uns geht. Ich möchte dabeI die Bemerkungen
oder die lustigEm Schmähbriefe über meine
Person jetzt gar nicht zur Debatte stellen,
aber ich bin jederzeit berEit, darüber zu reden.
Ich möchte aber jetzt nicht davon reden, weil
ich übEr meine Perf:on nicht gerne selber rede.
Die Sache ist so, daß von der Landesregie­
rung sogar eine Säumnisbeschwerde gegen
das Ministerium für verstaatlichte Bctri.ebe
erhoben werden mußte, weil dort seit zwei
Jahren ein Akt ruht, der vom Verstaat­
lichungsministerium nicht erledigt wird. Es
soll nämlich entschieden werden, daß der
Bürgermeister von Wien nicht das Reeht hat.
über niederösterreichisches Gebiet zu ent­
scheiden. Wenn hier niederösterreichisches
Gebiet zu behandeln ist, so ist hierfür nur der
Herr Landeshauptmann von Niederösterreich
zuständig. Wenn dieser nun eine Entschei-

dung trifft, und ES beruft dagegen der Lan­
deshauptmann eines anderen Landes, so hat
das Bundesministerlum für verstaatlichte
Betriebe darüber zu entscheiden. Wenn dieses
nun falsch entscheidet, ist uns die Möglichkeit
gegeben, den Weg an die Obersten Gerichte
zu gehEn; wenn es aber gar nicht entscheidet
und. einen Akt zwei Jahre in der Tischlade
liegE'll läßt, so steht nur die Möglichkeit offen,
eine Säumnisbeschwerde zu machen. Ich
möchte also feststellen, daß das Gesetz nur
dann für Niederösterreich angewendet wird,
wenn es gegen uns geht, wenn es a,ber für
uns ist, wird es nicht angewendet. Nun, Hoher
Landtag, ich glaube, man müßte zuerst ent­
scheiden, ob das Gesetz überhaupt bestehen
bleiben soll oder nicht. Über diese Frage
müßte man sich auch einmal unterhalten.

Wenn nun bei Ybbs,-Persenbeug eine Bau­
stelle entsteht, die nicht in Betrieb kommt,
so können wir nichts machen, selbst dann
nicht, wenn wir zu nicht ganz einem Viertel
Aktionäre sind, weil Sie wissen, daß ein
Aktionär in seinen Befugnissen sehr be­
schränkt .ist. Wenn wir aber wissen, daß für
dies8 Baustelle ke'in Geld vorhanden ist, dal~

also mit den Arbeiten nicht begonnen werden
kann, so ist es klar, daß wir einen Weg finden
müssen, um diese Baustelle in Schwung zu
bringen. JEde andere Behauptung ist unrich­
tig, weil ich selbst als Mitglied des Aufsichts­
rates in der obersten GEsellschaft vertreten
bin und es daher genau wissen muß, daß kein
Geld vorhanden ist, und ich genau die Auf­
stellung kenne, wieviel Gelder für alle diese
Unternehmungen in diesem Jahr vorhanden
sind. Was bleibt uns also anderes übrig, als
daß wir als Aktionäre die Erhöhung des
Aktienkapitals verlangen. Aber nicht nur das
allein, wir müssen auch in die Lage kommen,
es machen zu können. Ich glaube, daß uns,
wenn die Verhandlungen abgeschlossen sein
werden, der Hohe Landtag sichErlich zu den
Verträgen, die wir dabei abzuschließen haben,
die Zustimmung geben wird. Wir müssen da­
her die Erhöhung des Aktienkapitals ver­
Jang<'l1. vVenn der ganze Bau 1,6 Milliarden
Schilling kosten soll, dann müssen Sie min­
destens 400 Millionen Aktienkapital vorsehen.
E'" möge niemand kOlrmen und f3.gen, das
Geld könne auf irgendeine andere Art her­
gfzJ.ubert werden. Diese andere Art wäre
viElleicht in den westlichE'" Ländern möglich,
\VC man hätte S3.gen können, gut. wenn kein
Geld da ist, werden ERP-Mitte1 vHwende~.

Aber ün Niederösterreich wurden die gamO!1
J,lhre hindurch kei'ile ERP-Mittel vergl';,;en,
und wir werden auch keine ERP-Mittel be­
kommen, weil jEtzt keine mehr \'crhC',;:'cJl
sind. Ich mu~ daher verlangen, ds.I~ iiberh·cupt
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blieben, was ich ganz außerordentlich be­
daure. Es gibt einen Ausweg, nur muß man
einmal sich zusammensetzen und verhandeln,
man darf sich dabei aber nicht darauf ver­
lassen, daß man jemanden niederstimmen
kann. (Landeshauptmannstellvertreter Popp:
Das soll im niederösterreichischen Landtag
auch vorkommen, habe ich mir sagen lassen!)
Wenn es ein Niederstimmen auf Grund einer
Mehrheit ist, dann gebe ich es zu. (Landes­
hauptrnannstellvertreter Popp: Niederstim­
me1h kann man ja nur mit einer Mehrheit!)
Aber man. darf nicht glauben, jemanden über­
rumpeln zu können.

Sie wissen, was gespielt worden ist, als ich
die Abstimmung über das Aktienkapital ver­
langt habe. Jemand hat ein Brieferl heraus­
gezogen, das niemand gekannt hat, und hat
gesagt, das sei eine Ministerweisung. Nun,
ich bin von dieser Ministerweisung nicht be­
eindruckt gewesen. Bleiben wir also bei dem,
was wirklich vorliegt, dann werden wir uns
bedeutend besser verstehen. Ich hoffe, daß
es doch einmal zu einer Lösung kommen wird.
Es tut mir selbst leid, wenn Sie, die Vertreter
der Sozialistischen Partei, hier etwas ver­
teidigen müssen, was Ihnen doch auch gar
nicht liegt. Denn Sie hätten es sicherlich
lieber, wenn Ihr Einfluß im Ministerium für
verstaatlichte Betrie.be größer wäre. (Lan­
deshauptmannstellvertreter Popp: So wie bei
der NEWAG!) Auf jeden Fall bin ich über­
zeugt, daß Sie keinen leichten Weg haben.
Aber so wie Sie haben auch andere FUnk­
tionäre Ihrer Partei, wenn es einmal heißt, in
dieses Ministerium zu gehen, nicht aUzuviel
Kraft. Ich will damit nicht sagen, daß es so
ist wie bei dem Tor, über dem steht: Laßt
alle Hoffnung sinken! (Landeshauptmann­
stellvertreter Popp: Steht das nicht über dem
Tor 'in der Teintaltstraße? - Heiterkeit.)
Über dem Tor in der Elisabethstraße steht es
auf jeden Fall. Ich würde also wünschen, daß
die Vertreter der Sozialistischen Partei nicht
nur gegen uns ihre Kraft und ihre Energie
anwenden, sondern sich auch anderswo durch­
setzen, weil ich weiß, daI~ es sehr schwer ist,
Grundsätze zu vertreten, die nicht immer
populär sind.

Ich gIaube, es ist wichtig, die Ursachen der
heutigen' Auseinandersetzung wirklich zu er­
kennen. Glauben Sie ja nicht, daß sie so von
ungefähr gekommen ist, sOlndern da.s geht
schon. durch Monate so, und wir müssen in
unserem Klub immer eagen, daß es nicht
möglich ist, hier zu einem Ergebnis zu kom­
men. So haben z. B. der Referent sowohl für
das Siedlungswesen als auch für den Bau von
Eigentumslwohnung,en alle Mittel bere,its ver-

, geben. Das ist auch klar, weil wir uns beeilen
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Mittel nacll Niederösterreich kommen. Nun
weiß ich, daß im Nationalrat bei Beratung
des Energieförderungsgesetzes darüber ge­
f:'prochen wurde, daß der Bund dieses Jahr
1GO Millionen, nächstes Jahr 120 Millionen
und so steigend bis 160 Millionen jährlich
zur Verfügung stellt. Jetzt müssen wir uns
aber darum raufen, damit wenigstens ein Teil
dieses Geldes nach Niederösterreich kommt.
Ich glaube daher, daß es der leichteste Weg
ist, we'iln ich 400 Millionen Schilling Aktien­
kapital und die sofortige Einzahlung, wenn
c:: gebraucht wird, fordere. Wenn mir jetzt
jemand sagt, gut, wir stimmen alle für diese
400 Millionen, daß sie aber nicht sofort, son­
dern in vier Raten zu bezahlen sind, da'nn
sage ich Ihnen, daß ist unmöglich, denn dann
fängt es im ersten und zweiten Jahr schon an,
daß man Kredite aufnehmen muß. Ich will
jetzt nicht über die Kosten der Kredite spre­
chen, jedenfalls aber müssen Sie mir zugeben,
daß dadurch der Bau verzögert wird, und
wenn der Bau verzögert wird, so heißt das
eine Verteuerung der Anlage. Sie müssen b~i

dEr Kostenaufstellung der Anlage ja un­
bedingt damit rechnen, je kürzer die Bauzeit
ist, desto billiger kommt sie zu stehen und
desto rentabler ist sie daher. Was haben wir
nun verlangt? Wenn das Aktienkapital be­
willigt wird, so haben wir deesen sofortige
Einbezahlung nach den jeweiligen Erforder­
nief'en verlangt. Ist das ein unbilliges Ver­
langen, ist das nicht im Interesse des Landes
Niederösterreich gelegen? Daß unser Ver­
langen abgelehnt wurde, bedaure ich sehr,
aber es ist abgelehnt worden. Aber die For­
derung muß im Interesse dieser großen Bau­
stelle und auch im Interesse der heimischen
Wirtschaft bestehen bleiben. Wenn wir näm­
lich hier Gelder hineinstecken. dann wollen
wir eine Rentabilität dabei haben, und wenn
diese Rentabilität nicht gegeben ist. weil ich
schon von Haus aus verzinsliche Kredite auf­
nehmen. muß, dann ist ein Beitrag des Lan­
des eine zu kostspielige Angelegenheit. Darum
fordern wir hier 400 Millionen Aktienkapital
und dessen sofortige Bezahlung, denn sonst
müßte ich fragen, was die Vertreter der
Sozialistischen Partei beabsichtigt haben.
Wollen Sie vielleicht die Aktienkapital­
erhöhung an. sich bewilligen, sie aber durch
Nichtbezahlung hinausschieben? Nehmen Sie
zur Kenntnis, es wäre alles schon lä'ngst ent­
schärft - ich möchte da nicht auf den
Namen. Schärf anspielen (Heiterkeit) - und
schon längst alles planiert, wenn wir uns
wirklich ei'nmal zusammengesetzt hätten. Aber
die Bestrebungen des Herrn Landesh:aupt­
mannes und des Herrn Bundeskanzlers in
dieser Richtung sind bisher ergebnislos ge-
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müssen, die vorhandenen Gelder zu verwen­
den. Und nun stellt die ~ozialistische Partei
einen A'ntrag, daß Landarbeiter Eigentums­
siedlungen erhalten sollen. Ich habe gar nichts
dagegen, nur haben wir keine Mittel mehr,
denn wir haben schon vielen Landarbeitern
solche Eigentumssiedlungen oder Eigentums­
häuser bewilligt. Es ist klar, daß jetzt alle
fragen, welche Mittel haben wir denn für das
Siedlungswesen noch in Aussicht? Ich mußte
sagen, wir haben für das Siedlungswesen noch
25 Millionen vorgesehen. Gut, wenn 25 Mil­
lionen in Aussicht genommen sind, so müssen
wir sie, wie meine Leute sagten, halt vor­
ziehen. Wir hätten sie nicht vorgezogen, aber
Sie drängen doch so auf die Vergebung dieser
Mittel, und durch Ihren Antrag haben Sie
unseren Klub gezwungen, entsprechende Mit­
tel zur Verfügung zu stellen. Hätten Sie den
Antrag nicht gestellt, so hätten wie über
Wohnbaukredite derzeit noch gar nicht reden
müssen. Nur wegen Ihres Antrages sind diese
25 Millionen als erste größere Post in Er­
wägung gezogen worden. Und jetzt sagen Sie
einmal, was ist denn eigentlich als Nachtrag
zu der Vorlage von ursprünglich zehn Mil­
lionen gestellt worden? Es wurden Anträge
gestellt, von denen einige, wie ich betonen
muß, Eehr dringend waren, und zwar in der
Höhe von rund fünf Millionen. Und wegen
dieser fünf Millionen wollen Sie nun eine so
ungeheure Durchbrechung der bisherigen
Gepflogenheiten feststellen? Wenn Sie nicht
so nervös gewesen wären - ich bin es zwar
manchmal auch -- und wenn wir darüber ge­
redet hätten -- ich kann Ihnen nachträglich
mitteilen, daß unser Klub bei ei'nigen An­
trägen gesagt hat, das diese doch auch die
Anträge der Sozialisten waren -, so hätten
wir ohneweiters zugestimmt, daß zum Beispiel
Herr Dr. Steingötter auch den Antrag, be­
treffend die Krankenpflegerinnenschule in
St. Pölten, mitunterschreibt, so daß wir einen
gemeinsamen Antrag gehabt hätten. Er hätte
sicherlich mit Begeisterung unterschrieben,
weil ihm der Landesbeitrag von 200.000 S,
der in den besagten fünf Millionen enthalten
ist, so am Herzen liegt. In den fünf Millionen
sind aber noch 1,6 Millionen für das Spital in
Zwettl enthalten, das wir sehr notwendig
brauchen. Wenn Sie mit uns gesprochen hät­
ten, sö hätte auch dieser Antrag unserer
Partei gemeinsam mit Herrn Landesrat
Brachmann gestellt werden können. Das wäre
ohneweiters möglich gewesen.

Obwohl ich nicht gehässig bin, muß ich
noch darauf zu sprechen kommen, daß Herr
Landesrat Brachmann die Spitalskredite zum
Teil nicht so verwendet hat, wie es vorgesehen
war. (Landesrat Brachmann: Das war von

der Landesregierung beschlossen und geneh­
lnigt mit Ihrem Wissen.) Sie wissen, daß Sie
uns dabei etwas überrumpelt haben. Sie haben
den Antrag - wie Herr Lanctesrat Stika
immer sagt -- unter der "Irxen" mitgenom­
men. (Heiterkeit. -- Landeshauptmannstell­
vertreter Papp: Der Kargl macht das auch.)
Ich habe gesagt, wie ich schon vorsichtig bin:
Was ist das für ein Antrag, davon weiß ich
doch nichts? Und der Herr Landeshaupt­
mannstellvertreter Kargl in seiner Gutmütig­
keit sagt: Niemand was dagegen, und blättert
im Sitzungsbogen weiter. Aber ich sage: Ich
habe etwas dagegen, ich ersuche um Rück­
stellung. Hätten Sie da den Herrn Landesrat
Stika hören sollen! Ich sagte: Herr Landesrat
Stika, wollen Sie das bestätigen '! Er hat ge­
Eagt: Nie und nimmer. Er sagte, ich hätte
einen Reassumierungsantrag stellen müssen,
für dessen Annahme genau so viel Stimmen
erforderlich sind, wie bei der Annahme des
ursprünglichen Antrages. Sie haben dann eine
GeEchäftsordnungsdebatte entfacht, aber der
Herr Landeshauptmannstellvertreter Kargl
hat vermittelt und gefragt, ob das notwendig
wäre. Darauf habe ich gesagt, wenn die Rück­
stellung nicht möglich ist (Landeshauptmann­
stellvertreter Papp: Der Kargl gibt immer
nach! -- Heiterkeit bei der öVP.) , so lasse
ich mich gerne zu etwas Milderem stimmen.
Ich konnte den Antrag nicht aufhalten, wie­
wohl ich ihn hätte aufhalten wollen, aber der
Herr Landesrat Stika ist da viel zu energisch,
er hat sofort erfaßt, daß der Herr Landes­
hauptmannstellvertreter Kargl im Sitzungs­
bogen umgeblättert hat, und hat daher ge­
sagt: Weil umgeblättert ist, ist der Antrag
angenommen. Ich habe aber gewußt, daß da
etwas nicht in Ordnung ist. Wenn ich es zu­
erst untersuchen hätte können, wäre ich dar­
auf gekommen, so habe ich es aber erst nach­
träglich untersuchen können und habe es da­
her nachträglich in der Beantwortung
festgehal ten. (Landeshauptmannstellvertreter
Papp: Was Sie da jetzt gesagt haben, müßte
man überschreiben: Geheimnisse aus der Lan­
desregierung. - Ruf bei der öVP: Alles er­
zählt er ja nicht!) Alles erzählen wir nicht,
aber das habe ich sagen müssen, weil Herr
Landesrat Brachmann mich apostrophiert hat.
(Land'esrat Brachmann: Sie lesen nicht den
Sitzungsbogen, dort ist die Begründung genau
ausgeführt gewesen. Sie gehen unvorbereitet
'in die Sitzung,' ein Lehrer, der sich nicht vor­
bereitet.) Ich muß sagen, daß der Inhalt der
Akte "unter der Irxen" nicht bekannt ist, und
Sie, Herr Lanidesrat, sind es selber, der sich
immer beschwert, wenn jemand Akte unter del'
"Irxen" in die Landesregierungssitzung mit­
bringt. Ich persönlich mache das selten, und
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wenn, dann nur unter zwingenden Gründen,
und ich bin aber auch bereit, jeden solchen
Antrag, wenn es begründet ist, zurückzu­
stellen.

Ich glaube, meine Herren, daß es doch not­
wendig ist, klar zu erkennen, worum es sich
heute eigentlich dreht. Die zehn Millionen
Schilling der ursprünglichen Vorlage sind
durch zusätzliche Anträge von uns ~ das gebe
ich zu --- um rund fünf Millionen Schilling
erhöht worden. Aber schauen Sie, Sie können
ja_ manche dieser A'uträge selbst nicht ab­
lehnen, und ich glaube, Sie hätten z. B. den
Antrag, betreffend den Ankauf des Haydn­
Hauses in Rohrau, mitunterschrieben, wenn
wir Ihnen geschildert hätten, welch ein drin­
gender Fall das ist. Wenn man schon den
Totenschädel Haydns von Wien nach Eisen­
stadt. überführt, dann müssen wir in Nieder­
öst.erreich auch et.was in dieser Sache tun. Ich
selber habe es schwer in meinem Klub. (,Lan­
dcshauptmannstellvertreter Popp: Das kann
ich Ihnen nachfühlen, das glaube ich. Ich
habe es leicht.) Das ist das erst.emal, daß Sie
sagen, Sie haben es leicht, in den Landes­
regierungssitzungen sagen Sie immer gerade
das Gegenteil.

V/enn der vorliegende Ant.rag heute be­
Gchlm~sen wird, so bitte ich, das so anzusehen,
t1a[;', neben den ursprünglichen zehn Millionen
Schilling weitere rund fünf Millionen Schil­
ling bewilligt werden sollen, daß aber die
25 Millionen Schilling für die Wohnbauför­
derung --- die einzige größere Pest in der
Vorlage -- als Vorziehung notwendig sind,
damit wir die Beträge für die Wohnbauför­
derung weiter vergeben können.

Ich möchte aber noch betonen, daß die
Stellung dieser Nachträge nicht. aus einem
Prinzip heraus erfolgt ist, sondern daß sie in
der derzeitigen Sit.uation gelegen ist.. Ich
möcht.e noch zum Ausdruck bringen, daß ich
hoffe, daß das gut.e Einvernehme'nz,wischen
uns doch einmal, und zwar möglichst. bald
wiederhergestellt wird, damit wir uns mit
finanziellen Anträgen wieder gemeinsam be­
fassen können. (Beifall bei der Volkspartei.)

DRITTER PRÄSIDENT ENDL: Es ist. nie­
mand mehr zum Wort. gemeldet., der Herr
Bericht.erstatter hat das Schlußwort..

Berichterstatter Abg. SCHöBERL (Schluß­
wort): Ich verzichte.

DRITTER PRÄSIDENT ENDL: Ich lasse
vorerst. über den Hauptantrag des Finanzaus­
schusses abst.immen, dann über die zahlreich
eingelangten Zusat.zanträge und zum Schluß
über die vorliegenden Resolutionslanträge.
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(Nach Abstimmung über den Antrag des
Finanznusschusses): An g e 'll 0 m m e n.

Ich ersuche den Herrn Berichterstatter, die
Zusatzanträge, die in großer Zahl eingebracht
wurden, zu verlesen, damit ich sie zur Ab­
stimmung bringen kann.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
Abg. Dubovsky, betreffend einen Nachtmgs­
kredit zum A1/'sbau der Hagelversicherung,
und nach Abstimmung): Ab gel eh n t.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
A bg. Dubovsky, betreffend einen Nachtrags­
kredit für die Fertigstellung des Infektions­
pavillons im Krnnkenhaus Bnden, und nach
Abstimmung): Ab gel e h n t.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
Abg. Pettennuer, betreffend einen Nachtrags~

kredit für die Förderung von gesundheitlichen
VorbeugungsmalJnahmen, und nach Abstim­
mung): Abgelehnt.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
Abg. Pettennuer, bet1'effend einen N nchtrags­
kred'it für die Landes-Heil- und Pjlegennstnlt
Gugging, und nach Abstimmung): Ab g e­
I e h n t.

(Nach Verlesung des Zusatzantmges des
Abg. Pettenauer, betreffend einen Nachtrngs­
kredit für die Landeskrankenanstalt Speising,
und nach Abstimmung): Ab gel e h n t.

(Nach Verlesung des Zusatzantrnges der
Abg. Anna Czerny, betreffend einen Nnch­
tragskredit für die Instandsetzung des
Berufsschulgebäudes in Wiener Neustadt, und
nach Abstimmung): Ab gel e h n t.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages der
Abg. Anna Czerny, betreffend einen Nach­
tragskredit für den Ausbau und die fachliche
Einrichtung eines dritten M'Ütterberatungs­
wngens, und nach Abstimmung): Ab g e­
lehnt.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages der
Abg. Annn Czerny, betreffend einen Nach­
tragskredit für die Landeslehranstnlt für
hauswirtschaftliche Frauenberufe in Holla­
brunn, und nach Abstimmung): Ab g e­
I e h n t.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages der
Abg. Anna Czerny, betreffend einen Nnch­
tragskredit für Förderungsbeiträge für Lehr­
mittel, Lehrer- und Schülerbüchereien, und
nach Abstimmung): Ab gel e h n t.

(Nach Verlesung des Zusntzantrages der
Abg. Anna Czerny, betreffend einen Nnch­
tragskredit für Vorhaben auf dem Gebiete
des Kindergartenwesens, und nach Abstim­
mung): Ab gel e h n t.
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(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
Abg. Tatzber, betreffend einen Nachtrags­
kredit für die Baumpflanzung und Baum­
pflege, und nach Abstimmung): Ab g e­
I eh n t.

(Nach Verlesung des Zusatzantmges des
Abg. Tatzber, betreffend einen Nachtrags­
kredit für Beiträge ,zu den Kosten für Ge­
meindewege und Gemeindebrücken, und nach
Abstimmung): Ab gel e h n t.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages' des
Abg. Tatzber, betreffend einen Nachtrags­
kredit für Beiträge zu den Kosten von Wild­
bachverbauung'en, u,ndnach Abstimmung):
Abgelehnt.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
Abg. Tatzber, betreffend einen Nachtrags­
kred,it für die Förderung der Fischereiwirt­
schaft, und nach Abstimmung): Ab g e­
lehn t.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
A bg. Stall, betreffend einen Nachtragskredit
für das Landeserzie,hungsheim Reichenauer­
hof, Waidhafen an der Ybbs, und nach Ab­
stimmung): Ab gel e h n t.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
Abg. Stall, betreffend einen Nachtragskredit
für die Landes-Heil- und Pflegeanstalt Mauer­
öhling, und nach Abstimmung): Ab g e­
I e h n t.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
Abg. Stall, be'treffend einen 'l.veiteren Nach­
tragskredit für das Landeserziehungsheim
Reichenauerhof, Waidhafen an der Ybbs, und
nach Abstimmung): Ab gel e h n t.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
Abg. Stall, betreffend einen weiteren Nach­
tragskredit für die Landes-Heil- und Pflege­
anstalt Mauer-öhling, und nach Abstim­
mung): Ab gel e h n t.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
A bg. Gerhartl, betreffend einen Nachtrags­
kredit für die Bevorschussung von Interessen­
tenbeiträgen der Gemeinden aus Anlaß von
Fluß- und Bachregulierungen sowie Ufer­
bruchverbauungen, und nach Abstimmung):
Ab gel eh n t.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
Abg. Sigmund, betreffend einen Nachtrags­
kredit für den Ausbau, Instandhaltung und
Einrichtung der Erholungsheime in Nieder­
österreich, und nach Abstimmung): Ab g e­
I e h n t.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
Abg. Sigmund, betreffend Neueröffnung eines
Voranschlagsansatzes 2410, Landesfachschule

---~-_._-_._----_.-..- .._----------

für das Eisen- und Stahlgewerbe in Waid­
hafen an der Ybbs, und nach Abstimmung):
Abgelehnt.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
Abg. Sigmund zum Voranschlagsansatz
291-61, Stipendi.en für begabte Schüler, und
nach Abstimmung): Ab gel e h n t.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
Abg. Wenger, betreffend einen Nachtrags­
kredit für die Land.straßen I. und II. Ord­
nung, .Behebung von Elementarschäden und
Winterdienst. und nach Abstimmung): A b­
gelehnt.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
Abg. Wen ger, betreffend einen N achtrags­
kredit für sonstige Siedlungszwecke, und nach
Abstimmung): Ab gel e h n t.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
Abg. Wenger, betreffend einen Nachtrags­
kredit für Beiträge für die Elektroversorgung
von Siedlungen, und nach Abstimmung): A b­
gel e h n t.

(Nach 'Verlesung des Zusatzantrages des
Abg. Staffa, betreffend einen Nachtragskredit
für Beihilfen für Lehrlinge, und nach Ab­
stimmung): Ab gel e h n t.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
Abg. Staffa, betreffend Beitrag für den Bau
und die Ausgestaltung von gewerblichen
Berufsschulen in Niederösterreich, und nach
Abstimmung): Ab gel e h 'n t.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
Abg. Staffa, betreffend einen Nachtragskredit
für die Wiederinstandsetzung, Ausbau und
Neuerrichtung von Lehrwerkstätten an ge­
werblichen Berufsschulen und Landesberufs­
schulen, und nach Abstimmung): Ab g e­
lehnt.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
Abg. Staffa, betreffend einen Nachtragskredit
zum Beitrag an den Landesschulbaufonds,
und nach Abstimmung): Ab gel e h n t.

(Nach Verlesung des Zusabantrages des
Abg. Staffa, betreffend Eröffnung eines neuen
Voranschlagsans'atzes in der Gruppe 6 mit
der Benennung: Förderungsmaßnahmen für
Ehegründungen, und nach Abstimmung):
Ab ge I e h n t.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
Abg. Staffa, betreffend Eröffnung eines neuen
Voranschlagsansatzes in der Gruppe 7 mit
der Bezeichnung: Zur Vorfinanzierung von
Hausratsdarlehen und übernahme des Zinsen­
dienstes, und nach Abstimmung): Ab g e­
I e h 'TI t.
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(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
Abg. Anderl, betreffend Eröffnung eines
neuen Voranschlagsansatzes mit der Bezeich­
nung: Landesfachschule für das Textilgewerbe
in Groß-Siegharts, und nach Abstimmung):
Abgelehnt.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
Abg. Anderl, betreffend Eröffnung eines
neuen Voranschlagsansatzes mit der Bezeich­
nung: Landeserziehungsheim Allentsteig.
Warmwasserversorgttng im Südtrakt, und
nach Abstimmung): Ab gel e h n t.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
Abg. Anderl, betreffend die LandesfachschuZe
/iir das Textilgewerbe in Groß·8iegharts,
Neubau, und nach Abstimmung): Ab g e­
I e h n t.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
Abg. Anderl, betreffend das Landeserziehungs­
heim Allentsteig, Ankauf einer Wäschetrok­
kenmaschine, und nach Abstimmung): A b­
gel e h n t.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
Abg. Anderl, betreffend das Landeserziehungs­
heim Allentsteig, Anschaffung eines Küchen­
herdes, und nach Abstimmung): Ab g e·
lehnt.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
Abg. Eckhart, betreffend einen Nachtrags­
kredit für die Landeskrankenanstalt in Tulln,
und nach Abstimmung): Ab gel e h n t.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
Abg. Eckhart, betreffend einen weiteren
Nachtragskredit für die Landeskrankenanstalt
Tulln, und nach Abstimmung): Ab gel e h n t.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
Abg. Eckhart, betreffend die Landessiechen­
anstalt ·in St. Andrä vor dem Hagentale, Er­
richtung einer Kühlanlage, und nach Ab­
stimmung): Ab gel e h n t.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
Abg. Eckhart, betreffend die Landessiechen­
anstalt in St. Andrä vor dem lJagentale, Er­
richtung eines Ablaufes zur Kläranlage, und
nach Abstimmung): Ab gel e h n t.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
Abg. Niklas, betreffend einen Nachtragskredit
zu den Kosten der Ent- und Bewässerung,
und nach Abstimmung): Ab gel e h n t.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
Abg. Niklas, betreffend einen Nachtragskredit
zu den Kosten der Marchfeldbewässerung,
und nach Abstimmung): Ab gel e h n t.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
Abg. Niklas, betreffend einen Nachtragskredit

für Aufforstungszwecke, • und nach Abstim­
mung): Ab gel e h n t.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
Abg. Dr. Steingötter, betreffend einen Nach­
tragskredit für Druckkosten für Kataloge
und Führer der Museen und Sammlungen,
und nach Abstimmung): Ab gel e h n t.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
Abg. Dr. Steingötter, betreffend einen Nach­
tragskred'it für Förderung des Theaterwesens,
und nach Abstimmung): Ab gel e h n t.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
Abg. Dr. Steingötter, betreffend einen Nach­
tragskredit für Förderung des Musikwesens,
und nach Abstimmung):, Ab gel e h n t.

(Nach Verlesung des Zusatzantrage", des
Abg. Dr. Steingötter, betreffend einen Nach­
tragskredit für Förderung der bildenden
Künste, und nach Abstimmung): Ab g e­
I e h n t.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
Abg. Dr. Steingötter, betreffend einen Nach­
tragskredit für Beiträge der Volksbildungs­
z1,cecke, und nach Abstimmung): Ab g c­
lehnt.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
Abg. Dr. Steingötter, betreffend einen N ach­
tragskredit für Beiträge der Denkmalpflege,
und nach Abstimmung).' A b gel e h n t.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
Abg. Dr. Steingötter, betreffend einen Nach­
tragskredit für Beiträge .zu N aturschutzaus­
gaben, und nach Abstimmung): Ab g e­
I e h n t.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
Abg. Dr. Steingötter, betreffend einen Nach­
tragskredit für den Ankauf von Instrumenten
und Trachten für Blasmusikkapellen in Nie­
derösterreich, und nach Abstimmung): A b­
g' eIe h n t.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
Abg. Dr. Stein götter, betreffend einen Nach­
tragskredit zum Zwecke der Erdabfuhr bei
den Grabungen in Carnuntum, und nach Ab­
stimmung): Ab gel e h n t.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
Abg. Dr. Steingötter, betreffend einen Nach­
tragskredit für die Anlage eines Schlagwort­
kataloges und zur Durchführung von Buch­
bindereiarbeiten in der niederösterreichischen
Landesbibliothek, und nach Abstimmung):
Ab gel e h n t.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
Abg. Dr. Steingötter, betreffend einen Nach­
tragskredit für die Ausgestaltung der Straf-
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rechtsaltertümersammlung und Ausbau der
Depots im Landesmuseum, und nach Ab­
stimmung): Ab gel e h n t.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
Abg. Grabenhofer, betreffend einen Nach­
tragskredit für die Landessiechenanstalt
Mistelbach, Errichtung einer Zentralheizungs­
anlage, erste Rate, und nach Abstimmung):
Ab gel e h n t.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
Abg. Buchi.nger, betreffend einen Nachtrags­
kredit für das LandessäugUngsheim "Schwe­
denstift" in Perchtoldsdorf, Durchführung ver­
schiedener notwendiger Arbeiten, und nach
Abstimmung): Ab gel e h n t.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
Abg. Wondrak, betreffend einen Nachtrags­
kredit für Beiträge zu den Kosten für Kana­
lisierungen, und nach Abstimmung): Ab g e­
I e h n t.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
Abg. Wondrak, betreffend einen Nachtrags­
kredit für Beiträge zu den Kosten für Wasser­
versorgungen, und r<ach Abstimmung): A b­
gelehnt.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
Abg. Wondrak, betreffend einen Nachtrags­
kredit für den einmaligen Beitrag zum Aus­
bau allgemeiner öffentlicher [(rankenanstalten
in Niederösterreich, und n,ach Abstimmung):
Ab gel e h n t.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
Abg. Wondrak, betreffend einen Nachtrags­
kred'it für die Landeserziehungsanstalt in
Kornettburg, Wiederaufbau, und nach Ab­
stimmung): Ab gel e h n t.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
Abg. Wondrak, betreffend einen Nachtrags'-

kredit für das Landeserziehungsheimin H olla­
brunn, Umbau der Hei,zanlage, und nach Ab­
stimmung): A b gel e h n t.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
Abg. Wondrak, betreffend einen Nachtrags­
kredit für das Landeserziehungsheim in Holla­
brunn, Fertigstellung des zweiten Stockwerkes
im Schulgebäude, und nach Abstimmung):
Ab gel e h n t.

(Nach Verlesung des Zusatzantrages des
Abg. Wondrak, betreffend einen Nachtrags­
kredit für die Landeslehranstalt für haus­
wirtschaftliche Frauenbernfe in Hollabrunn,
erste Baurate für den Neubau eines Schul­
und Internatsgebäudes, und nach Abstim­
mung): Ab gel e h n t.

(Nach Verlesung des Resolutionsantrages
des Abg. Dubovsky, betreffend die Einrich­
tung 'von Gesundenuntersuchungsstellen zur
rechtzeitigen Bekämpfung der Krebskrank­
heit und Bereitstellung eines Kredites für
diesen Zweck, und nach Abstimmung): A b­
gel e h n t.

(Nach Verlesung des Rcsolutionsantrages
des Abg. Dubovsky, betreffend Mittel für die
Beseitigung des Barackenelends in Si. Pölten,
und nach Abstimmung): Ab gel e h n t.

Somit ist die Tagesordnung der heutigen
SHzung erledigt. Ich möchte den Herren Ab­
geordneten noch bekanntgeben, daß für Diens­
tag, den 25. Mai, im Prälatensaal um 9 Uhr
30 Minuten eine Sitzung des Verfassungsaus­
schusses einberufen ist.

Die nächste Sitzung wird im schriftlichen
Wege bekanntgegeben werden.

Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluß der Sitzung um 23 Uhr 49 Min.)
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